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* * * *

Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

B r i t t a E r n s t , Ministerin für Schule und Berufs-
bildung

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

S t e f a n S t u d t , Minister für Inneres und Bundes-
angelegenheiten

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

R e i n h a r d M e y e r , Minister für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die Sitzung.
Bitte begrüßen Sie mit mir Schülerinnen und Schü-
ler der Bismarckschule Elmshorn und des RBZ
Wirtschaft mit angehenden Verwaltungsfachange-
stellten. - Seien Sie uns herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Besonders begrüßen möchte ich den ehemaligen
Abgeordneten Herrn Dr. Bernd Buchholz. - Seien
auch Sie uns herzlich willkommen an Ihrer alten
Wirkungsstätte!

(Beifall)

Beurlaubt ist heute am Vormittag von der SPD-
Fraktion Herr Dr. Ralf Stegner. Herr Abgeordneter
Dr. Garg hat nach § 47 Absatz 2 der Geschäftsord-
nung des Landtags mitgeteilt, dass er in der Zeit
von 11:30 Uhr bis 16:30 Uhr an der Teilnahme der
heutigen Sitzung des Landtags verhindert ist.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 29 auf:

Einsetzung des „Ersten Parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses“ der 18. Wahlperiode

Antrag der Abgeordneten der Fraktionen von CDU,
FDP und PIRATEN
Drucksache 18/3352

Konkretisierungen und Erweiterungen des Un-
tersuchungsgegenstandes gemäß § 3 Absatz 2
des Untersuchungsausschussgesetzes

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/3375

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat der Oppositionsführer und Fraktionsvor-
sitzende der CDU-Fraktion, Herr Daniel Günther.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die namentlich aufgeführten Abgeordneten
nehmen das Minderheitsrecht für sich in Anspruch,
hier im Schleswig-Holsteinischen Landtag die Ein-
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richtung eines parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses zu beantragen.

Dieser parlamentarische Untersuchungsausschuss
ist zweifelsohne notwendig. Er ist bei all dem, was
sich zugetragen hat, dringend geboten. Wenn es ei-
nes Beweises bedurft hätte, wie wichtig die Ein-
richtung eines parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses ist, dann hätte der Ministerpräsident
mit seinem Interview, das er in der Sommerpause
gegeben hat, dies bestätigt. Er führte zum Sinn und
Zweck eines solchen Untersuchungsausschusses
aus:

„Es wird uns zeitlich belasten, denn das ist ja
der Sinn, dass wir Ressourcen binden müs-
sen. … Wir werden das in Demut ertragen
und so organisieren, dass wir diese verwal-
tungsmäßige Belastung bewältigen - das ist
es dann aber auch.“

Dann kommt es:

„Die politische Erkenntnis, ob wir eine Akte
fälschlicherweise auf Seite 12 und nicht auf
Seite 1 abgeheftet haben, wird möglicherwei-
se für die künftige Aktenordnung von Bedeu-
tung sein, aber mehr nicht.“

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Das ist die Einschätzung des Ministerpräsidenten
des Landes Schleswig-Holstein, wenn es darum
geht, dass Vorwürfe gegen den Friesenhof im
Raum stehen, bei denen es um Sprechverbote, Nah-
rungsentzug, Isolation, Kontaktverbote, Kollektiv-
strafen, Bildaufnahmen der Mädchen gegen ihren
Willen, Schläge und sexuellen Missbrauch geht. All
das hat sich im Land Schleswig-Holstein unter ei-
ner SPD-Grün-SSW-Regierung vermeintlich abge-
spielt. Das Einzige, was den Ministerpräsidenten
interessiert, ist, ob in der Aktenführung Seite 1 mit
Seite 12 verwechselt wurde. Das ist das Einzige,
was Sie hier als Aufklärungsbedarf ansehen,

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

und da fragen Sie, warum wir es für absolut unab-
dingbar halten, einen parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss einzurichten? - Vielen Dank, Herr
Ministerpräsident, dass Sie uns bewiesen haben,
dass dies wirklich notwendig ist.

(Beifall CDU und FDP)

Auch gestern wurde uns dies wieder unter Beweis
gestellt: Diese Regierung ist nicht auskunftswillig.
All das, was wir in den letzten Monaten als Opposi-
tion aufklären konnten, geschah durch mühsamste

Kleinarbeit. Immer wieder hat die Regierung ver-
sucht, zu verschleiern und Unterlagen so herauszu-
geben, dass aus ihnen möglichst nichts darüber her-
auszufinden war, wie die Abläufe waren. Gestern
gipfelte dies darin, dass wir uns im Einigungsaus-
schuss darüber unterhalten mussten, damit wir die
Abteilungsleiterprotokolle bekommen. Nachdem
sich dies wieder über Wochen hingezogen hatte,
wurde uns vom Ministerium allen Ernstes gesagt:
Wenn Sie einen konkreten Antrag gestellt hätten,
dann hätten wir das gemacht. Glücklicherweise
konnte der Kollege Breyer, der sehr genau Proto-
koll führt, genau sagen, dass dies im Ausschuss
schon vor drei Monaten beantragt worden ist. Diese
Regierung arbeitet nur, wenn sie unter Druck ge-
setzt wird, und das ist der Grund dafür, dass wir
diesen parlamentarischen Untersuchungsausschuss
brauchen.

Wir brauchen ihn übrigens auch, um die richtigen
Schlüsse zu ziehen. Ich will hier sehr deutlich sa-
gen: Es geht auch um politische Verantwortung.
Wofür machen wir einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss? - Natürlich wollen wir wissen:
Warum ist es zu solchen Zuständen gekommen? In-
teressiert es Sie nicht, wie es sein kann, dass Ihre
Fachministerin nicht weiß, dass es solche Einrich-
tungen in Schleswig-Holstein gibt, dass es solche
Zustände gibt und dass wir nicht einmal wissen, ob
so etwas auch in anderen Einrichtungen möglich
ist? Hier glaube ich der Frau Ministerin einfach ein-
mal, weil wir das Gegenteil schlicht und ergreifend
noch nicht beweisen konnten, dass sie definitiv
nichts davon gewusst hat. Was sind das für Kom-
munikationsstrukturen? Was ist das für eine Minis-
terin, die sagt: Es geht mir nicht darum, diese Sa-
chen aufzuklären, sondern es geht mir darum, zu
dokumentieren: Je wichtiger eine Angelegenheit ist,
desto weniger ist die Ministerin Alheit über diese
Vorgänge informiert. Das ist etwas, was wir aufklä-
ren müssen. Auch das gehört zum Auftrag des par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Aber wir wollen auch etwas für die Mädchen in
diesen Heimen erreichen. Darum geht es auch.

(Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Auch?)

Wir wollen nicht, dass es in unserem Land solche
Zustände gibt. Deshalb werden wir Ihrem Ansinnen
aus Punkt 6 zustimmen. Ich fordere Sie aber auf,
Punkt 8 zurückzuziehen, denn dies werden wir so
nicht mitmachen. Es ist ein Minderheitsrecht, einen
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parlamentarischen Untersuchungsausschuss einzu-
führen. Es ist aber unzulässig, den Untersuchungs-
auftrag um Fragen zu erweitern, die die Aufklärung
des parlamentarischen Untersuchungsausschusses
erschweren. Das dürfen Sie nicht. Nehmen Sie es
mir nicht übel, wenn ich sage, Punkt 8 wird ein par-
lamentarischer Untersuchungsausschuss so nicht
klären können. Denn Ihnen geht es darum, zu ver-
suchen, von dem abzulenken, was eben auch Auf-
gabe des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses ist,

(Zurufe SPD)

nämlich festzustellen, welche politische Verantwor-
tung es gibt.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Keine Alternati-
ven! - Weitere Zurufe SPD)

- Genau, das haben wir in Punkt 6 aufgeführt. Aber
der parlamentarische Untersuchungsausschuss kann
nicht die fachliche Arbeit des Sozialausschusses er-
setzen. Das kann ein parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss nicht tun.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN - Wolf-
gang Baasch [SPD]: Was machen wir denn
die ganze Zeit im Sozialausschuss?)

Deswegen sage ich in aller Deutlichkeit, damit Sie
uns nachher vor der Öffentlichkeit nicht vorwerfen,
wir hätten kein Interesse daran, auch die Sachfra-
gen zu klären: Wir sind sofort bereit, Ihre Punk-
te 8.1 und 8.2 hier und heute zu beschließen und zu
sagen: Wir wollen, dass sich der Sozialausschuss
jetzt schon damit beschäftigt. Um über pädagogi-
sche Konzepte zu diskutieren, müssen wir doch
nicht abwarten, dass der parlamentarische Untersu-
chungsausschuss seine Arbeit macht. Das kann der
Sozialausschuss und das kann auch der Runde
Tisch Heimerziehung heute schon machen.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Dafür brauchen wir nicht den parlamentarischen
Untersuchungsausschuss.

Deswegen bitte ich Sie, damit wir zu einem einver-
nehmlichen Votum kommen: Ziehen Sie diese
Punkte zurück, dann können wir über alle Punkte
gemeinsam abstimmen. - Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall CDU, FDP und PIRA-
TEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Serpil
Midyatli das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Opposition, als wir Ihren An-
trag gelesen haben, hatten wir schon einen Funken
Hoffnung, dass es hier auch um die Sache, um die
Jugendhilfe und insbesondere um die Jugendlichen
geht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber ohne päd-
agogische Konzepte?)

Aber, Kollege Günther, Ihre Rede gerade war ent-
larvend.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ihnen geht es nur um eines: Die Art und Weise, wie
die Diskussionen im Ausschuss geführt worden
sind, wollen Sie anscheinend auch im Untersu-
chungsausschuss beibehalten. Es mag Ihr gutes
Recht sein. Die regierungstragenden Fraktionen
sind immer noch daran interessiert, diesen Fall auf-
zuklären und hier einen guten und einen besseren
Weg zu finden, insbesondere auch für diese schwe-
ren Fälle, um die es in der Jugendhilfe nun einmal
geht. Das ist der Ansatz, den wir hier miteinander
verfolgen. Ich finde es sehr traurig, dass Sie Ihre
guten Ansätze, die Sie mit den Fragen formuliert
haben, in Ihrem Redebeitrag komplett weggelassen
haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Berichte in den Medien über die Zustände in
der Kinder- und Jugendhilfeeinrichtung Friesenhof
hat auch meine Fraktion mit Bestürzung zur Kennt-
nis nehmen müssen. Sie haben insgesamt den Fo-
kus auf ein sehr schwieriges Thema der Jugendhilfe
gelenkt, nämlich auf den angemessenen Umgang
mit Jugendlichen aus schwierigen sozialen Ver-
hältnissen, die durch die üblichen Maßnahmen der
Jugendhilfe nicht mehr erreicht werden können.

Bei Kindern und Jugendlichen, die häufig bereits
viel früher Opfer von Vernachlässigung,
Missbrauch und Gewalt wurden, reicht der eher ab-
strakte Begriff „Gefährdung des Kindeswohls“ -
darum geht es uns allen hoffentlich - aus meiner
Sicht nicht aus, um die Lebensumstände, unter de-
nen sie aufwachsen müssen, angemessen zu be-
schreiben. Der Staat hat eine sehr schwierige Auf-
gabe, hier einzugreifen und die Rolle zu überneh-
men, in deren Eltern komplett versagt und die bis-
herigen Maßnahmen der Jugendhilfe nicht ausge-
reicht haben.
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Die Aufgabe besteht darin, im Spannungsfeld zwi-
schen Sicherung des Kindeswohls auf der einen und
Berücksichtigung der Rechte, Persönlichkeit und
auch Würde der betroffenen Kinder oder Jugendli-
chen auf der anderen Seite den richtigen Weg zu
finden. Ob diese Voraussetzungen in der Einrich-
tung Friesenhof vorgelegen haben und ob die Kin-
der und Jugendlichen dort in Übereinstimmung mit
vertretbaren pädagogischen Grundsätzen, aber auch
gesetzlichen Bestimmungen betreut wurden, wer-
den wir im Ausschuss untersuchen.

Unser Untersuchungsausschussgesetz sieht vor,
dass die antragstellenden Abgeordneten der Oppo-
sition in der Ausgestaltung des Untersuchungsan-
trages weitgehend frei sind. Das ist auch gut so.
Allerdings verlangt das Gesetz als Mindestvoraus-
setzung, dass der Untersuchungsgegenstand hinrei-
chend bestimmt festzulegen ist. Wir haben hier al-
lerdings an mehreren Stellen Zweifel, ob der An-
trag dieser Vorgabe durchgängig genügt.

(Lachen Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Dies wird sich im Laufe des Untersuchungsaus-
schusses zeigen.

Ich freue mich, dass es die Antragsteller nicht nur
bei der Untersuchung der möglichen Missstände
und Versagen der Behörden belassen wollen, was
das gute Recht der Opposition ist, sondern auch die
Frage nach Schlussfolgerungen aus der Untersu-
chung stellen. Hier ermöglicht Ihre Formulierung
aber eine Diskussion über alles, was man im weite-
sten Sinne als Konsequenz betrachten könnte. Das
ist der Grund für unseren Änderungsantrag. Wir
wollen dies in zwei Punkten etwas konkretisieren
und fragen deshalb nach den bestehenden rechtli-
chen Konstruktionen der Aufsicht und möglichem
gesetzgeberischen Änderungsbedarf. Dies müsste
auch bei der Opposition zumindest ein Ziel des Un-
tersuchungsausschusses sein. Außerdem wollen wir
bei den Konsequenzen auch konkret der Frage
nachgehen, welche pädagogische Konzeption denn
für derartige Einrichtungen am besten geeignet wä-
re. Gerade diese Frage ist aus unserer Sicht beson-
ders wichtig, um die Interessen der betroffenen
Kinder und Jugendlichen,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

die unseres Schutzes und unserer Fürsorge bedür-
fen, zu wahren und um den ganzen Aufwand, den
wir letztlich mit solch einem Ausschuss betreiben
wollen, auch zu rechtfertigen.

Wir werden dies selbstverständlich auch weiterhin
im Ausschuss konstruktiv begleiten. Wir werden
dies ebenfalls weiterhin mit dem Runden Tisch, den
der Ausschuss bereits eingerichtet hat, konstruktiv
begleiten. Denn es müsste doch in unser aller Inter-
esse liegen, dass am Ende eines solchen Untersu-
chungsausschusses und am Ende der Beratungen al-
ler Gremien etwas herauskommt, was den Schutz
der Jugendlichen in Zukunft gewährleistet,

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

statt weiter mit Dreck zu werfen, mit Unterstellun-
gen und mit irgendwelchen Akten, die angeblich
verschleiert worden sind.

Aber das hat Sie, Kollege Günther, in Ihrer Rede ja
entlarvt: Sie interessieren sich im Grunde nur für
eines, nämlich eine Ministerin hier mit Dreck zu
bewerfen. Aber der Untersuchungsausschuss wird
ganz klar zeigen, was das Ergebnis am Ende sein
wird.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schön, dass Sie
das schon wissen!)

Wenn es gut für die Jugendlichen ist, dann ist es
gut. Aber Sie werden auf halber Strecke bleiben.
Darauf vertraue ich.

(Lebhafter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Dr. Marret Bohn das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Was ist im Friesenhof wirklich pas-
siert, und wie konnte es dazu kommen? Wir haben
uns in zahlreichen Sitzungen und Sondersitzungen
und bei Akteneinsichten im Sozialausschuss mit
diesem Thema beschäftigt. Sie fordern heute einen
Parlamentarischen Untersuchungsausschuss. Ich
nehme es an dieser Stelle gleich vorweg: Meine
Fraktion wird das unterstützen, und zwar aus einem
Grund: Der Schutz von Kindern und Jugendli-
chen hat für uns alle höchste Priorität.

Ich begrüße es daher ausdrücklich, dass Sie in dem
vorliegenden Antrag auf den Zeitpunkt zurückge-
hen, zu dem das Problem wahrscheinlich angefan-
gen hat, nämlich das Jahr 2007. Ich finde es sehr
richtig und wichtig, dass wir den Kinder- und Ju-
gendschutz nicht nur auf diese Legislaturperiode
und darauf beziehen, wer gerade in der Verantwor-
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tung gewesen ist, sondern dass wir klar zu den Ur-
sachen kommen und zu der Frage, wie wir sie zu-
künftig verhindern können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir haben für den parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss ein klares Ziel vor Augen. Sie ha-
ben auch eines, das ist ganz klar. Sie wissen, was
wir wollen; wir wissen, was Sie wollen. Es kann
losgehen.

Was ist schiefgelaufen? Was muss in der Kinder-
und Jugendhilfe besser werden, und wie erreichen
wir das? Ich sage Ihnen: An einer Stelle kristalli-
siert sich jetzt schon heraus, dass wir ein ganz
großes Problem haben: Die wirtschaftlichen Inter-
essen der Einrichtungsträger stehen ganz oben, die
Kinderrechte ganz weit unten. Das steht in krassem
Widerspruch zur Kinderrechtskonvention der UN
und zur Grundrechte-Charta der Europäischen Uni-
on.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir müssen uns sehr genau anschauen, welche ge-
setzlichen Veränderungen erforderlich sind, um die
Kinder- und Jugendrechte auf Augenhöhe zu
bringen oder - wenn es nach mir ginge - dafür zu
sorgen, dass sie die deutliche Priorität haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dreh- und Angelpunkt jeder Einrichtung ist das
pädagogische Konzept. Deswegen wäre es fahrläs-
sig, wenn wir uns nicht um die pädagogischen
Konzepte kümmern würden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Jetzt kommen wir zu den Einrichtungen im Bereich
des Ministeriums. 1.300 Einrichtungen betreut das
Landesjugendamt. Ich sage Ihnen ganz offen: Auch
da müssen wir hinschauen. Welchen Personal-
schlüssel brauchen wir? Welche Qualifikation ist
erforderlich? Wenn es Hinweise gibt, dass nachge-
bessert werden muss - zum Teil ist das schon er-
folgt -, muss dort weiter nachgebessert werden.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Auch der Kontakt zu den Amtsvormundschaften
ist nach unserer Einschätzung gesetzlich derzeit
nicht optimal geregelt. Auch das ist eine Stell-
schraube, von der wir überzeugt sind, dass dort
nachjustiert werden muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn in einer
Einrichtung hier bei uns in Schleswig-Holstein Fen-
stergriffe abmontiert und Türen abgeschlossen wer-
den, dann ist das für mich eine geschlossene Ein-
richtung. Ich frage mich: Wie war es möglich, dass
wir eine solche Einrichtung in Schleswig-Holstein
haben? Ich hätte das bis vor Kurzem nicht für mög-
lich gehalten. Jetzt ist es so weit, lieber Kollege
Günther: Wir kommen zu Ihrem Punkt 8.

Lesen Sie sich Punkt 8.2 noch einmal ganz genau
durch. Die Gesetzeslücke ist nach meiner jetzigen
Einschätzung - das würde ich gerne im parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss genauer abgeklärt
sehen - nämlich die: Wenn eine Betriebserlaubnis
einmal da ist, was ist dann? Dann gilt diese weiter,
obwohl es neue gesetzliche Regelungen gibt. Das
Bundeskinderschutzgesetz ist in Kraft getreten.
Trotzdem konnte das in Schleswig-Holstein passie-
ren. Das wollen wir nicht auf sich beruhen lassen.
Das sage ich Ihnen jetzt schon. Das wollen wir än-
dern.

Ich sage Ihnen noch etwas: Wenn ein Auto alle
zwei Jahre zum TÜV muss, dann frage ich mich,
warum das nicht auch für Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe gilt. Wie können wir es zu-
künftig verhindern, dass wir hier im Landtag Ge-
setze machen und nicht davon ausgehen können,
dass alle Einrichtungen in Schleswig-Holstein diese
auch befolgen? Auch das sage ich an dieser Stelle
ganz deutlich: Ich bin davon überzeugt, dass wir
viele gute Einrichtungen mit vielen engagierten
Pädagoginnen und Pädagogen haben. In diesem
parlamentarischen Untersuchungsausschuss geht es
aber darum, dass Kinder und Jugendliche unseren
Schutz und ihre Menschenwürde erhalten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist keine En-
quetekommission!)

Ich freue mich auf die Auseinandersetzung. - Vie-
len Dank.

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat das Wort der Fraktions-
vorsitzende Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich bin von der Rede von Frau Bohn wirklich be-
geistert. Frau Bohn, ich bin von Ihrer Rede vor al-
len Dingen deshalb begeistert, weil Sie gerade das
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genaue Gegenteil von dem erklärt haben, was die
Ministerin auf meine parlamentarischen Anfragen
hin mitgeteilt hat. Meine Frage, ob Verstöße gegen
die Kinderrechtskonvention vorgelegen haben, ist
verneint worden.

Sie fragen nun heute, wie es sein kann, dass solche
Verstöße in Schleswig-Holstein stattfinden. Ich fin-
de das schon bemerkenswert. Darauf werde ich
aber noch zurückkommen, weil wir unterscheiden
müssen zwischen dem, was Sie berechtigterweise
wollen, und den Fachfragen, die Sie stellen. Der
PUA ist von Rechts wegen aber keine Enquetekom-
mission und auch kein Ersatz des Sozialausschus-
ses. All die Fragen, die Sie pädagogisch klären wol-
len, gehören in diese Gremien, aber nicht in einen
PUA, den wir heute einsetzen werden.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Ich erkläre Ihnen das gleich auch noch einmal
rechtlich. Wir können das auch gerne gerichtlich
ausstreiten. Damit haben wir gar kein Problem. Da-
zu komme ich gleich noch einmal.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Doch. Es geht darum, dass wir Missstände auf-
klären. Es geht nicht darum, dass wir pädagogische
Konzepte bewerten. Wer von uns soll das denn tun?
Sehen Sie sich dazu in der Lage? Ist es eine sinn-
volle Abarbeitung eines Problems, wenn der PUA
beschließt, dass ein bestimmtes pädagogisches
Konzept sinnvoll ist und der Runde Tisch genau
den gegenteiligen Beschluss fasst? Es geht um die
Frage, wie diese Missstände entstehen konnten und
wie derartige Missstände künftig verhindert werden
können. Das hat mit dem pädagogischen Konzept
zunächst einmal nichts zu tun.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Kubicki, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Eichstädt?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Nein, erlaube ich nicht, Herr Präsident. Ich möchte
jetzt gern meinen Redebeitrag zu Ende bringen.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ministerpräsident Albig wird mit den Worten zi-
tiert, dass er den parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss zur Aufarbeitung der Vorgänge in der

Einrichtung Friesenhof für reine Zeitverschwen-
dung hält und dass es nur darum gehe, die Regie-
rung zu lähmen. So seine Worte.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Sie haben ein unheimlich gutes parlamentarisches
Verständnis, Frau von Kalben.

Diese Aussagen verdeutlichen zweierlei. Erstens
belegen sie erneut das mangelnde Gewaltentei-
lungsverständnis des Ministerpräsidenten und zeu-
gen auch vom mangelnden Respekt gegenüber dem
Parlament. Zweitens - das wiegt in diesem Fall
noch schwerer - scheint der Ministerpräsident die
Tragweite der im Raum stehenden Missbrauchsvor-
würfe, unter denen zahlreiche junge Mädchen zu
leiden hatten, nicht erkannt zu haben.

Es geht um Isolation, körperliche Gewalt und De-
mütigungen. Kinderrechte und die Menschenwür-
de wurden nach den bisher bekannt gewordenen In-
formationen missachtet. Die Möglichkeiten der
Aufklärung durch den Sozialausschuss sind dabei
leider an ihre Grenzen gestoßen. Deshalb brauchen
wir die Aufklärung in einem parlamentarischen Un-
tersuchungsausschuss.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Von der viel versprochenen Transparenz, wie sie
die Ministerin im Ausschuss noch angekündigt hat,
ist nichts geblieben. Allein die Opposition hat die
Aufklärung vorangetrieben. In Salamitaktik hat die
Regierung nur zu den Punkten Stellung bezogen, zu
denen sie aufgrund des Drucks von außen ohnehin
gezwungen wurde. Die Landesregierung hat nicht
mit offenen Karten gespielt.

Die letzte Posse war dabei die Herabstufung der
Vertraulichkeit der Akten. Anstatt dem Ansinnen
der Opposition, die ihre in der Verfassung verbürg-
ten Rechte geltend machen wollte, nachzukommen,
wurde das Verfahren weiter verzögert.

Wir müssen uns vor Augen führen, mit welchen
Vorgängen wir es in diesem Verfahren zu tun ha-
ben. Das zeigen allein die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaften. Die Staatsanwaltschaft er-
mittelt mittlerweile in 13 Verfahren. Im Raum steht
in der Mehrzahl der Verfahren der Verdacht auf
Körperverletzung. Hinzu kommen der schwerwie-
gende Verdacht des sexuellen Missbrauchs von
Schutzbefohlenen, der Verdacht der Freiheitsberau-
bung, Verdacht auf Verletzung des Brief- und Pri-
vatgeheimnisses sowie der Verdacht auf Verletzung
des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bild-
aufnahmen.
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Weiterhin läuft die Untersuchung der Aktenunter-
drückung im Ministerium. Das ist an sich schon ein
erheblicher Vorgang, wenn die Ministerin selbst die
Staatsanwaltschaft einschalten muss, weil in ihrem
eigenen Haus Akten manipuliert werden. Das ruft
geradezu nach einem parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss, der die Kontrolle des Parlaments
gegenüber der Exekutive ausüben kann.

(Beifall FDP und CDU)

Waren diese Vorwürfe unbekannt? Nein. Ausrei-
chend Hinweise lagen vor. Das Jugendamt Bremen
meldete bereits am 5. November 2013 folgende
alarmierende Vorgänge aus der Einrichtung Frie-
senhof an das Sozialministerium: unverhältnismäßi-
ge Sanktionierungen, übermäßiger Sport, Aussit-
zen, Wachhalten, keine Beschwerdemöglichkeiten,
Angstatmosphäre, Gewalt gegen Mädchen, Beleidi-
gungen, Gruppenbestrafungen. Auch Ärzte der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie Schleswig klagten über
Fixierungen sowie Übergriffe durch Personal. Eine
Familienrichterin beschrieb das gesamte System
Friesenhof als geschlossene Einrichtung. Die Lan-
desregierung hat jedoch erst gehandelt, nachdem
die Vorgänge in der Presse öffentlich wurden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den letzten
Jahren wurde intensiv die Heimerziehung in den
früheren Jahren der Bundesrepublik Deutschland
aufgearbeitet. Es ging darum, geschehenes Leid
und Unrecht an Heimkindern in den 50er-, 60er- bis
Mitte der 70er-Jahre aufzudecken. Bund und Län-
der haben sich gemeinsam ihrer Verantwortung ge-
stellt und geschehene Missstände anerkannt.

Es ist dramatisch, und es macht betroffen, dass jetzt
- 40 Jahre später - solche Vorgänge in Schleswig-
Holstein und möglicherweise auch anderswo immer
noch möglich sind. Während das Unrecht der Ver-
gangenheit aufgearbeitet wird, geschieht gegenüber
Mädchen nicht irgendwo, sondern hier in unserem
Land neues Unrecht. Niemanden können diese Ge-
schehnisse kaltlassen.

Es ist die feste Überzeugung meiner Fraktion, dass
es Aufgabe von Politik ist, diese Vorgänge aufzuar-
beiten und offenzulegen, um für die Zukunft solche
Missstände zu vermeiden.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Wir werden Punkt 8 Ihres Antrags nicht zustim-
men. Sie können das momentan mit Mehrheit
durchsetzen. Ich empfehle Ihnen jedoch die Lektüre
verfassungsrechtlicher Entscheidungen zu derarti-
gen Fragen. Es gibt das sogenannte Bepackungs-
verbot. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner

Entscheidung zu den Geschäftsinteressen judiziert:
Dadurch könnten die Arbeit des Ausschusses unge-
rechtfertigt verzögert sowie Ziele der Untersuchung
verschleiert werden. Bei der Ergänzung sei Zurück-
haltung geboten. Dass Voraussetzungen bestünden,
müsse offen zutage liegen. Sei das nicht der Fall,
gehe dies in Anbetracht des Minderheitsschutzes
zulasten der Mehrheit. So die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts.

Dass wir pädagogische Konzepte bewerten sollen,
hat mit dem ursprünglichen Untersuchungsauftrag
überhaupt nichts zu tun.

(Lars Harms [SSW]: Der Vorwurf gegenüber
dem Ministerium ist, solche Konzepte gedul-
det zu haben!)

- Das hat mit der Bewertung von pädagogischen
Konzepten überhaupt nichts zu tun. Dazu ist der
Untersuchungsausschuss überhaupt nicht berufen.
Sie können das beschließen. Wenn es darauf an-
kommt, werden wir das im Zweifel auch gerichtlich
durchstreiten. Sie können nicht den Untersuchungs-
gegenstand mit Ihren Mehrheiten komplett verän-
dern mit der Behauptung, das sei eine Ergänzung,
obwohl das ein völlig anderer Untersuchungsgegen-
stand ist. Wir werden das im Zweifel klären lassen.

(Beifall FDP und CDU)

Sie tun sich selbst und dem Institut des PUA und
auch der Kultur in diesem Hause keinen Gefallen
mit dem, was Sie gerade vorhaben. Sie können ger-
ne die Einsetzung einer Enquetekommission zur
Bewertung pädagogischer Konzepte beantragen.
Sie können den Sozialausschuss damit beauftragen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, ich war sehr großzügig. Kom-
men Sie bitte zum Ende.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Mein letzter Satz, Herr Präsident. - Sie können aber
nicht das, was die Minderheit will, mit Ihrem An-
trag durch die Ergänzung, die Sie vornehmen wol-
len, komplett und in Gänze aushebeln.

(Anhaltender Beifall FDP und CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat der Abgeordnete Wolf-
gang Dudda das Wort.
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Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass gele-
gentlich ein Perspektivenwechsel hilfreich ist, um
zu erleben, wie es denn ist als Mädchen im Friesen-
hof, mache ich mir die Mühe, den Sachverhalt aus
der Sicht eines 19-jährigen Mädchens, das den Frie-
senhof hinter sich hat, darzustellen.

Diese Denkweise - das will ich Ihnen auch ganz
klar sagen - hat während der Beratungen in der
Sommerpause bei CDU, PIRATEN und FDP maß-
geblich bestimmt, wie wir vorgehen wollen.

Ich habe nicht wahrgenommen, dass der Schwer-
punkt - wie Sie es gesagt haben, Frau Midyatli -
darin lag, mit Dreck auf die Ministerin zu werfen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP - Serpil
Midyatli [SPD]: Oh! - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wie bleibt Schleswig-Holstein heute einem 19 Jah-
re alten Mädchen, einer ehemaligen Bewohnerin
einer Einrichtung des Friesenhofes - wir nennen sie
einmal Tanja -, in Erinnerung? Was verbindet sie
mit dem echten Norden? Wie sind ihre Antworten
auf ihren Aufenthalt im Friesenhof geprägt? Als
16-Jährige hat sie wie die meisten Mädchen aus
zerrütteten Familienverhältnissen die Schule abge-
brochen, ist kriminell geworden und hat sich am
Ende prostituiert, nachdem sie Erfahrungen mit har-
ten und weichen Drogen gemacht hat.

Beendet wurde dieser Weg in die Aussichtslosig-
keit durch das zuständige Jugendamt. Sie wurde aus
ihrem sozialen Umfeld herausgelöst und nach
Schleswig-Holstein gebracht. Aufgenommen in ei-
nes der Häuser des Friesenhofes erlebte sie statt ei-
ner tatsächlich familienanalogen Lebensform mit
einem ausgereiften und auf sie zugeschnittenen
pädagogischen Konzept ein Bootcamp mit rigidem
Strafenkatalog - die Kollegen Günther und Kubicki
haben es erwähnt -, der sich, so viel wir wissen, gar
nicht um Grund- und Menschenrechte scherte.

Dass Tanja vor ihrem Umfeld, etwa vor ihrem frü-
heren Zuhälter, zu schützen war, ist unstrittig. Aber
es geht auch darum, wie und wie lange das ohne je-
de externe Kontrolle geschehen ist. Das muss dis-
kutiert werden.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Eine Abschottung dieser Art braucht jedoch auch
ein pädagogisches Gegenüber, eine Alternative
zum Bisherigen. Sie muss auffangend wirken. Das
war nicht der Fall, denn das gab es gar nicht. Statt-

dessen erlebte Tanja ein total unwürdiges Beloh-
nungssystem als Ersatz für individuell-pädagogi-
sche Zuwendung. So erlernte sie die Fähigkeit
durch äußerliches Bravsein, um so für sich das Nor-
male als Belohnung für wohlfeiles Verhalten zu be-
kommen. Eine solche Belohnung war bereits das
Tragen von farbigen Flip-Flops, wie wir heute wis-
sen.

Wirklich verinnerlicht und für sich als künftig nütz-
lich erkannt im pädagogischen Sinn hat Tanja dabei
nichts. Sie hat gelernt, zu funktionieren, mehr auch
nicht. Damit sind wir bei Alfred Koltermann. Sie
erinnern sich, dass wir ihn im Juli in der Plenarde-
batte im Landtag als jemanden erwähnt haben, der
im Heim in Heisterberg als behinderter Mensch zig-
fach vergewaltigt wurde. Er hat auch gelernt, dort
zu funktionieren, um zu überleben. Da fragt man
sich: Was ist eigentlich in den 30 Jahren, seitdem
wir die großen staatlichen Jugendeinrichtungen
abgeschafft haben, bis heute passiert?

(Beifall PIRATEN und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Da kommen die Fragen auf, die geklärt werden
müssen und die wir auch nach draußen erklären
müssen. Da geht es um das Totalversagen Schles-
wig-Holsteins bei einer von diesem Bundesland zu
erfüllenden Aufgabe. Es geht darum, lückenlos die
Gründe aufzudecken, die dazu führten, dass unser
Land seine Verantwortung gegenüber Kindern und
Jugendlichen nur formell - und das eigentlich auch
nur mit Ach und Krach - wahrgenommen hat. Dem
Volumen der Aufgabe stand landesseitig nie eine
entsprechende Struktur zur Verfügung.

Das Fazit ist: Zweifel an der Zuverlässigkeit
Schleswig-Holsteins als Garant für die staatliche
Daseinsvorsorge gerade der Jüngsten und damit der
zu den schwächsten zählenden Menschen sind völ-
lig berechtigt. Und was - das frage ich Sie, liebe
Kolleginnen und Kollegen - kann für das Vertrauen
in das von uns zu gestaltende Gemeinwesen schlim-
mer sein als Zweifel daran, dass gesetzlich zuge-
wiesene Aufgaben ernsthaft und tatsächlich wahr-
genommen werden? Allein deshalb braucht Schles-
wig-Holstein diesen Untersuchungsausschuss.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Schleswig-Holstein muss sich selbst rehabilitieren;
das ist die Aufgabe. Ich muss klar am Ende meiner
Rede sagen: Mit Spielchen oder einem für die Bür-
gerinnen und Bürger nicht mehr nachvollziehbarem
parlamentarischen Hickhack wird diese Rehabilitie-
rung nicht gelingen. Dann kommen wir unserer
Aufgabe nicht pflichtgemäß nach. Das hat nichts
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mit dem zu tun, was wir vor drei Jahren in unserem
Eid versprochen haben.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und bitte
Sie um das ernsthafte Akzeptieren unserer Verant-
wortung für die Wiederherstellung des Vertrauens
in unser Land, damit Tanjas Nachfolgerinnen das
mit dem „echten Norden“ auch ernst nehmen und
nicht wie Tanja sagen: Das ist der schlechte Nor-
den.

Ich sehe es wie der Kollege Kubicki: Die Fragen zu
8. gehören nicht in diesen Fragenkatalog; das sind
Fragen, die - übrigens in umgekehrter Form - in
Frage 1.3 enthalten sind: Was ist ungeeignet gewe-
sen? Wir können feststellen, was geeignet ist: ob
Montessori, Waldorf oder Bootcamp. Das ist Auf-
gabe des Sozialausschusses und des von Ihnen auch
gewollten Runden Tisches. Das kann nicht Aufgabe
des PUA sein. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP - Rasmus
Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Es geht um die Sache! - Zuruf SPD: Und
dann?)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrte Damen und
Herren! Nun steht es also fest: Der parlamentari-
sche Untersuchungsausschuss wird eingerichtet
und nimmt somit seine Arbeit auf. So ein Untersu-
chungsausschuss ist in der Tat ein wichtiger Be-
standteil des Parlamentes, und - wir merken es im-
mer wieder - er wird vor allem von der Opposition
als Kampfinstrument geschätzt und natürlich auch
von ihr genutzt. Das haben die Einlassungen des
Kollegen Günther gezeigt.

In Bezug auf die Einrichtung früherer Untersu-
chungsausschüsse haben wir vom SSW immer un-
sere Bedenken geäußert. Dazu stehen wir auch heu-
te noch. Wie gesagt: Dass die CDU Sachfragen, die
wir aufwerfen, nicht aufklären will, zeigt, dass von-
seiten der Opposition nicht mit Sachaufklärung zu
rechnen ist.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist unserer Auffassung nach immer noch nicht
richtig, dieses Instrument allein dazu zu nutzen, Re-
gierungsmitglieder an den Pranger zu stellen. Man

könnte sogar vermuten, dass ein solcher Untersu-
chungsausschuss nur deshalb eingerichtet wird, da-
mit die Opposition vor Ablauf dieser Wahlperiode
noch einmal ein solches Kampfinstrument nutzt
und Sachaufklärung gar nicht im Vordergrund
steht.

Wenn man ganz ehrlich ist, muss man sagen: Die
Ausführungen des Kollegen Günther zeigen auch,
dass man mit dieser Vorgehensweise offen umgeht:
Man will nicht aufklären, sondern man will nur mit
Schmutz werfen. Das ist eigentlich nicht Sinn und
Zweck eines parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Zur Erinnerung, auch für Sie, lieber Kollege:
Staatsrechtlich ist ein solcher Ausschuss grundsätz-
lich zur Aufklärung von aufgeworfenen Fragestel-
lungen vorgesehen.

(Zuruf CDU: Völliger Quatsch!)

Die sind nicht nur administrativer, sondern natür-
lich auch inhaltlicher Art. Vielleicht können sich ei-
nige noch daran erinnern, dass wir oft zusammen-
gesessen und die HSH-Nordbank-Geschichte auf-
gearbeitet haben. Auch dabei gab es Fragestellun-
gen; es ging nicht darum, eine Regierung an den
Pranger zu stellen. Es ging vielmehr darum, Sach-
fragen zu klären und Lösungsmöglichkeiten zu
finden. Lieber Kollege Kubicki, da hat sich auch
die FDP-Fraktion sehr stark engagiert und hat gute
Vorschläge gemacht, die auch teilweise umgesetzt
worden sind. Warum sollten wir das in einer solch
wichtigen Frage wie dem Kinder- und Jugend-
schutz nicht auch tun, meine Damen und Herren?

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir müssen über alles reden. Wir müssen über
Kommunikationswege reden. Wir müssen über die
Verwaltungswege und über die unterschiedlichen
Zuständigkeiten in diesen Bereichen reden. Wir
müssen darüber reden, welche Konzepte in den
einzelnen Einrichtungen gefahren werden. Das ist
ja nicht die einzige Einrichtung, sondern es gibt
vielleicht auch Best-Practice-Beispiele, wie mit sol-
chen Kindern umgegangen werden sollte. Vor die-
sem Hintergrund glaube ich, dass der Untersu-
chungsausschuss eine Riesenaufgabe vor sich hat.
In diesen Eineinvierteljahren, die noch vor uns lie-
gen, wird es eine unheimliche Aufgabe sein, diese
Strukturen aufzuarbeiten und zu schauen, ob man
an den Strukturen etwas ändern muss.
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In der Tat ist richtig, dass ein solcher Untersu-
chungsausschuss dann natürlich auch Vorschläge
machen muss, wie zukünftige Parlamentarier und
zukünftig Regierende mit dieser Frage umgehen,
welche Initiativen wir ergreifen müssen, zum Bei-
spiel auch auf Bundesebene, um hier etwas hinzu-
bekommen. Deswegen ist das meiner Ansicht nach
ganz wichtig.

Ich verstehe, dass die Opposition den parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss natürlich als Kamp-
finstrument nutzen will. Das ist aus meiner Sicht
auch in Ordnung; tun Sie das ruhig. Aber es geht
uns insbesondere darum, zu schauen, ob Struktu-
ren auch in unserem eigenen Hause zum Wohle der
Kinder und Jugendlichen geändert werden müssen.
Das ist das entscheidende Kriterium.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen sollte man dieses Ziel nicht aus den Au-
gen verlieren und muss sich diesem immer wieder
widmen. Ich sage es noch einmal: Der Kinder- und
Jugendschutz muss bei der Zielsetzung dieses par-
lamentarischen Untersuchungsausschusses im Vor-
dergrund stehen. Wie sollen wir sonst den Kindern
ins Auge sehen können, lieber Kollege Dudda?
Herr Dudda, Sie haben es wunderbar beschrieben,
dass auch die Betroffenen auf uns schauen. Wie
soll ich ihnen gegenübertreten, wenn ich ihnen al-
len Ernstes sage: Mir geht es zwar um Kinder- und
Jugendschutz, aber eigentlich will ich nur der Mini-
sterin einen vor den Koffer hauen?

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das
sagt momentan nur der Redner!)

Das ist doch nichts, was wir wirklich wollen. Dabei
müssen wir, lieber Herr Kollege Kubicki, uns wirk-
lich zusammenreißen und immer daran denken: Es
geht hierbei um Kinder und Jugendliche

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist ja schön!)

und nicht darum, eine Regierung vorzuführen.

Ich gebe Ihnen recht, lieber Herr Kollege Kubicki:
Ob ein solcher parlamentarischer Untersuchungs-
ausschuss der richtige Weg ist, mag man bezwei-
feln, aber dann müssen wir uns das Instrument an-
schauen und prüfen, ob es noch aktuell ist.

Dazu haben wir als SSW schon vor einiger Zeit
Vorschläge gemacht. Sie fanden hier keine Mehr-
heit. Wir glauben immer noch, dass sie eigentlich
der bessere Weg sind. Aber solange wir das Instru-
ment so haben, wie es ist, sollten wir es aus meiner

Sicht zum Wohle der Kinder und Jugendlichen nut-
zen - und nicht für solche Spielchen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Das Wort hat der Abgeordnete Jürgen Weber von
der SPD-Fraktion.

Jürgen Weber [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gemeldet habe ich mich nach den Ausführungen
des Kollegen Kubicki, der uns erzählen wollte, dass
die zusätzlichen Anträge, die wir stellen, nicht
durch das abgedeckt sind, was man durch Ergän-
zungsanträge bei Untersuchungsausschüssen tun
dürfte. Ich rede jetzt nicht über den Sach- und
Fachaustausch, sondern genau über die Frage, in
welcher Form ein Untersuchungsauftrag, der von
einer Minderheit hier im Raum formuliert und dann
auch beschlossen werden wird, erweitert werden
darf.

Lieber Kollege Kubicki, wenn Sie sich einmal der
Mühe unterziehen, Ihren eigenen Antrag in Ruhe zu
lesen, dann werden Sie sehen, dass unsere Ergän-
zung die logische Folge Ihres Antrags ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!)

Ich darf Ihren Punkt 1.3 zitieren, der folgenderma-
ßen lautet:

„Entsprachen die Konzeptionen der Teilein-
richtungen des ‚Friesenhofs‘ für die vorgese-
hene Zielgruppe den pädagogischen Stan-
dards?“

Daher wird der Untersuchungsausschuss sich natür-
lich mit der Frage beschäftigen müssen: Welche
pädagogischen Standards liegen in dieser Repu-
blik vor? Welche pädagogischen Standards kennen
wir? Gibt es unter Umständen unterschiedliche päd-
agogische Standards, die in Anwendung gebracht
werden, auch für die verschiedenen Zielgruppen?
Mit der Frage werden wir uns - das werden Sie ja
nicht bestreiten können - schon aufgrund Ihrer For-
mulierung befassen müssen.

Sie schreiben dann unter Punkt 6, der sich auf alle
Punkte davor bezieht:

„Welche Schlussfolgerungen sind aus der
Untersuchung zu ziehen?“
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Das bezieht natürlich auch die Frage ein: Welche
Schlussfolgerungen sind aus der Frage zu ziehen,
ob gültige pädagogische Standards in Anwendung
gebracht wurden, und zwar in Bezug auf welche
pädagogischen Standards? Wenn wir Schlussfolge-
rungen daraus ziehen, dann kann die Frage doch
nur lauten: Welche dieser pädagogischen Standards
sind sinnvoll? Sind es andere als die, die bisher zur
Anwendung gekommen sind? Sind es welche, die
wir vielleicht in Schleswig-Holstein noch gar nicht
diskutiert haben? Das ist genau die konkrete Aus-
führung dessen, was wir da hineinschreiben, näm-
lich: Welche pädagogischen Standards wollen wir?
Das ist nicht Enquetekommission, sondern die kon-
sequente Ableitung Ihrer eigenen Fragen. Das wer-
den wir genauso beschließen. Sie können gerne ver-
suchen, dagegen vorzugehen. Es ist sachlogisch.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!)

Es ist vernünftig, und es ist durch das PUA-Gesetz
abgedeckt. - Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort für einen Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch durch noch so viele semantische, eloquente
Ausführungen, Herr Kollege Weber, kommen Sie
nicht daran vorbei, dass das, was Sie gerade vorha-
ben, rechtswidrig sein wird, und das werden wir im
Zweifel feststellen lassen.

(Widerspruch SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Vielleicht nutzt auch juristischer Sachverstand ge-
legentlich einmal etwas.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Ich sehe schon, es geht den regierungstragenden
Fraktionen um die Kinder und den Oppositionsfrak-
tionen nur um die Beschmutzung der Ministerin.
Das ist ja Standard. Uns wird unterstellt, wir hätten
kein Interesse an Sachaufklärung, und Sie wollen
entgegen der Interessenlage, die bei der Opposition
besteht, die ja das Recht hat, einen Untersuchungs-
gegenstand zu beschreiben, den Auftrag erweitern -
nicht ergänzen, sondern erweitern. Ich komme
gleich dazu.

Artikel 24 Absatz 1 unserer Verfassung sagt:

„Der Landtag hat das Recht und auf Antrag
eines Fünftels seiner Mitglieder die Pflicht,
zur Aufklärung von Tatbeständen im öffent-
lichen Interesse einen Untersuchungsaus-
schuss einzusetzen.“

Es geht um die Aufklärung von Tatbeständen.
Was Sie mit Ihrem Ergänzungsantrag wollen, ist
die Bewertung von pädagogischen Konzepten, und
dafür ist der PUA nicht da.

(Beifall CDU und FDP)

Ich kann Ihnen sicher sagen, dass ein pädagogi-
sches Konzept, das Straftaten beinhaltet - die
Staatsanwaltschaft ermittelt in diesem Fall ja -, mit
Sicherheit kein pädagogisches Konzept ist, das den
Standards entspricht, die gängig sind. Das aufzuklä-
ren, ist die spannende Frage.

Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass ein Minis-
terium, und zwar egal, unter welcher Führung, in
einem demokratischen Rechtsstaat einem pädagogi-
schen Konzept zustimmt, das diesen massiven
Grundrechtseingriff und diese massiven Straftaten,
die jetzt im Raum stehen, beinhalten würde. Inso-
fern ist diese Frage völlig egal.

Sie wollen in Wahrheit - geben Sie es doch einfach
zu -, dass wir jetzt dadurch, dass wir 25 Sachver-
ständige mit 134 verschiedenen Erklärungen zu
pädagogischen Konzepten hören, zur eigentlichen
Aufklärungsarbeit in Bezug auf das, was in Schles-
wig-Holstein schiefgelaufen ist, gar nicht mehr
kommen oder es vernebeln.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das ist eine Un-
terstellung!)

Da sage ich Ihnen - gucken Sie sich Verfassungsge-
richtsentscheidungen an -: Das, was Sie machen,
verstößt gegen das Bepackungsverbot und ist un-
zulässig. Sie verzögern, verschleppen und orientie-
ren den Untersuchungsgegenstand anders, als es
von uns geplant ist.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Ich bin nach 25 Jahren parlamentarischer Tätigkeit
wirklich erschüttert, Lars Harms

(Zurufe SPD)

- ja, ich bin wirklich erschüttert -, mit welchem
Selbstverständnis das Parlament da rangeht. Wo
denn, wenn nicht hier, ist parlamentarische Aufklä-
rungsarbeit nötig? Ich sage Ihnen auch ganz offen -
das habe ich immer wieder gesagt -: Selbst wenn es
Minister Garg in seiner Amtszeit treffen würde, wä-
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re mir das völlig egal, weil wir nicht zulassen kön-
nen, dass bei uns Abläufe da sind, die zu solchen
Ergebnissen geführt haben, wie es hier der Fall ist.
Deshalb untersuchen wir das von 2007 an.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Ein letzter Satz: Wir werden uns in dem, was wir
wollen - Ihre Unterstellungen hin oder her -, nicht
beeinflussen lassen; denn uns geht es tatsächlich
darum zu gucken: Wie kann es sein, dass in Schles-
wig-Holstein auf so massive Signale nicht adäquat
reagiert worden ist? Was müssen wir tun, damit das
künftig nicht mehr stattfindet? Um nicht mehr und
nicht weniger geht es, und daran werden wir fest-
halten. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Kollege Kubicki, erlauben Sie eine Frage oder
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Harms?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ja.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Lars Harms [SSW]: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. - Da Sie mich direkt angesprochen ha-
ben und insinuiert haben, dass wir nicht an
Aufklärung interessiert sind, wollte ich nur
darauf hinweisen, weil dass wir sämtlichen
Aufklärungswünschen von Ihrer Seite, von
Oppositionsseite, selbstverständlich zustim-
men werden und das auch entsprechend ver-
folgen werden.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Das ist auch deshalb uninteressant, weil Sie es gar
nicht verhindern können. Ob Sie zustimmen oder
nicht, ist völlig wurscht.

(Heiterkeit und Beifall FDP und CDU)

Aber unabhängig davon, Kollege Harms - wenn ich
das in Beantwortung dieser Fragen noch einmal sa-
gen darf -, Ihre Rede war nach der Devise: PUA ist
als Instrument eigentlich überflüssig, weil er nur
Kampfinstrument ist. Er dient eigentlich nicht der
Aufklärung, sondern nur der Beschmutzung, und
dient auch dazu, irgendwie andere Sachen zu ent-
werten. Sie haben dabei auf den Untersuchungsaus-
schuss zur HSH Nordbank abgestellt. Der hat mit-

nichten alle möglichen Bankgeschäftsmodelle un-
tersucht, um zu der Frage zu kommen, wie man
sinnvollerweise eine Bank führt, sondern er hat sich
darauf konzentriert: Was ist hier falsch gelaufen,
und was muss da geändert werden? Welche Verant-
wortung haben die Personen zum Zeitpunkt ihres
Handelns gehabt

(Zuruf Lars Harms [SSW])

- genau -, und was haben sie unterlassen? So ist es.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie noch eine Frage oder Bemerkung des
Abgeordneten Harms?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Gerne.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Lars Harms [SSW]: Keine Frage, sondern
auch wieder eine Stellungnahme. Wenn wir
dem zustimmen - dass wir das tun werden, ist
den Äußerungen der Rednerkollegen von den
Regierungsfraktionen deutlich zu entneh-
men -, dann ist das nicht nur eine Pro-Forma-
Zustimmung, sondern dann werden auch un-
sere Vertreter in dem entsprechenden parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss an der
Aufklärung sämtlicher Fragen - auch der Fra-
gen, die Sie aufgeworfen haben - vernünftig
mitwirken.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das müssen Sie
auch!)

- Lieber Kollege Arp, ich unterhalte mich
jetzt gerade mit dem Kollegen Kubicki. Es
wäre nett, wenn Sie nicht immer dazwischen-
quasseln.

Es geht mir darum, deutlich zu machen, dass
der Vorwurf nicht gerechtfertigt ist, wir wür-
den uns nicht an der Aufklärungsarbeit betei-
ligen. Wir werden das tun, und Sie werden
höchst zufrieden mit uns sein.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Wolfgang Kubicki [FDP]:

Darf ich darauf antworten, Herr Präsident? - Kolle-
ge Harms, Letzteres würde mich überraschen. Ich
habe tatsächlich keinen Zweifel daran, dass jeden-
falls in den zentralen Punkten auch ein massives
Aufklärungsinteresse bei den Koalitionsfraktionen
besteht. Mein Vorwurf ist, dass Sie durch die Aus-
weitung des Untersuchungsgegenstandes dazu bei-
tragen werden, dass der Kern des Untersuchungs-
gegenstandes, den wir wollen, verwässert, ver-
schleppt und verschleiert wird, und das werden wir
nicht zulassen. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu
den drei weiteren Dreiminutenbeiträgen. Zunächst
der Abgeordnete Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Kollege Lars Harms hat den Vergleich
zum HSH-Untersuchungsausschuss der vorange-
gangenen Wahlperiode gezogen. Ja, auch damals
gab es eine Ergänzung des Untersuchungsauf-
trags. Damals ebenfalls von der SPD-Fraktion be-
antragt war der Punkt 7, nicht der Punkt 8 wie heu-
te. Die damalige Ergänzung lautete - ich zitiere
sinngemäß -: Der Untersuchungsausschuss soll dar-
über hinaus dem Parlament Vorschläge unterbrei-
ten, wie das Parlament in Zukunft seine Kontroll-
und Informationsmöglichkeiten verbessern kann.

Ja, das war in Ordnung, und darum geht es auch in
diesem Untersuchungsausschuss, nämlich zu schau-
en, wie Informationen im Ministerium dort ankom-
men, wo sie hin müssen, und im Zweifelsfall auch
das Parlament erreichen. Stellen Sie sich einmal
vor, die inhaltliche Ergänzung wäre damals gewe-
sen: Der Untersuchungsausschuss soll ein Konzept
für das Geschäftsmodell der HSH Nordbank in der
Zukunft erarbeiten.

(Heiterkeit und Beifall CDU)

Das wäre das Pendant zu Ihrem heutigen Antrag.
Ich glaube, da werden Sie mir alle recht geben: Es
hätte den damaligen Untersuchungsausschuss kom-
plett überfordert, komplett gesprengt, wenn wir da-
mals das zukünftige Geschäftsmodell der HSH
Nordbank hätten erörtern sollen.

Genau das soll aber nach Ihrer Vorstellung jetzt der
Friesenhof-Untersuchungsausschuss tun. Da merkt

man, dass zwei Dinge nicht zusammenpassen, die
Sie hier zusammenzuführen versuchen. Sie spren-
gen diesen Untersuchungsausschuss mit einem
Konzept, das auch im Fall der HSH Nordbank über-
haupt nicht vom Untersuchungsausschuss erarbeitet
werden konnte. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Als Nächste hat Frau Abgeordnete Heike Franzen
das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich möch-
te mich zunächst einmal bei der Kollegin Bohn be-
danken, die im Unterschied zu manch anderem
Redner heute offensichtlich unseren Antrag gelesen
und festgestellt hat, dass es hier in dem Ausschuss
um Sachaufklärung geht und dass wir auch ent-
sprechende Fragen dazu gestellt haben. Ich finde
es sehr schwierig, ein parlamentarisches Instru-
ment, das wir hier implementiert haben, um Sach-
fragen zu klären, als Kampfausschuss zu bezeich-
nen. Das ist ein parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss mitnichten.

(Beifall CDU, PIRATEN und Anita Klahn
[FDP])

Lieber Kollege Lars Harms, wenn Sie schon dar-
über reden, welche Aufgaben ein solcher parlamen-
tarischer Untersuchungsausschuss hat, dann bitte
ich, einen Blick ins Gesetz zu werfen. Dort steht
ganz klar unter „Aufgabe und Zulässigkeit“:

„Ein Untersuchungsausschuss des Landtages
hat die Aufgabe, Sachverhalte, deren Aufklä-
rung im öffentlichen Interesse liegt, zu unter-
suchen und dem Landtag darüber zu berich-
ten.“

Das sind Sachverhalte. In dem Zusammenhang
würde ich gern auf den Redebeitrag von dem Kolle-
gen Weber eingehen. Herr Weber, Sie haben sich
auf unsere Frage 1.3 bezogen. Diese Frage bezieht
sich ausschließlich auf den Untersuchungsgegen-
stand Friesenhof, selbstverständlich, und zwar unter
dem Artikel „Etwaige Missstände in der Kinder-
und Jugendhilfeeinrichtung ‚Friesenhof‘“. Da geht
es darum, welche Konzeption der Friesenhof tat-
sächlich hatte, und es stellt sich die Frage, ob diese
Konzepte des Friesenhofes denn tatsächlich den
pädagogischen Standards entsprochen haben.
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(Jürgen Weber [SPD]: Welchen Standards? -
Birgit Herdejürgen [SPD]: Welchen Stan-
dards?)

- Den gültigen pädagogischen Standards entspro-
chen haben! Ihre Fragen gehen weit darüber hinaus.
Ihre Frage sagt nämlich, wir sollten untersuchen
und feststellen, welche pädagogischen Standards
der parlamentarische Untersuchungsausschuss be-
fürwortet. Das ist eine ganz andere Aufgabe.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Das ist eine wirkliche Ausweitung des Auftrags des
Ausschusses.

(Zuruf Jürgen Weber [SPD])

Hier geht es darum, den Sachverhalt, der gewesen
ist, aufzuklären. Das ist der Umfang des Untersu-
chungsausschusses. Das, was Sie machen wollen,
ist Arbeit, die gemacht werden muss, insbesondere
parallel zum Untersuchungsausschuss gemacht
werden muss, nicht erst hinterher, nicht erst, wenn
der Untersuchungsausschuss fertig ist.

(Beifall CDU, FDP und Wolfgang Dudda
[PIRATEN])

Das müssen wir jetzt machen. Jetzt müssen wir
schauen: Wo sind die Konzepte, die wir brauchen,
welche pädagogischen Hintergründe brauchen wir.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Daran ist doch
niemand gehindert!)

- Wozu schreiben Sie es dann hinein, wenn Sie es
jetzt nicht klären wollen? Sie wollen doch warten,
bis der parlamentarische Untersuchungsausschuss
seine Schlussfolgerungen vorlegt. Sonst würde die-
ser Antrag überhaupt gar keinen Sinn mehr ma-
chen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Dreiminutenbeitrag kommt von der
Frau Abgeordneten Dr. Bohn.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kubicki, unsere
Juristinnen und Juristen kommen zu einer anderen
Einschätzung als Sie. So ist das leider oft. Wir be-
ziehen uns konkret auf § 3 Absatz 2 des Untersu-
chungsausschussgesetzes. Die Formulierungen, die

wir gewählt haben, sind aus unserer Sicht Konkre-
tisierungen und Erweiterungen.

Jetzt komme ich zu Ihren Punkten, die Sie selbst in
Ihrem Antrag stehen haben. Vielen Dank, Frau Kol-
legin Franzen, ich finde es ganz gut, wenn wir wie-
der auf die Fachebene kommen.

(Beifall Barbara Ostmeier [CDU])

Punkt 1.3: Teileinrichtungen des Friesenhofs: Wel-
che pädagogischen Standards? - Punkt 1.4: Wie war
es mit den Konzeptionen?

Wir hätten ganz genauso unseren Punkt 8 als Punkt
1.5 dazwischenschieben und die anderen dann in
der Nummerierung verändern können. Das wäre
ganz genau auf das Gleiche hinausgelaufen, weil
das doch der Knackpunkt an der Geschichte ist.
Falls das, was dort geschehen ist, den pädagogi-
schen Standards von früher vielleicht irgendwann
einmal entsprochen hat, es kommt ein neues Gesetz
und die Standards werden nicht angepasst, dann ha-
ben wir eine Lücke im Gesetz. Die müssen wir
doch schließen. Das muss doch unser Ziel sein.

Jetzt kommen wir zu dem anderen Punkt 8.2. Auch
da kann ich nur sagen: Natürlich ist es Aufgabe des
parlamentarischen Untersuchungsausschusses, ganz
genau zu schauen: Wenn diese gesetzlichen Ände-
rungen da sind, wie werden sie auch eingehalten?
Wie geht es in der Zukunft weiter? Ich kann Ihnen
nur sagen: Wir werden bei unserem Antrag bleiben.
Ich halte es für absolut wichtig und richtig, dass wir
uns auf den Friesenhof beziehen, aber das, was dort
passiert ist, zum Anlass nehmen zu vermeiden, dass
auch in anderen Einrichtungen vielleicht irgend-
wann einmal so ein Problem auftritt. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der nächste Dreiminutenbeitrag kommt von Herrn
Abgeordneten Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auch ich bin Frau Franzen dankbar - jetzt
sind schon zwei aus der Regierungskoalition Frau
Franzen dankbar -, dass sie noch einmal das PUA-
Gesetz genannt und darauf hingewiesen hat, dass
die Aufgabe von Parlamentarischen Untersu-
chungsausschüssen ist, Sachverhalte von öffentli-
chem Interesse aufzuklären. Was ist eigentlich das
größte öffentliche Interesse in dieser Frage? - Dann
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doch sicherlich der Kinder- und Jugendschutz und
nichts anderes. Darauf legen wir Wert, dass wir die-
ses eben auch entsprechend verfolgen.

Die Kollegin Bohn hat gerade eben dargestellt:
Wenn wir über pädagogische Standards reden, al-
so das, was geschehen ist, mit dem abgleichen wol-
len, was eigentlich Standard sein sollte, dann muss
sich dieser Ausschuss auch damit beschäftigen, was
eigentlich Standard ist. Das geht gar nicht anders,
weil man es sonst nicht abgleichen kann. Das ist
das, was wir uns unter Punkt 8.1 mit den pädagogi-
schen Konzepten wünschen.

Es gibt noch etwas anderes: Punkt 1.4 spricht die
Frage an, wie auf Regelverstöße und Grenzüber-
schreitungen der Untergebrachten reagiert wurde.
Das ist eine Fragestellung, die Sie aufwerfen. Wir
werfen die Frage unter Punkt 8.1 auf, welche Me-
thoden eigentlich auch bei solchen schwierigen Fäl-
len Standard sind.

(Barbara Ostmeier [CDU]: Das ist dasselbe!)

- Ja, das ist dasselbe, genau. Frau Ostmeier, Sie ha-
ben es erkannt, das ist dasselbe. Wir müssen die
Methoden definieren.

(Zurufe)

Wir als parlamentarischer Untersuchungsausschuss
müssen wissen, welche Methoden der Standard im
Umgang mit solchen Kindern sind und ob dann
Grenzüberschreitungen erfolgt sind. Genau das ist
das. Das, was wir uns im Vorwege wünschen,

(Tobias Koch [CDU]: Doppelt hält besser?)

ist das, was Sie entsprechend wollen. Wir müssen
uns als Ausschuss mit diesen Fragen auch im Vor-
wege beschäftigen, damit wir dann in der Lage
sind, diesen Abgleich überhaupt ausführen zu kön-
nen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Harms, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung der Frau Abgeordne-
ten Ostmeier?

Lars Harms [SSW]:

Sehr gern, klar.

Barbara Ostmeier [CDU]: Zunächst einmal,
Herr Kollege Harms, bin ich sehr dankbar,
dass Sie sich jetzt auch mit den Fragestellun-
gen befassen, die wir dort genannt haben,
und bestätigen, dass wir dasselbe sagen.

(Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

Vorher wurde schon einmal unterstellt, das
Kindeswohl interessiere uns gar nicht. Wenn
Sie gerade gesagt haben beziehungsweise
mir beigepflichtet haben, das sei dasselbe,
warum brauchen Sie die Frage 8 denn?

(Vereinzelter Beifall CDU und PIRATEN)

Offensichtlich ist Ihre Frage 8 eben doch
nicht dasselbe. Offensichtlich nicht! Wenn es
dasselbe ist, finde ich es sehr schade, dass
wir heute, wo wir in den anderen Punkten
übereinstimmen, jetzt so lange mit Ihnen de-
battieren und nicht zu einem gemeinsamen
Einsetzungsbeschluss kommen und uns dann
der Sache widmen. Denn wenn es dasselbe
ist, ist es doch kein Problem, darauf zu ver-
zichten und einfach unserem Vorschlag zu
folgen.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Wolf-
gang Dudda [PIRATEN] - Zuruf Eka von
Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Darf ich darauf antworten? Frau Kollegin, auch
darauf will ich antworten. Ich wäre auch in meinem
weiteren Vortrag noch darauf eingegangen. Erstens.
Unter Punkt 8.1 konkretisieren wir in der ersten
Zeile das, was auch Sie gern wollen. Wir sagen nur:
Wir müssen vorher schauen, was es gegeben hat,
um es dann so, wie Sie es wollen, entsprechend ab-
zugleichen.

Jetzt kommt aber der Kern der Sache. Wir sagen:
vorher definieren, was Standard ist. Anhand Ihrer
Fragen prüfen wir ab, ob gegen die Standards ver-
stoßen wurde. Jetzt kommt es: Wir wollen daraus
Schlussfolgerungen ziehen. Sie schreiben in Ihrem
Punkt 6 nur, es seien Schlussfolgerungen darzustel-
len. Wir sagen: Ja, wir konkretisieren das noch in
der Zielstellung, wir wollen nachher am Ende des
Ausschusses - das sagt übrigens auch unser Antrag
- dann eben auch schauen, welche Konzepte in Zu-
kunft Sinn machen. Wir wollen auf die Zukunft
ausgerichtet eben auch schauen, was wir für die
Kinder und Jugendlichen verbessern können.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir können einfach nicht verstehen, warum Sie
sich einer solchen Zielstellung versperren wollen.
Das können wir einfach nicht verstehen, weil wir
etwas für die Kinder und Jugendlichen tun wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir wollen etwas
ganz anderes!)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie eine Nachfrage der Frau Abgeordne-
ten Ostmeier?

Barbara Ostmeier [CDU]: Ich möchte nur
darauf antworten können. Wir versperren uns
nicht. Ich glaube, wir haben hier ziemlich
deutlich gemacht, dass das genau die Aufga-
be ist, die hoffentlich gerade am Runden
Tisch und so weiter erfüllt wird. Dies ist eine
rückwirkende Betrachtung, was unter den ge-
gebenen Bedingungen hier stattgefunden hat,
wo Informationsabläufe nicht funktioniert
haben.

Welche Konzepte daraus entwickelt werden,
besprechen Sie doch wohl mit den Betroffe-
nen am Runden Tisch, und zwar schon heute.
Dass irgendetwas nicht reibungslos gelaufen
ist - das Baby liegt doch auf dem Tisch.

Es geht darum, das heute zu besprechen und
nicht im parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss.

(Unruhe)

Konzepte aufzutischen, ist nicht Aufgabe des
Untersuchungsausschusses. Das ist auch
nicht der Rahmen - auch Sie haben sich an
den Rahmen zu halten -, den wir in unserem
Antrag als Minderheitsauftrag gegeben ha-
ben. Wenn man das deutlich formuliert, se-
hen Sie das.

Schlussfolgerungen werden kommen. Dann
wird dem Parlament darüber berichtet, und
dann hat das Parlament zu entscheiden, in
den Ausschüssen, in Beratungen mit allen
Einrichtungen, was daraus die richtigen Kon-
zepte sind. Ich hoffe, dass der Runde Tisch
schon jetzt alles an Konzepten durcharbeitet.

Lars Harms [SSW]:

Frau Ostmeier, genauso ist es. Der Sozialausschuss
muss damit arbeiten, der Runde Tisch ist ständig
am Arbeiten.

Wir formulieren in Punkt 8.1: „im Lichte der aus
der Untersuchung gewonnenen Erkenntnisse“. Wir
gucken uns als Ausschuss etwas an und haben eine
Erkenntnis. Was ist denn so schwer, das am Ende
auf ein Stück Papier zu schreiben? Das kann doch
kein Akt sein! Wir schränken Ihren Untersuchungs-
auftrag nicht ein,

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

sondern fügen einen kleinen Absatz ein. Wenn wir
am Ende angekommen sind - irgendwann im Janu-
ar, Februar, März 2017 -, wollen wir Schlussfolge-
rungen ziehen. Das wollen wir nicht nur allgemein
machen, sondern wir wollen insbesondere Schluss-
folgerungen für Konzepte und Methoden Schluss-
folgerungen ziehen. Warum soll der Untersu-
chungsausschuss das nicht tun können?

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, es gibt eine ganze Reihe von
Anmerkungen und Fragen. Ich arbeite die - wenn
Sie einverstanden sind - der Reihe nach ab. Sind
Sie einverstanden?

Lars Harms [SSW]:

Mit Freuden.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Dann hat jetzt der Abgeordnete Kubicki das Recht
zu einer Frage oder Anmerkung.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Harms, weil das von Bedeutung ist, bitte ich
um Aufklärung, ob ich Sie richtig verstanden
habe. Soll der sogenannte Ergänzungsan-
trag der Koalitionsfraktionen deshalb be-
schlossen werden, weil die Formulierungen
zweckmäßiger und umfassender sind als im
Ursprungsantrag? Oder soll der Antrag dazu
dienen, den Gang der Untersuchung dahin
gehend zu beeinflussen, dass zunächst die
Frage geklärt werden muss, welche pädago-
gischen Konzepte es überhaupt gibt, um
einen Standard zu formulieren, und daran die
Vorkommnisse am Friesenhof zu messen?

Lars Harms [SSW]:

Lieber Kollege Kubicki, üblicherweise regelt der
parlamentarische Untersuchungsausschuss selbst, in
welchen Zeitabläufen er welche Probleme angehen
will. Manchmal spielt ja auch die normative Kraft
des Faktischen eine Rolle, wenn man beispielswei-
se jemanden, den man anhören will, zu einem be-
stimmten Zeitpunkt nicht bekommen kann, sondern
erst zwei Wochen später. Das überlassen wir alles
dem parlamentarischen Untersuchungsausschuss.

Alle Punkte, die hier aufgelistet sind, sind gleich-
wertige Punkte. Es liegt natürlich eine gewisse Lo-
gik darin, dass man Schlussfolgerungen erst dann
zieht, wenn man vorher Erkenntnisse gewonnen
hat. Das wird wahrscheinlich so sein. Es gibt hier
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aber keine besonderen Erkenntnisse oder Zielset-
zungen, sondern es gibt hier nur einen Extrapunkt,
den wir auf jeden Fall berücksichtigen sollten. Wie
das im Untersuchungsausschuss gemacht wird, ent-
scheidet der Untersuchungsausschuss eigenständig.

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt hat Herr Abgeordneter Dudda das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]: Herr Kollege
Harms, ich möchte zur Sinnhaftigkeit Ihrer
Frage 8.1 eine Vorbemerkung machen, dann
kommt meine Frage.

Pädagogische Konzepte unterliegen dem
Wandel der Zeit, seit 40 Jahren so schnell
wie 2000 Jahre vorher nicht. Wir hatten
2.000 Jahre die schwarze Pädagogik, in den
ausgehenden 60er-Jahren hatten wir Modelle
wie Summerhill, und in den ausgehenden
90er-Jahren schwappte aus den USA die
schicke und En-Vogue-Idee mit den Boot-
camps hinüber. Mit anderen Worten: Wenn
wir den Untersuchungsausschuss vor 15 Jah-
ren gemacht hätten, hätten wir Bootcamps als
okay betrachtet.

(Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

Ich will auf Folgendes hinaus. Was Sie
möchten, würde eine Festschreibung von
sinnvollen Konzepten bedeuten und jede
neue Entwicklung ausgrenzen und einfach
sagen: Der Untersuchungsausschuss hat fest-
gelegt, in Schleswig-Holstein darf man das
und das machen.

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Was für ein
Quatsch!)

- Wenn ich in Ruhe fragen dürfte, wäre das
ganz nett. - Wir würden das damit begrenzen.
Wir können diese Aufgabe beim besten Wil-
len nicht leisten, weil wir nicht schauen kön-
nen, welche guten Konzepte sich in Zukunft
entwickeln.

Was wir leisten können, ist festzustellen, ob
die Konzepte rechtskonform waren, Grund-
rechte verletzt haben und ob sie zeitgemäß
waren. Das können wir tun, aber wir können
keine Empfehlungen für die Zukunft geben,
weil wir noch gar nicht alle Konzepte der Zu-
kunft kennen.

Lars Harms [SSW]:

Das war Ihre Frage?

- Ja, ich wollte fragen, wie Sie das unter dem
Eindruck sehen.

- Herr Dudda, ein Untersuchungsausschuss und po-
litische Ausschüsse treffen grundsätzlich immer
Entscheidungen im Lichte der Zeit, in der es ge-
schieht. Das war auch beim Untersuchungsaus-
schuss zur HSH Nordbank so. Auch da hat man
Schlussfolgerungen gezogen. Ich bin mir sicher,
wenn wir den Bericht heute durchlesen, würden wir
das eine oder andere finden, das wir heute nicht
mehr so, sondern anders sehen würden. Es gibt Un-
tersuchungsausschüsse, die vor sechs, sieben, acht
Jahren getagt haben. Auch da wird man sicherlich
sagen, dass das alles nicht mehr ganz up to date ist.

Trotzdem müssen wir heute handeln. Wenn wir aus
dem Untersuchungsausschuss für heute Hand-
lungsoptionen bekommen, sollten sie auch bewer-
tet werden, und man sollte Schlussfolgerungen
daraus ziehen. Mir ist klar, dass man in zehn Jahren
pädagogisch anders mit Jugendlichen umgeht. Das
soll dieser Untersuchungsausschuss nicht leisten,
sondern er soll Fehler aufdecken, die es gegeben
hat, und er soll Erkenntnisse gewinnen, wie man
diese Fehler vermeiden kann. Das wollen wir auch
in diesem ganz bestimmten Bereich untersuchen.
Wir werden da nichts behindern.

Es gibt möglicherweise Fehler im Ministerium, es
gibt Fehler bei den entsendenden Jugendämtern, es
gibt Fehler bei den empfangenden Jugendämtern, es
gibt möglicherweise auch Fehler bei der pädagogi-
schen Ausrichtung. Es gibt alles Mögliche, was auf-
gedeckt werden muss. Damit den Jugendlichen heu-
te geholfen werden kann, wollen wir heute entspre-
chende Schlussfolgerungen ziehen können. Dass
ein Untersuchungsausschuss das nicht für alle
Ewigkeiten machen kann, ist uns allen bewusst,
aber für diesen kurzen Zeitraum nach dem Untersu-
chungsausschuss muss es möglich sein, Schlussfol-
gerungen zu ziehen und Dinge zu verbessern, damit
es Kindern und Jugendlichen in solchen Einrich-
tungen in Zukunft besser geht.

(Zuruf Wolfgang Dudda [PIRATEN])

- Lieber Kollege Dudda, wir werden sehen, ob das
schnell gemacht ist. Es nützt nichts, die Augen da-
vor zu verschließen, dass wir als Politiker die Auf-
gabe haben, den Kinder- und Jugendschutz voran-
zutreiben. Es geht nicht nur um Aufklärung, son-
dern am Ende auch um Schlussfolgerungen.
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt hat der Abgeordnete Jürgen Weber das Wort.
Sie haben die Serie ja erlaubt. - Bitte schön.

Jürgen Weber [SPD]: Lieber Kollege
Harms, auch nach der Frage, die der Kollege
Kubicki gestellt hat, darf ich Ihre Ausführun-
gen zusammenfassend so verstehen, dass Sie
nicht nur die sachliche Notwendigkeit und
Sinnhaftigkeit der Zusatzpunkte erläutert ha-
ben, sondern vor allem auch die Zulässigkeit
im Hinblick auf das PUA-Gesetz? Habe ich
das so richtig verstanden und zusammenge-
fasst?

Lars Harms [SSW]:

Lieber Kollege Weber, es ist mir zwar nicht erlaubt,
trotzdem würde ich sagen, man könnte manchmal
die Vermutung haben, dass wir eineiige Zwillinge
sind und bei der Geburt getrennt wurden.

(Heiterkeit SPD)

- Wunderbar. Das interpretiere ich jetzt ein-
mal als Ja.

- Das war ein Ja.

(Beifall SPD - Unruhe)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen jetzt zu den weiteren Dreiminutenbei-
trägen. Den nächsten hält der Abgeordnete Peter
Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich möchte gern noch einmal einen Blick
auf das Gesetz werfen, das Grundlage dafür ist zu
entscheiden, ob im Landesjugendamt etwas ver-
kehrt gelaufen ist oder nicht. Das ist SGB VIII
§ 45. Ich möchte diese Vorschrift einmal vortragen,
weil sie wichtig ist, um einzuordnen, warum nach
den pädagogischen Konzepten gefragt wird. Das
ist ja nicht einfach ein weiches Thema, bei dem
man fragt, welche Konzepte wir eigentlich wollen,
sondern das pädagogische Konzept ist eine der we-
sentlichen Grundlagen dafür, dass vom Landesju-
gendamt die Betriebsgenehmigung für eine Einrich-
tung zur Betreuung von Kindern über Tag und
Nacht erteilt werden kann. In § 45 SGB VIII steht:

„(1) Der Träger einer Einrichtung … be-
darf … der Erlaubnis. …

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das
Wohl der Kinder und Jugendlichen in der
Einrichtung gewährleistet ist. …“

Absatz 3 befasst sich damit, wie man zu einer Ant-
wort auf diese Frage kommt:

„(3) Zur Prüfung der Voraussetzungen hat
der Träger der Einrichtung mit dem Antrag

1. die Konzeption der Einrichtung vorzule-
gen, die auch Auskunft über Maßnahmen zur
Qualitätsentwicklung und -sicherung gibt …“

Daher ist es sehr wohl wichtig, dass klar gesagt
wird, was in einer Konzeption die entsprechenden
Normen sind, die vorgegeben werden müssen, um
eine Genehmigung zu erteilen. Das ist die zentrale
Grundlage für die Heimaufsicht, eine Genehmigung
zu erteilen. Im Übrigen auch dafür - und da sind wir
an dem Punkt Ihres Untersuchungsauftrags -, um
gegebenenfalls, wenn dagegen verstoßen wird, in
einem vorgegebenen Verfahren, das ebenfalls in
SGB VIII definiert ist, die Genehmigung wieder zu
entziehen, immer auf der Basis der Überprüfung
des pädagogischen Konzepts.

Von daher ist es logisch und konsequent. Herr Dud-
da hat dem eben auch zugestimmt, indem er gesagt
hat, dass das eigentlich nur die Umkehr dessen sei,
was in dem Antrag der Opposition stehe. Es ist
nicht nur zulässig, sondern auch notwendig, dass
dieses im Untersuchungsausschuss mit eine Rolle
spielt. - Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Katja
Rathje-Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich be-
antrage für die Fraktionen von PIRATEN, CDU
und FDP, die beiden Punkte unter Nummer 8., also
die Punkte 8.1 und 8.2, in den Sozialausschuss zu
überweisen. Wir können da fachlich diskutieren,
wir können dort die Kriterien für diese Beratung er-
arbeiten. Ich glaube, das ist die schnellste Möglich-
keit, um den Kindern vor Ort effektiv zu helfen. -
Danke schön.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt nicht. Ich
schließe die Beratung und weise darauf hin, dass
ich von der Fraktion der CDU den Antrag vorliegen
habe - soeben gehört -, den Antrag komplett in den
Sozialausschuss zu überweisen.

(Widerspruch CDU)

- Die Einzelpunkte 1 und 2.

(Zuruf CDU: Nummern 8.1 und 8.2!)

- Die Unterpunkte 1 und 2 bei Nummer 8 sollen in
den Sozialausschuss überwiesen werden. Ersatz-
weise - das muss ich jetzt noch ergänzen - wurde
beantragt, eine Einzelabstimmung vorzunehmen.

Da ich zunächst über den Änderungsantrag abstim-
men lasse, wird zunächst einmal über den Antrag
abgestimmt, die Punkte 8.1 und 8.2 in den Sozial-
ausschuss zu überweisen. Ich komme dann später
noch einmal ersatzweise auf die getrennte Abstim-
mung zurück.

Deshalb stelle ich zunächst einmal den von der Ab-
geordneten Katja Rathje-Hoffmann vorgetragenen
Antrag, Überweisung der Punkte 8.1 und 8.2 an den
Sozialausschuss, zur Abstimmung. Ich komme
dann gleich noch einmal auf den Antrag zurück.
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. - Das sind die Fraktio-
nen von FDP, CDU und PIRATEN. Gegenstim-
men? - Das sind die Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und die Abgeordneten des
SSW. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

(Zurufe)

Wir kommen jetzt zum Änderungsantrag, und zwar
in zwei Abschnitten. Es geht zunächst um den Ab-
schnitt Nummern 6.1 ff., danach geht es um den
Abschnitt Nummern 8.1 ff.

Wer den Punkten 6.1 ff. des Änderungsantrags der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW seine Zustimmung
geben will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Das ist einstimmig. Dieser Teil
ist damit schon einmal übernommen.

Jetzt geht es um die Nummern 8.1 und 8.2. Wer
diesem Teil seine Zustimmung geben will, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die Abge-
ordneten von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und die Abgeordneten des SSW. Wer ist dagegen? -
Das sind alle anderen Fraktionen. Dann ist dieser
Teil des Antrags auch angenommen und somit als

Bestandteil des Untersuchungsauftrags mit einzube-
ziehen.

Jetzt wird über den Untersuchungsauftrag in Gänze
abgestimmt - mit diesen beiden Ergänzungen. Wer
diesem Untersuchungsauftrag zur Einsetzung des
Ersten parlamentarischen Untersuchungsausschus-
ses in dieser vorgenannten Antragsform seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich jetzt um sein
Handzeichen. - Das ist dann einstimmig. Gibt es
Gegenstimmen oder Enthaltungen? - Keine. Also in
dieser Form ist dieser Antrag damit angenommen.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungs-
punkt 10 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Wiedereinführung der Schulübergangsempfeh-
lung und zur Stärkung der Durchlässigkeit zwi-
schen den Schularten

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3346 (neu)

Ich muss jetzt kurz fragen, wer von der Fraktion der
FDP diesen Antrag einbringt. - Das ist Frau Abge-
ordnete Klahn. Dann haben Sie das Wort, Frau Ab-
geordnete. - Entschuldigung, das war schriftlich
nicht ganz klar, aber sonst ist alles klar, Frau Abge-
ordnete.

Anita Klahn [FDP]:

Vielen Dank, Herr Präsident! - Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Bildungspolitik wird von der lin-
ken Seite dieses Hauses sehr gern als großes Expe-
rimentierfeld genutzt. Anstatt die Bildungsqualität
zu verbessern, sind Sie weiterhin aktiv dabei, Ihren
Weg zu einem einheitlichen Schulsystem zu ver-
wirklichen. Sie nehmen dabei keine Rücksicht auf
Schülerinnen und Schüler oder Lehrer.

Baustellen im Bildungsbereich gibt es viele. Anstatt
diese entschlossen anzupacken, werden weiter Lö-
cher gerissen. Warum die Landesregierung sich
zum Beispiel beim Thema Inklusion weiterhin so
zurückhält und das weiterhin vernachlässigt, muss
sie den Menschen vor Ort selber erklären. Die als
Erfolgsmodell dargestellten 314 Schulassistenten
sind - das ist eine Tatsache - nur ein Tropfen auf
den heißen Stein. Entschlossenes Handeln sähe tat-
sächlich anders aus.

Sie schaffen abschlussbezogene Klassen ab, Sie
schaffen die Noten ab, und Sie haben die Schul-
übergangsempfehlung abgeschafft - ganz entschlos-
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sen. Kein Wunder, Ihnen war ja wichtig, das Gym-
nasium weiterhin zu schwächen. Diese Abschaf-
fung der Schulübergangsempfehlung gehört zu
Ihrem Maßnahmebündel einfach dazu.

Herr Ministerpräsident - er ist jetzt leider nicht da,
aber er war ja auf dem Tag der Gymnasien - -

(Martin Habersaat [SPD]: Natürlich ist er da!
- Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im Gegensatz zu Ihnen, Frau Klahn!)

- Entschuldigung. Ich entschuldige mich, der
Ministerpräsident ist im Haus. Ich richte meine An-
sprache auch direkt an ihn, denn er war beim Tag
der Gymnasien, er hat sich auch verbal medien-
wirksam zu den Gymnasien geäußert, aber er zeigt
sich nach wie vor nicht als wahrer Freund der Gym-
nasien.

Die geltenden Regelungen zum Übergang von der
Grundschule auf die weiterführenden Schulen ha-
ben sich schlicht und ergreifend nicht bewährt. Die
Abschaffung durch die Landesregierung war ein
Fehler. Politik muss die Kraft haben, Fehler zu er-
kennen und dann zu korrigieren. Deshalb haben wir
jetzt einen Gesetzentwurf vorgelegt, der diesen
Fehler korrigiert.

Wir ändern das Schulgesetz und - um gleichzeitig
der Landesregierung Hilfestellung zu geben - die
entsprechende Schulartenverordnung.

Wir möchten die Hochwertigkeit, die Durchlässig-
keit und Flexibilität unseres Bildungssystems wie-
der stärken.

(Beifall FDP)

Damit führen wir die Schulübergangsempfehlung
wieder ein. Das ist genau das, was sich Eltern und
Lehrer wünschen, da sie eine notwendige wichtige
Orientierung bietet. Erst jüngst hat der Landesel-
ternbeirat der Grundschulen und Förderzentren die
Wiedereinführung der schriftlichen Schulüber-
gangsempfehlung gefordert. Dieses Schreiben sollte
auch Ihnen vorliegen.

Die Schulübergangsempfehlung soll dabei von
fachlich ausgebildeten Grundschullehrern, die ihre
Kinder über Jahre kennen und pädagogisch betreut
haben, ausgestellt werden. Wir vertrauen deren ho-
hen fachlichen Kompetenz. Entsprechend der alten
bewährten Regelung ist eine Anmeldung am Gym-
nasium nicht mehr möglich, wenn der erste allge-
meinbildende Schulabschluss der zu erwartende
Schulabschluss ist. Auch das ist im Sinne von
Schülerinnen und Schülern, um diesen eine unnöti-
ge Erfahrung des Scheiterns zu ersparen.

Zweitens können so die Entwicklungsberichte
zum Übergang von der Grundschule auf eine wei-
terführende Schule entfallen. Diese Berichte sind
ein bürokratisches Monstrum, und sie binden erheb-
liche Ressourcen bei der Lehrerschaft. In der Regel
stellen sie aber keinen Gewinn für die Kinder dar.

(Beifall FDP)

Erfahrene Lehrkräfte schildern, dass sie nicht wis-
sen, wie sie mit den Berichten umgehen sollen.
Welche Leistungsentwicklung bei dem Kind
besteht und welche Schulform für sie die richtige
ist, lässt sich nur schwer ablesen. Auch das ist eine
Schwäche der Berichte.

Wir verbessern auch wieder die Durchlässigkeit
zwischen den Schularten. Die Regierungskoalition
hat ja alles dafür getan, die Schularten hermetisch
voneinander abzugrenzen.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Völliger Quatsch!)

Wir finden, es muss eine gute Durchlässigkeit ge-
ben, damit jeder Schülerin und jedem Schüler die
Bildungswege eröffnet werden, die zu ihm passen
und, damit jedes Kind den individuell am besten er-
reichbaren Schulabschluss für sich erreichen kann.

(Vereinzelter Beifall FDP - Zurufe SPD)

Zum Schluss lassen Sie mich noch einmal fragen:
Wissen Sie eigentlich, welche Kinder bei uns im
Schulsystem im Moment am stärksten leiden? - Das
sind die starken Realschüler, die mit Leistung zei-
gen, dass sie mehr wollen. Genau diese Schüler fal-
len jetzt hinten runter, weil sie nicht richtig geför-
dert werden, weil wir den Schulen immer mehr auf-
bürden.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Das sind die Schüler, die das Potenzial zum Abitur
haben, die früher auch Abitur gemacht hätten und
denen wir mit diesem Gesetzentwurf etwas helfen
wollen, indem wir die Durchlässigkeit wieder ver-
bessern.

(Beifall FDP)

Ich freue mich auf eine konstruktive Beratung im
Bildungsausschuss, beantrage die Überweisung und
danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat die Frau Abgeordnete
Heike Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der von der FDP vorgelegte Gesetzentwurf
zur Wiedereinführung der Schulartempfehlung und
zur Förderung der Durchlässigkeit zwischen Gym-
nasien und Gemeinschaftsschulen geht aus unserer
Sicht in die richtige Richtung. Allerdings finden
wir als CDU, dass man einen solchen Schritt nicht
als Einzelmaßnahme beschließen muss. Dazu ge-
hört aus unserer Sicht ein bildungspolitisches Kon-
zept, bei dem die Schulartempfehlung sowie die
Durchlässigkeit im Bildungssystem ein fester Be-
standteil sind.

Dazu gehören die klare und gesonderte Aufgaben-
beschreibung von Gymnasien und Gemeinschafts-
schulen sowie die Möglichkeit von differenziertem
Unterricht. Dazu gehören Lehrpläne, die sich an
den unterschiedlichen Anforderungen der entspre-
chenden Schulabschlüsse orientieren, und dazu ge-
hört auch eine klare Maßgabe für die Leistungsbe-
wertung von Schülerinnen und Schülern. Also ein
schlüssiges Bildungskonzept. Unsere konkreten
Vorstellungen dazu haben wir bei der Diskussion
zur Änderung des Schulgesetzes deutlich gemacht.
Das alles findet sich in den jetzigen gesetzlichen
Rahmenbedingungen nicht wieder.

In der derzeitigen Schullandschaft, die diese Lan-
desregierung nach ihren ideologischen Vorstellun-
gen aufgebaut hat, wird eine transparente Lei-
stungsbewertung, beispielsweise bestehend aus
Schulnoten in Kombination mit einem Lernbericht,
die individuelle Betrachtung eines Kindes und die
Berücksichtigung dessen Fähigkeiten zugunsten ei-
ner gewissen Gleichmacherei aller Kinder in den
Hintergrund treten. Deswegen bin ich davon über-
zeugt, liebe Kollegin Klahn, dass dieser Gesetzent-
wurf bei den regierungstragenden Fraktionen nicht
die geringste Chance auf Umsetzung hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Anke Erdmann [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Genau!)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich zitiere:

„Das Gymnasium vermittelt nach Begabung
und Leistung geeigneten Schülerinnen und
Schülern im Anschluss an die Grundschule
eine allgemeine Bildung, die den Anforde-
rungen für die Aufnahme eine Hochschulstu-

diums und einer vergleichbaren Berufsausbil-
dung entspricht.“

Das ist der gesetzliche Rahmen aus Ihrem Schulge-
setz für unsere Gymnasien. Tatsächlich allerdings
müssen die Gymnasien genauso arbeiten wie die
Gemeinschaftsschulen. Sie müssen alle Schülerin-
nen und Schüler aufnehmen, unabhängig von ihren
Fähigkeiten. Eine Schulartempfehlung gibt es ja
nicht mehr. Sie sollen ihre Schülerinnen und Schü-
ler auch möglichst nicht mehr an die Gemein-
schaftsschule abgeben. Somit sind die Gymnasien
faktisch gezwungen, alle drei Schulabschlüsse vor-
zubereiten.

Die Landesverordnung der Gymnasien entspricht
also nicht den gesetzlichen Vorgaben des Schulge-
setzes. Die Rahmenbedingungen in den schleswig-
holsteinischen Gymnasien können Sie dem letzten
Bildungsmonitor entnehmen, insbesondere was die
Unterrichtsversorgung betrifft. Sie ist die schlechte-
ste in ganz Deutschland.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Unter diesen Rahmenbedingungen ist es verantwor-
tungslos, von den Gymnasien zu verlangen, dass sie
sich nicht nur ihrem gesetzlichen Auftrag widmen,
sondern darüber hinaus auch noch die zwei weite-
ren Schulabschlüsse vermitteln sollen. Hier müssen
die Kolleginnen und Kollegen der regierungstra-
genden Fraktionen anerkennen, dass sie mit dem
Schulgesetz schlicht über das Ziel hinausgeschos-
sen sind. Deswegen ist es auch im Sinne der Kin-
der, eine Schulartempfehlung auszusprechen und
insbesondere für mehr Durchlässigkeit zwischen
Gymnasien und Gemeinschaftsschulen Sorge zu
tragen. Das gilt übrigens nicht nur für eine Schräg-
versetzung vom Gymnasium zur Gemeinschafts-
schule, sondern auch umgekehrt von der Gemein-
schaftsschule zum Gymnasium und, Frau Kollegin
Klahn, aus unserer Sicht auch für die Gemein-
schaftsschulen mit Oberstufe. Sie haben das nur für
die Gemeinschaftsschulen ohne Oberstufe vorgese-
hen.

Wir in der CDU sind übrigens auch der Meinung,
dass der Gesetzentwurf der FDP an dieser Stelle
nicht weit genug geht. Auch eine Klassenkonferenz
nach der 7. Klasse sollte im Sinne der Kinder, wenn
es geboten ist, entscheiden können, dass es eine
Schrägversetzung in eine andere Schulart geben
kann, wenn es dem Interesse des Kindes, seinem
Bildungsinteresse und seiner Bildungsentwicklung
entspricht. Ich freue mich auf die Beratungen im
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Bildungsausschuss, auch wenn mir das Ergebnis
leider schon klar ist. - Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, begrüßen
Sie mit mir den Friesenverein aus Pellworm. - Hart-
lik wäljkiimen önj e slaswik-holstiinsche loondäi!

(Beifall)

Für die SPD-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Kai
Vogel das Wort.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Schaue ich im Augenblick in die
Runde der FDP-Fraktion, habe ich den Eindruck,
werte Frau Klahn: So richtig scheint Ihre eigene
Fraktion auch nicht hinter Ihrem Gesetzentwurf zu
stehen.

(Anita Klahn [FDP]: Wie sieht es bei Ihnen
aus? - Hans-Jörn Arp [CDU]: Das ist ja bei
Ihnen auch nicht anders! - Heike Franzen
[CDU]: Sechs von 22 SPD-Kollegen!)

Es kommt - wie ich sagen muss - selten vor, dass
ich Ihnen dankbar bin, dass Sie einen Antrag einge-
reicht haben. Die FDP will die Regionalschule zu-
rück. Eine schönere Schlagzeile kann sich die Ko-
alition kaum wünschen. Sie wollten sich mit diesem
Gesetzentwurf in der FDP-Fraktion wohl ein Fleiß-
pünktchen verdienen, um uns Gelegenheit zu ge-
ben, die Unterschiede zwischen Ihrer rückgewand-
ten Schulpolitik und unserer auf den Konsens beru-
henden Schulpolitik öffentlich darzustellen.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Kurz zusammengefasst sagt Ihr Gesetzentwurf Fol-
gendes aus: Die FDP fordert: Wir lösen den Schul-
frieden auf, indem wir eine neue Systemdebatte
herbeiführen. Die haben Sie heute begonnen.

Die FDP sagt: Wir führen die Regionalschule wie-
der ein, wir nennen sie aber Gemeinschaftsschule,
die nicht zum Abitur führt.

Die FDP sagt: Die Gemeinschaftsschule mit Ober-
stufe ist eine unwichtige Randerscheinung, denn -
so schreiben Sie - zuvorderst sei die Gemein-
schaftsschule für die Erlangung des ersten allge-
meinbildenden und des mittleren Bildungsabschlus-
ses zuständig.

Damit ist klar: Gemeinschaftsschulen mit Ober-
stufe sind nicht gewollt. Frau Klahn, man könnte
auch den Eindruck haben: Sie haben sich absolut
schlecht beraten lassen, oder der Gesetzentwurf ist
einfach naiv. Das kann ich mir bei Ihnen eigentlich
nicht vorstellen.

Einstimmig haben sich die Verbände, die Lehrer,
die Landeselternbeiräte und die Landesschülerver-
tretungen für die Umwandlung der Regionalschule
zur Gemeinschaftsschule ausgesprochen. Es war
gewagt von der Koalition, diese Frage in den Bil-
dungskonferenzen zu stellen. Das Abstimmungser-
gebnis war aber absolut eindeutig. Alle haben sich
dafür ausgesprochen, dass die Regionalschule zur
Gemeinschaftsschule umgewandelt werden soll.

Ich habe viele Regionalschulen besucht. Ich habe
gedacht, Sie hätten das auch getan. Ich habe mit
keiner einzigen gesprochen - keiner einzigen! -, die
gesagt hat: „Der Schritt, den Sie vollzogen haben,
ist ein falscher“, sondern sie fanden es gut, dass sie
jetzt zur Gemeinschaftsschule werden.

Ich habe viele Gemeinschaftsschulen besucht. Ab-
solut alle wünschen sich, dass bei ihnen, wenn sie
noch keine Oberstufe haben, irgendwann eine
Oberstufe entsteht. Sie kehren inhaltlich zur Regio-
nalschule zurück. Oberstufen an Gemeinschafts-
schulen sind für sie überhaupt kein Ziel mehr. Ich
weiß nicht, wer Sie da beraten hat.

Der Landtag hat Anfang 2014 das neue Schulgesetz
verabschiedet, das mit Beginn des Schuljahres
2014/2015 in Kraft getreten ist. Im Mittelpunkt
stand der Umbau des schleswig-holsteinischen
Schulsystems mit zwei nicht gleichrangigen, aber
gleichartigen Schularten in der Sekundarstufe und
mit drei Wegen zum Abitur. Wir haben damit die
Durchlässigkeit unseres Schulsystems, die es in
vergangenen Zeiten praktisch nur nach unten gab,
entscheidend erhöht und die gesetzlichen Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass die Bildungsreser-
ven bei den Kindern und Jugendlichen auch tat-
sächlich abgeschöpft werden.

Es war deshalb unerlässlich, die Schulartempfeh-
lung, die in der Vergangenheit immer wieder ein
Stolperstein in den Bildungskarrieren war, abzu-
schaffen. Sie wurde durch Information und Bera-
tung der Eltern auf Grundlage eines kompetenz-
orientierten Entwicklungsberichts ersetzt, ohne dass
das Letztentscheidungsrecht der Eltern über den
künftigen Bildungsweg ihres Kindes angetastet
wurde.

Das Paket der FDP zur Änderung des Schulgesetzes
und der dazugehörigen Verordnung unterstellt, die
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Neuregelungen im Gesetz und in der Grundschul-
verordnung hätten sich nicht bewährt und seien ein
Fehler gewesen. Das ist durch nichts, durch absolut
nichts belegt. Ich kenne keine Erhebung, die das in
irgendeiner Art und Weise festgestellt hat. Natür-
lich werden Sie ohne große Mühe Eltern und Leh-
rer finden, die das alte System besser finden. Ich
glaube aber, wir werden genauso ohne große Mühe
Personen finden, die das neue System besser fin-
den. Das ist doch in keiner Weise evaluiert, was Sie
da im Augenblick behaupten.

Was Sie verbesserte Durchlässigkeit nennen, ist
nichts anderes als die Wiedereinführung der klassi-
schen Sortierung, wonach die leistungsstärksten
Schüler auf das Gymnasium gehen sollen, während
die Gemeinschaftsschule das Auffangbecken für die
kognitiv weniger Talentierten sein soll.

Frau Klahn, ich frage mich, wohin Sie sich in der
bildungspolitischen Diskussion wirklich verirrt ha-
ben. Mit Ihren Forderungen haben Sie sich inhalt-
lich übrigens auch einzelnen rechten Parteien sehr
angenähert. Die Lucke-Partei ALFA setzt auf ein
dreigliedriges Schulsystem und - wie Sie - auf eine
verbindliche Grundschulempfehlung.

Aus Sicht der SPD ist jedenfalls klar, dass wir den
Gesetzentwurf der FDP in zweiter Lesung ablehnen
werden. Da die FDP nun einmal der seltsamen Auf-
fassung ist, dass wir im Bildungsausschuss noch
nicht genügend zu tun haben, werden wir natürlich
auch einer Überweisung in den Ausschuss und ei-
ner schriftlichen Anhörung zustimmen. Aber bei Ih-
rem bildungspolitischen Rücksturz in das 20. Jahr-
hundert werden Sie nicht mit uns als Mitreisenden
rechnen können. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
jetzt die Frau Abgeordnete Anke Erdmann das
Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Klahn hat gerade gesagt: Das, was wir mit der letz-
ten Schulgesetzänderung machen wollten, war, die
Gymnasien zu schädigen. Frau Klahn, nein, wir ha-
ben alle Schularten im Blick. Frau Franzen hat ge-
rade eben wieder gesagt, die Gymnasien seien
schrecklich unterfinanziert. Daran kann man wieder
sehen, dass Sie von Schwarz-Gelb eigentlich nur

die Gymnasien im Blick haben. Wir müssen doch
gemeinsam festhalten: Alle unsere Schulen sind
komplett unterfinanziert, egal ob Gymnasien, Ge-
meinschaftsschulen oder Grundschulen. Daher ar-
beiten wir dagegen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ich darf daran erinnern: Wer hat uns Kritik dafür
entgegengebracht, dass wir die kompletten BAföG-
Mittel an die Schulen für Lehrerstellen geben? -
Das waren Sie. Wer hat kritisiert, dass wir mit den
Bundesmitteln für Flüchtlinge Lehrerstellen finan-
ziert haben? - Das waren doch Sie. Es ist also alles
ziemlich hanebüchenes Zeug, was Sie hier erzäh-
len.

Ich komme noch einmal darauf zurück, was wir ei-
gentlich mit dem Schulgesetz machen wollten,
Frau Klahn. Es ging nicht darum, eine Schulart
schlechterzustellen. Bezogen auf die heutigen
Aspekte ging es uns aber tatsächlich, und das war
im Bildungsdialog überall zu greifen, darum: Wir
wollten den Druck aus den Grundschulen neh-
men. Darin sind wir gerade durch die Ergebnisse
der neuen Stressstudie von der Universität Würz-
burg bestätigt worden. Demnach entsteht in den
Klassen 3 und 4 bei ganz vielen Kindern und auch
bei vielen Eltern ein unglaublicher Stress. Wir wis-
sen nicht nur aus der Hirnforschung: Um Leistun-
gen an den Schulen zu erreichen, brauchen wir
nicht Angst, sondern Ansporn.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Deswegen haben wir uns dafür entschieden, die
Schulartempfehlung anders zu gestalten. Frau
Klahn, wir haben sie auch nicht abgeschafft. Das
dürften Sie wissen. Erstens stand diese noch nie im
Gesetz. Das, was Sie da gerade vorschlagen, ist ei-
ne Neuerung. Es war unter Schwarz-Gelb auch
nicht so. Zweitens gibt es eine mündliche Schulart-
empfehlung. In der Klasse 4 gibt es ein Beratungs-
gespräch mit den Klassenlehrkräften. Natürlich er-
läutern die Klassenlehrkräfte, welche Schulart sie
nach vier Jahren empfehlen würden. Für uns ist es
aber ein Unterschied, ob man diese Empfehlung
aufschreibt oder in einem längeren Gespräch erläu-
tert und dann eine Empfehlung gibt.

Es gibt zwei Gründe, warum wir der bisherigen
Schulartempfehlung skeptisch gegenüberstehen:
Wir alle wissen, dass es keine wirklich sichere und
valide Empfehlung gibt. Wir wissen, wie oft die
Lehrkräfte falsch liegen. Auch das konnte man am
Tag der Gymnasien hören: Wie oft ist nicht das ko-
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gnitive Potenzial, also der Grips, entscheidend, son-
dern die Art der Ausbildung der Eltern. Bei glei-
chen kognitiven Fähigkeiten ist es eben immer noch
entscheidend, ob die Eltern studiert haben oder
nicht, wenn es um die Frage geht, welches Kind auf
das Gymnasium geht, und das kann so nicht blei-
ben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Ein zweiter Punkt, und diesen haben Sie wahr-
scheinlich selbst festgestellt, ist die Frage: Wie gibt
man in einem zweigliedrigen System eine
Schulartenempfehlung, wenn beide Schulen zum
Abitur führen können?

(Uli König [PIRATEN]: Gute Frage!)

Das ist total crazy, das haben Sie auch gemerkt.
Was ist hier Ihre Lösung? - Man müsste erstens sa-
gen, diese Empfehlung sei bindend. Sie haben das
gemerkt und gesagt, das wollen Sie nicht, denn Sie
sind im Kern vielleicht ja doch noch irgendwie li-
beral. Dann aber haben Sie gesagt: Also, da war
doch einmal etwas, sagen wir also: Hauptschule,
Realschule, Gymnasium. Genau das ist es: Sie wol-
len schon in der 4. Klasse jedem Kind auf den Kopf
zu sagen: Du machst diesen Abschluss, du machst
den Abschluss. Ich muss sagen: In der FDP-DNA
scheint diese Dreigliedrigkeit wirklich verankert zu
sein. Liebe FDP, Sie sind der Dino der Bildungspo-
litik, und was mit den Dinosauriern passiert ist,
wissen wir alle.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und vereinzelt SSW - Zuruf Anita Klahn
[FDP])

Sie haben bei der Schulgesetzänderung den Teufel
an die Wand gemalt und gesagt: Die Eltern haben
jetzt das freie Wahlrecht, und die Gymnasien wer-
den überrannt. Das war Ihre Befürchtung. Was ist
passiert? - Die Gymnasien hatten 1,9 % mehr An-
meldungen in diesem Jahr. Dies liegt im Trend.
Vorher, unter der alten Regelung, waren es 1,5 %.
In Kiel gab es überhaupt keine Veränderung. Hier
gibt es prozentual an den Gymnasien sogar geringe-
re Anmeldungszahlen. All das ist nicht signifikant,
alles ist im grünen Bereich. Diese Befürchtung hat
sich also überhaupt nicht erfüllt.

Sie haben recht, wir müssen einen Blick auf die
Frage haben: Was ist mit den Eltern, die von ihren
Kindern zu hohe Leistungen erwarten und in Bezug
auf den Bildungsabschluss vielleicht falsche Erwar-
tungen haben? - Ich bin aber der Meinung, dass wir
mit unseren sehr weichen Änderungen im Schulge-

setz einen guten Weg gegangen sind. Wir werden
das im Auge behalten.

Ich komme noch einmal zur Durchlässigkeit: Das
System, auf das Sie hinwirken, beinhaltet: Wir sa-
gen schon ganz früh, ob ein Kind einen Haupt-
schul-, einen Realschul- oder einen Gymnasialab-
schluss kriegt. Ich verwende ganz bewusst einmal
die alten Begriffe, denn in dieser Logik sind Sie
verhaftet. Das war genau das, was uns insgesamt
vorgeworfen wurde, nämlich dass wir kein durch-
lässiges Schulsystem haben. Sie wollen alles so,
wie es früher war, als uns im Rahmen von PISA
vorgeworfen wurde, dass das deutsche Bildungs-
system nicht durchlässig sei. Was bitte ist durchläs-
siger als ein individuell förderndes System, das
auch viele Gemeinschaftsschulen hat, bei dem ein
Kind an einer Schule ist und dort alle Zeit hat, um
sich zu entwickeln und zu entscheiden: Starte ich
schnell, starte ich langsamer? Deshalb sind Sie hier
total auf dem Holzweg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und Uli König [PIRATEN] - Zuruf Anita
Klahn [FDP])

Ihre Gesetzesänderungsvorschläge helfen überhaupt
nicht, sie schaden, Frau Klahn.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Sven Krumbeck das Wort.

Sven Krumbeck [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wohlwollen ist das Kerosin der Le-
bensfreude. Dieses Motto ist zwar nicht von mir,
aber ich finde es immer wieder gut, wenn ich mich
mit den Anträgen der Kollegin Klahn auseinander-
setzen muss.

(Heiterkeit und Beifall SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Liebe Frau Klahn, ehrlich: Wir sind doch alle mit-
einander froh, dass wir einmal ein Jahr ohne Schul-
gesetzänderung hinter uns gebracht haben.

(Beifall PIRATEN, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Frau Bildungsministerin, dies meine ich sehr ernst:
Wir sind doch alle froh, dass wir so etwas wie Ruhe
an unseren Schulen haben.
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(Beifall PIRATEN, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Damit meine ich nicht die Rahmenbedingungen.
Darüber können wir immer noch streiten. Ich bin
mir aber sicher, dass Lehrer, Schüler, Eltern und die
meisten hier im Saal die innere Ruhe sehr schätzen.

(Zuruf Anita Klahn [FDP])

Allein vor diesem Hintergrund finde ich die neuen
Anträge zur Änderung des Schulgesetzes nicht so
toll, aber mithilfe des vorgenannten Flugbenzins
zur Steigerung der Lebensfreude möchte ich Fol-
gendes feststellen: In der vorletzten Woche habe
ich voller Überzeugung dem Antrag der Koalition
zugestimmt, der eine Verbesserung der Elternbe-
teiligung und der Elternberatung an Schulen ein-
fordert. Regierung und Koalition werden nicht mü-
de zu betonen, dass wir in Schleswig-Holstein die
am besten ausgebildeten Lehrer haben werden. Ich
selbst bewundere im Angesicht der dramatisch
schlechten Unterrichtssituation die Leistungen, die
die Kollegen jeden Tag an den Schulen erbringen.
Ich habe großes Vertrauen in die pädagogischen
Konzepte derer, die schon heute unterrichten und
viele Jahre Erfahrung mitbringen.

Beratung und Hilfe gehören zur Orientierung und
zum Lehrerjob. Ich denke, darin sind wir uns alle
einig. Vor diesem Hintergrund werte ich den Vor-
stoß der FDP als einen Beitrag zur Elternberatung
an den Schulen. Niemand kann ein schlüssiges Ar-
gument dafür vorbringen, warum Eltern an Förder-
schulen mehr Beratung erhalten müssen oder dür-
fen als andere.

Mein Abstimmungsverhalten aus der letzten Woche
zusammen mit der Grundposition der PIRATEN,
dass Beteiligung und Beratung - wo immer sie ge-
wünscht werden - gut sind, lässt mich ergebnisoffen
in ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren ge-
hen. Ich sage allerdings auch, dass ich entscheiden-
der Befürworter der Wahlfreiheit bin. Daran lasse
ich nicht rütteln, und für eine solche Einschränkung
werde ich meine Hand nicht heben. Der einzige
Weg wäre, neben der Anhörung eine wissenschaft-
liche Studie zu analysieren, die darlegt, welche
Auswirkungen die Schulartempfehlungen tatsäch-
lich auf die Lernbiografie des Einzelnen haben.

(Beifall Uli König [PIRATEN] - Uli König
[PIRATEN]: Sehr gute Idee!)

Darum empfehle ich, den Gesetzentwurf der Kolle-
gin Klahn an den Bildungsausschuss zu überweisen
und gleichzeitig eine entsprechende Studie in Auf-
trag zu geben oder die schon vorliegenden Ergeb-

nisse durch das Bildungsministerium zusammentra-
gen zu lassen. Lassen Sie uns darüber im Bildungs-
ausschuss beraten. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Nun hat für die Abgeordneten des SSW Frau Abge-
ordnete Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Ich kann diesem Gesetzent-
wurf der FDP auch mit ganz viel gutem Willen
wirklich nichts Positives abgewinnen.

(Beifall Kai Vogel [SPD] und Anke Erdmann
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Gemeinschaftsschule soll offenbar zu einer
Art Restschule degradiert und das Schulwesen von
einem Aufstiegs- zu einem Abstiegsmodell umge-
wandelt werden. Damit macht die FDP genau das,
was sie uns immer wieder vorwirft: Eine ideolo-
gisch motivierte und nicht am Willen der Eltern ori-
entierte Schulpolitik. Ein konstruktiver Beitrag zur
Weiterentwicklung unserer Schulen sieht aus Sicht
des SSW ganz sicher anders aus.

Neben der eher formalen Frage, ob wir hier im Par-
lament überhaupt über die Änderung von Erlassen
entscheiden können und sollen, sind vor allem in-
haltlich einige große Fragezeichen angebracht:
Zwar soll laut Begründung die Durchlässigkeit zwi-
schen Gymnasien und Gemeinschaftsschulen ver-
bessert werden, aber wenn überhaupt, dann ge-
schieht das nur in eine Richtung. Zunächst einmal
sollen auf Wunsch der FDP möglichst viele Schüle-
rinnen und Schüler verbindlich an den Orientie-
rungsstufen der Gymnasien aufgenommen werden.
Lediglich in Fällen, in denen der erste allgemeinbil-
dende Schulabschluss als erreichbar angesehen
wird, soll es auf die Gemeinschaftsschule gehen.
Damit würde also sehr früh und auch sehr radikal
selektiert um den Preis, dass viele Kinder im Zwei-
felsfall dann eine Erfahrung des Scheiterns als eine
des Aufstiegs machen,

(Beifall SSW und Anke Erdmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und um den Preis, dass wieder andere niemals auch
nur in die Nähe des Gymnasiums kommen. Das ist
mit dem SSW ganz sicher nicht zu machen.

Auch wenn es sich mancher oder manche vielleicht
kaum vorstellen kann: Es gibt tatsächlich viele El-
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tern, die sich ganz bewusst und noch dazu völlig
freiwillig für das Modell des längeren gemeinsa-
men Lernens entscheiden,

(Anita Klahn [FDP]: Länger lernen - das
würden sie am Gymnasium auch gern!)

die den Weg zum Abitur an der Gemeinschafts-
schule für den besseren für ihr Kind halten und die
nicht zuletzt auch einen gesteigerten Wert auf die
gemeinsame Beschulung von Kindern mit und ohne
Behinderung legen.

Dass sich ein Gesetzentwurf, der - ich zitiere - die
„Hochwertigkeit, Durchlässigkeit und Flexibilität
des Bildungssystems“ stärken soll, nicht mit einem
einzigen Wort mit dem wichtigen Thema Inklusion
befasst, spricht wirklich Bände. Ich sage deshalb
ganz deutlich: Die FDP hat gewiss nicht den Willen
und schon gar nicht die größtmögliche Autonomie
der Eltern, sondern wieder einmal die Wünsche ei-
niger weniger im Blick.

Wie wir sehen, soll die Schulübergangsempfeh-
lung mit diesem Entwurf wieder eingeführt und da-
mit schon in der 4. Klasse so mancher Bildungsweg
besiegelt werden. Mündige Eltern, die diese Ent-
scheidung durch unser Schulgesetz frei treffen kön-
nen, würden damit faktisch entmündigt. Die Kin-
der, die erst später, in den Klassen 5 und 6, mitunter
erhebliche Entwicklungssprünge machen, hätten
schlicht und einfach Pech gehabt. Vermeintlich
Schwache auszusieben und all die Kinder, die dem
Druck in der Orientierungsstufe am Gymnasium
dann doch nicht gewachsen sind, still und heimlich
wegzuversetzen, halte ich definitiv für den falschen
Ansatz.

(Anita Klahn [FDP]: Es geht nicht um „still
und heimlich“! Das steht da doch gar nicht
drin!)

Übergeordnet gesehen ist doch völlig klar, dass
Rot-Grün-Blau unverändert zum Zwei-Säulen-Mo-
dell aus Gemeinschaftsschulen und Gymnasien
steht. Beide Wege sollen selbstverständlich auch in
Zukunft zum Abitur führen. Jede Schülerin und je-
der Schüler soll unabhängig vom finanziellen und
sozialen Status der Eltern den bestmöglichen Ab-
schluss erreichen können. Mit Blick auf die Zu-
kunft ist eigentlich auch völlig klar, dass wir viel
mehr junge Menschen zu möglichst hochwertigen
Abschlüssen führen müssen.

Mit ihrer Initiative hier zeigt die FDP dagegen aber
nicht nur, dass sie diese Notwendigkeit gar nicht
sieht. Sie zeigt vor allem auch, dass sie sich lieber
Gedanken darüber macht, wie junge Menschen ef-

fektiv von gewissen Chancen ausgeschlossen wer-
den können.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Rückwärtsgewandter kann dieser Ansatz nicht sein.
Die Bildungspolitik der FDP scheint noch rück-
wärtsgewandter zu sein, als ich mir das jemals habe
träumen lassen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN -Anita Klahn [FDP]): Ihr Rede-
beitrag ist ein Offenbarungseid!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Martin Haber-
saat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liberale
Bildungspolitik 2015 - was sind da die drei Topp-
forderungen? - Nummer eins: landauf, landab un-
terwegs gegen das Wahlrecht der Grundschulen, für
Notenzwang für alle. Nummer zwei: gegen das
Wahlrecht der Eltern, für eine verbindliche Schular-
tempfehlung. Nummer drei: gegen das zweigliedri-
ge Schulsystem und gegen die Ergebnisse unseres
Bildungsdialogs.

Also, liebe Grundschulen: Die FDP möchte euch
die pädagogische Freiheit wegnehmen, zu entschei-
den, ob ihr Noten geben wollt. Liebe Eltern, die
FDP möchte euch das Recht wegnehmen, nach der
4. Klasse zu entscheiden, was aus eurem Kind wer-
den soll. Liebe Kinder, die FDP möchte euch im
Alter von zehn Jahren einen Stempel auf die Stirn
drücken und euch sagen, was einmal aus euch wer-
den soll.

Frau Klahn, im Gegensatz zu Ihnen machen wir,
denke ich, eine ziemliche liberale Bildungspolitik
mit vielen Wahlrechten für Kinder, Eltern und
Schulen. Im Gegensatz zu Ihnen haben wir auch
am Tag der Gymnasien teilgenommen. Da konnte
man durchaus neue Erkenntnisse gewinnen. Herr
Tenorth hat zum Beispiel vorgetragen, aus der Ge-
schichte des Gymnasiums ist zu erkennen, dass es
früher ganz normal war, dass Kinder das Gymnasi-
um guten Gewissens vor dem Abitur verlassen ha-
ben. Das nannte sich Quarter-Abitur. Das war für
mich interessant; keine Sorge, ich fordere das nicht.
Das ist keine bildungspolitische Forderung von uns
heute. Aber wenn Sie jetzt von 1950 auf vielleicht
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1850 zurückgehen, dann könnte das für Sie noch ei-
ne Anregung sein.

Die Zweigliedrigkeit - das war übrigens auch eines
der Ergebnisse des Tages der Gymnasien - ist ei-
gentlich die Antwort auf viele Konflikte der Ver-
gangenheit. Im zweigliedrigen Schulsystem gibt es
die Gymnasien. Sie sind da, werden gebraucht und
sind stark. Und es gibt die Gemeinschaftsschulen.
Sie sind da, werden gebraucht und sind stark. Es
gibt keine Sackgasse mehr für Kinder nach der
Grundschule. Damit sind alle ideologischen Gra-
benkämpfe von der einen wie von der anderen Seite
eigentlich hinfällig geworden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Wir könnten sagen: Jetzt haben wir in Schleswig-
Holstein, auch noch durch einen umfassenden Bil-
dungsdialog abgesichert, ein Schulsystem gefun-
den, das wir in Ruhe inhaltlich weiterentwickeln
können. Das wären die Themen, über die wir gern
sprechen würden, zum Beispiel Unterrichtsversor-
gung. Sie sind nicht mit unseren Vorschlägen ein-
verstanden gewesen, mehr Lehrerinnen und Lehrer
an die Schulen zu bringen. Frau Erdmann ist darauf
eingegangen. Für uns sind Kompetenzorientie-
rung und Unterrichtsqualität wichtig und noch ei-
nige Fragen mehr. Darüber diskutieren wir gern.
Aber zusätzlich, Frau Klahn, diskutieren wir auch
noch über Ihren Gesetzentwurf aus dem Jahr 1960,
es sei denn, Sie überlegen sich, dass Sie doch im
Jahr 2015 ankommen wollen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen aus dem Parlament liegen
nicht vor.

Dann spricht jetzt für die Landesregierung die
Ministerin für Schule und Berufsbildung, Britta
Ernst.

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! In
der Tat sind schon viele Argumente genannt wor-
den. Frau Abgeordnete Klahn, auch ich hatte ei-
gentlich gedacht, dass der schulpolitische Konsens
in diesem Bundesland größer ist, als ich es jetzt mit
Ihrem Gesetzentwurf vorgefunden habe. Denn Sie
gehen in der Tat hinter all das zurück, was sich in
den letzten Jahren in Schleswig-Holstein, aber auch

in anderen Bundesländern entwickelt hat und was
ein wichtiger Grund dafür ist, dass wir dem Thema
Schulfrieden deutlich näher gerückt sind.

Als Sie bei Ihrem Redeeinstieg die Bedeutung der
Qualität benannt haben, habe ich gedacht, vielleicht
erläutern Sie noch, warum Sie die externe Schule-
valuierung abgeschafft und warum Sie den massi-
ven Stellenabbau im Bildungsbereich betrieben ha-
ben. Aber diese Antwort sind Sie schuldig geblie-
ben.

Ich möchte noch einige Argumente zur Frage der
Verbindlichkeit der Schulartempfehlung nennen.
Der erste Punkt liegt auf der Hand: In dem Mo-
ment, in dem man zwei weiterführende Schulen hat,
die beide bis zum höchsten Abschluss führen, und
nicht mehr Schulformen hat, die abschlussbezogen
sind - also eine Schulform für die Hauptschule, eine
für den mittleren Abschluss und eine für das Abi-
tur -, braucht man im Kern die Empfehlung nicht
mehr, weil die Schulen ja alle Abschlüsse anbieten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Einige weitere Argumente möchte ich nennen. In
Richtung des Beitrages der PIRATEN sage ich: Es
gibt sehr viel Forschung zur Frage, wie diese Emp-
fehlung wirkt, weil dieses Thema seit zehn oder 15
Jahren erbittert diskutiert wird.

Man muss ganz klar sagen: Nicht jede Empfehlung
in der Vergangenheit, die verbindlich war, ist falsch
gewesen. Aber sehr viele Empfehlungen sind falsch
gewesen. Wir wissen, dass die Empfehlung Kinder
aus Akademikerfamilien begünstigt hat. Bei glei-
chen Leistungen haben Kinder aus sozial schwa-
chen Familien seltener eine Gymnasialempfeh-
lung bekommen - bei gleichen Leistungen! -, weil
die Lehrerinnen und Lehrer ein mögliches Bil-
dungsverhalten der Eltern antizipiert haben. Inso-
fern hat diese Empfehlung immer eine tiefe soziale
Ungerechtigkeit gehabt. Das ist wissenschaftlich
belegt.

Ein zweiter Punkt, der auch wissenschaftlich belegt
ist, ist, dass viele Kinder, die das Gymnasium ver-
lassen mussten - das muss man ja nicht gleich als
Scheitern bezeichnen - eine Gymnasialempfehlung
hatten. Auch das ist wissenschaftlich belegt.

Vor diesem Hintergrund ist die Frage, ob man sich
in einer liberalen Gesellschaft als Staat anmaßt, ei-
ne verbindliche Empfehlung auszusprechen. In der
Abwägung dieser Argumente kann man das, finde
ich, nicht tun, sondern muss mit den Eltern ge-
meinsam ein Beratungsgespräch führen.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfrage
oder -bemerkung des Abgeordneten Krumbeck?

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Ja, sehr gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter!

Sven Krumbeck [PIRATEN]: Sehr geehrte
Frau Ministerin! Vielleicht ist es in meinem
Beitrag nicht ganz richtig rübergekommen.
Aber auch ich lehne eine verbindliche Emp-
fehlung ab. Mir geht es darum, dass wir dar-
an nach dem Fast-Konsens, den wir in den
letzten Sitzungen des Bildungsausschusses
darüber hatten, dass wir die Beratung der El-
tern verbessern und den Eltern neue Mittel
und neue Hilfsmittel auf den Weg geben
müssen, damit sie die Unsicherheit loswer-
den und selber bessere Möglichkeiten an die
Hand bekommen, die Zukunft ihres Kindes
mit dem Kind zusammen zu planen, gemein-
sam arbeiten und uns dazu vielleicht noch
einmal Wissenschaft an die Hand holen, um
zu klären, was wir da machen können.

(Anita Klahn [FDP] - Dann sollten Sie im
Entwurf § 7 lesen!)

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Frau Erdmann hat vorhin einen Faktor benannt. Mit
dem Wegfall der Verbindlichkeit - das war in ande-
ren Bundesländern auch so - hat es keinen sprung-
haften Run auf die Gymnasien gegeben. Ich war zu-
vor auch sehr sicher, dass sich das so entwickelt.

Ich vertraue den Grundschulen, die die Gespräche
mit den Eltern führen. Ich vertraue aber auch der
Klugheit der Eltern, die natürlich eine richtige Ent-
scheidung über den Schulweg ihrer Kinder treffen
wollen. Diese Frage können wir selbstverständlich
aber noch einmal besprechen.

Noch einmal zu der Frage, was die FDP geritten
hat, den großen Schulkonsens infrage zu stellen.
Faktisch schlagen Sie vor, Kinder nach Klasse 4
und nach Klasse 6 zu sortieren. Übrig bleiben wür-

den ein Gymnasium und eine Regionalschule, eine
Schulform ohne Oberstufe.

Im Übrigen machen Sie an einer weiteren Stelle ein
Fass auf, bei dem ich mir nicht klar bin, ob Ihnen
das bewusst ist. Mit dem Angebot der Gemein-
schaftsschule, nach neun Jahren das Abitur abzu-
legen, leisten wir einen erheblichen Beitrag zum
Schulfrieden in diesem Land.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine Frage oder An-
merkung der Frau Abgeordneten Klahn?

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Ja, gerne.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Anita Klahn [FDP]: Vielen Dank, Frau
Ministerin. - Frau Ministerin, Sie haben
mehrfach ebenso wie Frau Abgeordnete
Waldinger-Thiering davon gesprochen, dass
wir eine verbindliche Schulartempfehlung im
Gesetzentwurf vorsehen. Ich möchte gern
wissen, worauf Sie das beziehen. An welcher
Stelle finden Sie das Wort „verbindlich“? So-
weit ich den von uns vorgeschlagenen § 7
verstehe, ist es immer eine Schulübergangs-
empfehlung, die mit den Eltern thematisiert
werden soll. Es gibt eine Empfehlung. Dort
steht aber nichts von verbindlich. Wie kom-
men Sie also dazu, hier darzustellen, dass es
um Verbindlichkeit geht? Alles andere würde
ich gerne im Ausschuss diskutieren.

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Frau Abgeordnete Klahn, ich habe Ihrem Gesetz-
entwurf entnommen, dass Schülerinnen und Schü-
ler mit einer Empfehlung für den Hauptschulab-
schluss der Zugang zum Gymnasium verwehrt wer-
den kann. Daraus habe ich die Verbindlichkeit ab-
geleitet, wie dies auch den Redebeiträgen anderer
Abgeordneter zu entnehmen ist.

Ich würde jetzt gerne zum Schluss kommen. Viele
Argumente sind genannt worden. Vielleicht kann
man an Sie appellieren, noch einmal in sich zu ge-
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hen. Ich glaube, die Beiträge haben gezeigt, dass
Sie mit Ihren Forderungen nicht ganz auf der Höhe
der Zeit sind.

Ich wünsche mir einen breiten gesellschaftlichen
Konsens hinsichtlich der Frage der Schulstruktur.
Meine Erfahrung aus meinem vergangenen Jahr als
Bildungsministerin ist, dass dieser an den Schulen
vorhanden ist und dass ein Zwei-Säulen-Modell mit
Gymnasium und Gemeinschaftsschule mit Oberstu-
fe auf eine ausgesprochen große Akzeptanz stößt.
Das letzte, was sich die Schulen in Schleswig-Hol-
stein wünschen, ist eine erneute Schulstrukturdebat-
te. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Druck-
sache 18/3346 (neu) dem Bildungsausschuss zu
überweisen. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Vermeidung von Plastikmüll in Schleswig-Hol-
stein

Große Anfrage der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/2570

Antwort der Landesregierung
Drucksache 18/3058

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Zur Beantwortung der Großen
Anfrage erteile ich dem Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Dr. Robert Habeck, das Wort.

(Zuruf Angelika Beer [PIRATEN])

- Erst einmal kommt die Antwort, und dann kommt
die Debatte.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Gerne, Herr Präsident! - Liebe Angelika, ich beant-
worte die Große Anfrage noch einmal im Zusam-
menhang.

Zunächst einmal bin ich dankbar, dass dieses The-
ma zum wiederholten Male aufgerufen worden ist.
Ohne Frage gibt es in anderen Regionen der Welt
weitaus drückendere Zustände der Müllentsorgung
im Meer. Es geht also nicht darum, dass aus Verse-
hen Abfälle ins Meer gelangen. Vielmehr weil es
keine funktionierenden Abfallsysteme gibt, werden
die Müllberge direkt an den Strand gelegt, und man
wartet auf den nächsten Tsunami, und dann ist das
Problem gelöst. Davon sind wir natürlich weit ent-
fernt.

Gleichwohl gibt es aber auch in Nord- und Ostsee
erhebliche Beeinträchtigungen durch Plastik. Es
zeigt sich wieder einmal, dass das Meer als offener
Raum und auch als Freiheitsraum auch ein Raum
der politischen Verantwortungslosigkeit sein kann,
weil Regelungen für die hohe See nur durch sehr
vage und sehr schwierig zu erreichende internatio-
nale Abkommen zu erreichen sind. Zudem entfalten
die regulativen Eingriffe an den Küsten häufig nur
eine sehr begrenzte Wirksamkeit.

Dass Plastik, ein Produkt, das für den schnellen
Verbrauch hergestellt wurde und wie kein anderes
Produkt für das Wegwerfimage dieser Gesellschaft
steht, auch noch die langwierigen Folgen im Meer
haben kann, ist eine Perversität innerhalb des Sys-
tems. Es bedarf einer besonderen Achtsamkeit, weil
das, was wir als Gesellschaft hier anrichten, sehr
langfristige Folgen hat.

Sie kennen alle die Bilder von Vögeln, die sich mit
ihren Flügeln an Plastik strangulieren, die Nester
aus Fischernetzen bauen, von Meeressäugern, die
durch Eimer oder durch Ringe schwimmen und
dann eingewachsene Plastikteile in ihrem Körper
haben.

Wir sprachen auch schon davon, dass sich, wenn
man jetzt einen verendeten Vogel findet und den
Magen öffnet, im Durchschnitt 30 Plastikteile in
seinem Magen befinden. Einige Vögel verhungern
mit vollem Bauch, weil sie Plastiknahrung nicht
mehr von den sonstigen Nahrungsquellen unter-
scheiden können.

Insofern ist es kein abstraktes, sondern ein drängen-
des, ein drückendes Problem. Es wird dadurch ver-
schärft, dass sich Plastik nicht auflöst, sondern zer-
fällt. Die großen Plastikteile, die ins Meer einge-
bracht werden, enden als Mikroplastik. Hinzu
kommt die hier schon mehrfach diskutierte Praxis,
Mikroplastikteile vermehrt in Gesichtscremes,
Peelings und so weiter einzusetzen. Das sind Teile,
die kleiner als ein halber Millimeter sind. Diese
Plastikteile sind aus den Organen der Tiere nicht
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mehr herauszufiltern. Sie enden letztlich in unserer
Nahrung.

Insofern sollten wir nicht nur zum Schutz der Öko-
logie und des Meeres und der Kreatur, sondern
auch zum Schutz unserer eigenen Nahrungsquellen
energische Maßnahmen ergreifen und den Plastik-
eintrag in das Meer und überhaupt in die Natur
verringern.

(Beifall Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Steuerungsmaßnahmen sind leicht zu erkennen.
Das sind zum einen Verbote. Ich habe kein Ge-
heimnis daraus gemacht, dass ich der Meinung bin,
dass kein Mensch Mikroplastik in Zahnpasta
braucht. Insofern muss man auch nicht über Steue-
rungsregeln reden. Das ist aus meiner persönlichen
Sicht unsinnig. Gleichwohl ist das im Rahmen der
Gewerbefreiheit letztlich nur europäisch zu lösen.

Steuerungsmechanismen, die einen sorgsameren
Umgang mit Tüten bedeuten würden - das geht aus
der Großen Anfrage hervor -, sind politisch ein we-
nig umkämpft. Wir sind aber der Auffassung, dass
die Studie der Deutschen Umwelthilfe nicht richtig
ist. Wie in der Antwort auf die Große Anfrage
dargelegt, gibt es das verfassungsrechtliche Gebot,
dass letztinstanzlich der Bundesgesetzgeber die
Regelungskompetenz hat.

Insofern sind wir in Schleswig-Holstein darauf an-
gewiesen, Öffentlichkeitsbewusstsein zu schaffen
und in dem Maße, wie es möglich ist, Aktionen zu
initiieren oder miteinander zu verschmelzen. Das
haben wir im letzten Jahr durch das immer wieder
beharrliche Nachfragen im Parlament und im Aus-
schuss verstärkt getan. Es gibt verschiedene Initia-
tiven. Ich will nur Föhr und Fehmarn als die beiden
großen Inseln nennen. Aber auch in Kiel gibt es
beispielsweise Initiativen, die darauf abzielen, Pla-
stik zu vermeiden. Es gibt das Fishing-for-Litter-
Projekt, das wir ausgeweitet und mit Landesgeldern
unterstützt haben. Es geht nicht darum, den Müll
einfach wieder ins Meer zu werfen, wenn er in Fi-
schernetzen war, sondern es geht auch darum, zu
erkennen, woher er eigentlich kommt. Die wissen-
schaftliche Begleitung ist also mindestens genauso
wichtig.

Es ist gelungen, mit Tourismusverbänden und Wirt-
schaftsverbänden breite Bündnisse zu schließen,
zugegebenermaßen auf lokaler Ebene. Noch vor
wenigen Jahren haben sich die Touristiker ver-
sperrt, ein Problem als Problem zu benennen, weil
es dann ja heißt, der Urlaub in St. Peter-Ording

oder auf Föhr sei problembehaftet. Das hat sich völ-
lig geändert.

Jetzt bieten Touristikunternehmen morgens um
7 Uhr Müllsammelaktionen für Kinder am Strand
an. Wenn Eltern also länger schlafen wollen, dann
lassen sie die Kinder nicht Teletubbies gucken, son-
dern schicken sie zum Strand zum Müllsammeln.
Es wird sozusagen ein touristischer Schwerpunkt,
das Meer sauber zu halten. Das kann ich nur sehr
begrüßen.

Ebenso begrüße ich, dass der Einzelhandel damit
wirbt, keine Plastiktüten oder nur auf Nachfrage
Plastiktüten zu verwenden. Er will seinen Beitrag
dazu leisten. Es ist ein Umkehren, ein Umdenken in
der Gesellschaft erkennbar, das ich sehr begrüße.
Institutionelle Förderungen sind immer schwierig.
Das wissen Sie. Wir unterstützen das aber nach
Kräften über Preise und andere Möglichkeiten.

Die EU hat gesagt - und das ist der politische Kern
der Auseinandersetzung -, dass der Verbrauch an
Plastiktüten bis zum Jahr 2019 auf 90 pro Mensch
pro Jahr und bis zum Jahr 2025 auf 40 pro Mensch
und Jahr gesenkt werden soll. Der nationale Gesetz-
geber hat bis zum Ende des Jahres 2016 Zeit, dies
umzusetzen und zu erklären, wie er diese Maßnah-
men umsetzt.

Das ist der Regelungszeitraum, der politisch zur
Verfügung steht. Die Regelungen müssen auf der
Bundesebene erstritten werden.

Ich glaube aber, dass wir das mit großer Gemein-
samkeit in einem großen Beitrag leisten können. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Nun haben die Fragesteller das Wort. Für die Pira-
tenfraktion spricht nun die Frau Abgeordnete Ange-
lika Beer. Die Redezeit ist um 1 Minute verlängert
und beträgt 6 Minuten.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Robert Habeck, Plastik bereitet uns und vor
allen Dingen den Lebewesen - Sie haben es gesagt
- immer größere Schwierigkeiten. Aktuellen Studi-
en zufolge sind 95 % aller Seevögel betroffen. Sie
haben gerade das Ausmaß des Zugrundegehens die-
ser Tiere beschrieben.
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Wir PIRATEN hatten daher im letzten Jahr eine
Debatte zur Vermeidung von Plastikmüll in
Schleswig-Holstein angestoßen: zunächst über den
Europa- und dann über den Umweltausschuss. Seit-
dem haben wir zahlreiche Diskussionen geführt.
Neue Bündnisse gegen Plastik sind entstanden, und
die koalitionstragenden Fraktionen haben nun vier
von neun Vorschlägen, die wir dem Landtag unter-
breitet haben, in ihren eigenen Änderungsantrag
übernommen. Deswegen möchten wir heute gerne
wissen: Wie wollen Sie konkret umsetzen, was Sie
selbst beschlossen haben?

Folgerichtig haben wir uns mit der Großen Anfrage
an die Landesregierung gewandt, über die wir heute
diskutieren. Mein Fazit der Beantwortung lautet:
Die Landesregierung wird sich des Problems an-
nehmen; das ist gut. Eigene Initiativen sind jedoch
vorläufig nicht geplant, und das ist schlecht. Viel-
mehr setzen Sie darauf, Gespräche zu führen und
weiter zu sondieren. Ebenso erhofft sich die Regie-
rung Anstöße von Verbänden und Initiativen, die
man, wenn man gute Ideen vorlegt etwa durch die
BINGO!-Umweltlotterie, fördern möchte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, positiv registriert
habe ich, dass unser Umweltminister im August an
einem Treffen der Inselgruppe Föhr des BUND teil-
genommen hat. Das sind die Pioniere in Sachen
Plastikmüllvermeidung in Schleswig-Holstein, die
unsere Landesregierung viel zu lange ignoriert hat.
Um den BUND Föhr herum ist seit Ende 2014 ein
bemerkenswertes Netzwerk entstanden, bei dem die
Händler „Unverpackt“ aus Kiel oder EDEKA aus
St. Peter-Ording, Umweltgruppen wie der BUND,
„Küste gegen Plastik“ und das Nationalparkzen-
trum Föhr, aber auch die lokalen Fischer, die Wy-
ker Dampfschiffs-Reederei, das Tourismusbüro und
die Unternehmensberatung EPEA aus Hamburg ge-
meinsam an einem Tisch sitzen. Erste Erfolge sind
sichtbar.

Ich will das Beispiel von Karsten Johst hier deut-
lich nennen. Er ist Geschäftsführer eines EDEKA-
Marktes in St. Peter Ording. Er hat als erster Händ-
ler in Schleswig-Holstein die Plastiktüte aus seinem
Sortiment verbannt.

(Lachen Christopher Vogt [FDP])

Darauf ist auch die EDEKA-Zentrale aufmerksam
geworden, die nun allen Händlern Alternativen zur
Plastiktüte anbietet und offensichtlich großes Inter-
esse daran hat, von den Erfahrungen, die Karsten
Johst vor Ort macht, zu lernen.

Damit ist ein ganz wesentliches Prinzip beschrie-
ben: Je mehr Händler bei einem Lieferanten nach-

fragen, ob er bestimmte Produkte plastikfrei liefern
kann, desto größer wird der Innovationsdruck. Es
kommt eine Nachfragekette in Gang, die sich mit
der Zeit immer weiter ausweitet. Genau davon geht
auch die wichtige Botschaft an die Bevölkerung
aus: Fragen Sie nach! Nehmen Sie die Plastiktüte
nicht einfach an! Fragen Sie nach Alternativen!

Dass es diese Nachfrage gibt, wird auch daran deut-
lich, dass Frau Delaperrière aus Kiel mit ihrem Ge-
schäft „Unverpackt“ einen Trend losgetreten hat,
der inzwischen bundesweit Schule macht. Da ist
der Norden ganz weit vorne.

An diesem Punkt wird aber auch deutlich, warum
wir PIRATEN einen Markt für bessere Umwelt-
performance wollen. Wir wollen, dass gute Initia-
tiven von Kunden auch als solche erkannt werden
können, sodass der Handel gleichermaßen davon
profitieren wird. Deswegen sind wir im Gegensatz
zur Landesregierung auch der Meinung, dass eine
Umweltpartnerschaft keine kleinteilige Maßnahme
darstellt. Denn als solche bezeichnet die Landesre-
gierung sie leider in ihrer Antwort auf unsere An-
frage.

Der Umweltminister - das zeigt sich auch an sei-
nem Besuch auf Föhr - scheint zumindest auf dem
richtigen Weg zu sein. Uns fehlt bislang noch das
Bekenntnis des Wirtschaftsministers, der gerade
Akten studiert,

(Minister Reinhard Meyer winkt)

wie er sich denn die Verpflichtung des Handels
eigentlich vorstellt. Vielleicht hilft es Ihnen, Herr
Meyer, wenn Sie hören, was ein amerikanischer
Unternehmer dazu gesagt hat, dessen Firma in den
70er-Jahren gegründet wurde und heute Milliarden-
umsätze macht.

(Christopher Vogt [FDP]: Unglaublich!)

Ich möchte ihn zitieren: In einer nachhaltigen Welt
werden auf lange Sicht nur nachhaltige Unterneh-
men überleben. Wenn wir das können, kann das
auch jeder andere.

(Beifall PIRATEN - Zuruf Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Damit, verehrte Kolleginnen und Kollegen, komme
ich zu dem Grund, der uns sagt, warum wir das Pla-
stikproblem engagierter in Angriff nehmen müssen:
weil wir es können. Das haben wir am Tag der offe-
nen Tür des Landtags gezeigt, als Einvernehmen
aufgrund unseres Vorschlags erzielt wurde, dass der
Luftballonwettbewerb nicht stattfindet, weil die
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Ballons nämlich in der Nord- oder in der Ostsee ge-
landet wären.

(Beifall PIRATEN)

Als nächsten Schritt schlage ich vor, dass wir in un-
sere Kantine gehen und den Kantinenausschuss dar-
um bitten, dass die Plastikdeckel auf den Coffee-to-
go-Bechern durch Pappe ersetzt werden oder man
völlig auf den Deckel verzichtet. - Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Klaus Jensen.

(Angelika Beer [PIRATEN]: Ich habe etwas
vergessen!)

- Hoffentlich wollen Sie uns nicht sagen, dass wir
auf den Kaffee verzichten sollten, Frau Kollegin.

(Angelika Beer [PIRATEN]: Die Ausschuss-
überweisung!)

- Die Ausschussüberweisung? Das ist in Ordnung.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Weil die EU-Regelung bereits steht,
schlagen wir vor, dass wir die weiteren Diskussio-
nen federführend im Umwelt- und Agrarausschuss
sowie mitberatend im Wirtschaftsausschuss führen,
damit Herr Meyer dann auch zu Wort kommt. -
Danke schön.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Danke schön, Frau Kollegin. - Das Wort hat jetzt
der Abgeordnete Klaus Jensen für die CDU-Frakti-
on.

Klaus Jensen [CDU]:

Vielen Dank, Herr Präsident! - Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Eerstmol mutt ik mienen Pell-
wormer Friesenvereen hier begröten, de jetzt tofäl-
lig op de Besuchertribüne is. Schöön, dat ji dor
sünd.

(Heiterkeit und Beifall)

Jetzt geht es natürlich auf Hochdeutsch weiter.
Aber vielleicht ist das eine Anregung, einen Tages-
ordnungspunkt auf Plattdeutsch zu machen. Das be-
kommen wir vielleicht nächstes Jahr einmal hin.

(Vereinzelter Beifall SPD - Heiner Rickers
[CDU]: Platt ist Amtssprache!)

- Jetzt zur Großen Anfrage der PIRATEN zur Ver-
meidung von Plastikmüll in Schleswig-Holstein:
Vor fast einem Jahr, im November 2014, haben wir
im Landtag schon einmal diese Debatte geführt.
Wenn ich mich richtig erinnere, gab es keine gra-
vierenden Unterschiede in den Auffassungen. - Das
gilt, denke ich, heute noch. Wir sprechen noch ein-
mal darüber, weil das etwas mit Verfahrensfragen
zu tun hat. Eine Große Anfrage landet immer wie-
der auch hier im Plenum. Insofern ist das okay.
Wenn man sich die Beantwortung dieser Großen
Anfrage anschaut, kann man nur feststellen: So
wirklich viel Neues hat sich nicht getan.

Was gilt es festzuhalten? Das Problem besteht na-
türlich. Die Verschmutzung beziehungsweise die
Vermüllung der Meere mit Plastik ist ein Riesen-
problem. Wenn man sieht, wie große Strudelbildun-
gen in den Ozeanen dazu führen, dass sich quadrat-
kilometerweit Plastikmüll konzentriert, ist das
wirklich ein Problem. Das ist auch nach zig Jahren
noch nachweisbar.

Das Problem ist erkannt. In Deutschland haben wir
eine funktionierende Abfallwirtschaft, bei der bei
Mülltrennung auch Plastik aussortiert und der
Verwertung oder der Verbrennung zugeführt wird.

Aber das Problem muss EU-weit angegangen wer-
den; darüber sind wir uns alle im Klaren. Die EU-
Zielvorgaben sind in diesem Jahr festgelegt wor-
den. Durchschnittlich verbraucht jeder auf EU-Ebe-
ne 200 Plastiktüten pro Jahr. Das soll auf 90 Tüten
pro Person und Jahr bis 2019 gut halbiert werden
und bis 2025 auf 45 reduziert werden. Zurzeit ha-
ben wir in Deutschland 70 Plastiktüten pro Person
und Jahr, die Dänen aber nur 10 und die Portugie-
sen 400. Da sieht man, wo die Ansatzpunkte liegen.

(Vereinzelt Beifall CDU)

Was können wir außerdem tun? Einmal können wir
Umweltbildung und Aufklärung forcieren. Die
sind unabdingbar und werden in Teilen auch schon
geleistet. Ich würde gerne auch das Projekt auf mei-
ner Nachbarinsel Föhr ansprechen. Das Projekt
„Plastikarme Insel“ trägt zur Bewusstseinsbildung
bei. Es trägt dazu bei, dass dieses Problem auch in
die Köpfe der Menschen hineinkommt. Herr Ha-
beck hat sich auf seiner Sommerreise auf Föhr zum
Plastikvermeidungsminister erklärt. Was man in
seinem Leben nicht alles werden kann!

(Heiterkeit)
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Wichtig ist, dass die Vermeidungsstrategie auf
freiwilliger Basis angelegt ist. Die Bundesregie-
rung hat das auch so vorgesehen: keine Steuer dazu.
Besser ist der Weg über Entgelte. Lasst den Handel
die Plastiktüten mit Gebühren beziehungsweise
Entgelten belegen. In Irland, wo von diesem Instru-
ment Gebrauch gemacht worden ist, ist die Zahl der
Plastiktüten von 300 auf 20 reduziert worden. Das
regelt der Markt, wenn man richtig ansetzt.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Außerdem ist auf Bundesebene im Forschungsmini-
sterium ein Forschungsprogramm mit zehn weite-
ren EU-Staaten angelegt, das die Gefahren der Ver-
müllung für die Meere und auch für die Menschen
untersucht und daraus dann entsprechende Schlüsse
zieht.

(Beifall CDU)

Fazit ist für mich und für meine Fraktion: Ja, in
Deutschland gibt es eine funktionierende Abfall-
wirtschaft. Das Sammeln, Recyceln und Entsorgen
funktioniert gut. Der Großteil des Plastikmülls lan-
det in der Verwertung und in der Verbrennung. Ja,
das Problem muss EU-weit angepackt werden. Ers-
te Schritte sind eingeleitet. Ich habe auf die Zielvor-
gaben hingewiesen. Ja, Schleswig-Holstein kann
seinen bescheidenen Beitrag zur Problemlösung
leisten. Aber ich sage auch - das habe ich eben an-
gedeutet -: Die Probleme liegen anderswo in Euro-
pa und anderswo auf der Welt. Dennoch wollen wir
das im Ausschuss weiter diskutieren; die Aus-
schussüberweisung wird daher von uns mit unter-
stützt. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Flemming Meyer
[SSW])

Präsident Klaus Schlie:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. - Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ich freue mich beson-
ders, dass wir heute hochrangigen Besuch aus
Nordrhein-Westfalen bei uns zu Gast haben. Bitte
begrüßen Sie gemeinsam mit mir auf der Besucher-
tribüne Frau Landtagspräsidentin Carina Gödecke
sowie die Landtagsvizepräsidenten Eckhard Uhlen-
berg, Oliver Keymis und Dr. Gerhard Papke. - Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, seien Sie uns ganz
herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag! Wir freuen uns sehr, dass Sie bei uns zu
Gast sind.

(Beifall)

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Thomas Hölck.

Thomas Hölck [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lassen Sie mich mit einem Zitat be-
ginnen, einem Zitat von Winston Churchill, der ein-
mal gesagt hat:

„Ich kann wenig Glanz an einem Weltreich
erkennen, das zwar die Wogen regieren, aber
seine Abwässer nicht beseitigen kann.“

Dieses Zitat - vermutlich aus der zweiten Amtszeit
des britischen Premiers - ist angesichts der zuneh-
menden globalen Verschmutzung unserer Meere
mit Plastik aktueller denn je.

(Beifall SPD)

Die Meeresverschmutzung mit Plastik lässt sich
nationalstaatlich nicht lösen. Es ist eine globale
Aufgabe, die nationales und regionales Handeln
ausdrücklich einschließen muss.

Das Wissenschaftsmagazin „Science“ hat Anfang
dieses Jahres eine Studie zur Verschmutzung der
Weltmeere veröffentlicht. Danach sind 2010 8 Mil-
lionen t Plastik in die Meere gelangt. Eine Ursache
dafür sind mangelhafte oder gänzlich fehlende Ab-
fallentsorgungssysteme, insbesondere bei den
Hauptverursachern. Das sind laut dieser Studie 20
Länder, die für 83 % des unsachgemäßen Umgangs
mit Plastikmüll verantwortlich sind, allen voran
China, gefolgt von Indonesien und den Philippinen.
Würde man alle Küstenländer der EU zusammen-
fassen, würde die EU in diesem Ranking Platz 18
belegen.

Die Müllvermeidung ist der Schlüssel zum nach-
haltigen Schutz unserer Meere. Im Grünbuch der
EU-Kommission zu einer europäischen Strategie
für Kunststoffabfälle finden wir Zahlen zur Produk-
tion von Kunststoff, die uns nachdenklich machen
müssen. 2008 wurden in Europa 60 Millionen t Pla-
stik produziert. Davon sind circa 25 Millionen t an
Kunststoffabfällen angefallen. 80 % der Kunststoff-
abfälle im Meer stammen vom Land. Einen großen
Anteil daran hat der Verbrauch von Plastiktüten;
das ist schon angesprochen worden. Im Durch-
schnitt benutzt jeder Europäer jedes Jahr bis zu 200
Plastiktüten, die meist nach einmaliger Verwen-
dung entsorgt werden. Folgerichtig hat Brüssel ge-
handelt. Mit der EU-Richtlinie 2015/720 wird eine
Begrenzung des zukünftigen Verbrauchs leichter
Plastiktüten vorgeschrieben. Ziel ist es, den jährli-
chen Verbrauch an Plastiktüten pro Person auf 90
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im Jahr 2019 und auf 40 im Jahr 2025 zu reduzie-
ren.

Schleswig-Holstein, das Land zwischen den Mee-
ren, abhängig vom Tourismus, hat größtes Interesse
an bester Wasserqualität.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Beifall Flemming Meyer
[SSW])

Deshalb, meine sehr verehrten Damen und Herren:
Müll gehört vermieden, behandelt, recycelt oder de-
poniert, aber nicht in unsere Meere.

Zu dem optisch wahrnehmbaren Kunststoffmüll
kommt der Abfall an Mikroplastik noch hinzu.
Mikroplastische Bestandteile findet man in Zahnpa-
sta, Duschgel und Kosmetika. Sie können mit den
herkömmlichen Klärwerktechniken nicht aus den
Abwässern herausgefiltert werden. Deshalb müssen
zwei Fragen dringend geklärt werden: Erstens. Wie
und wodurch kann man Mikroplastik in Zahncreme,
Duschgel und Kosmetika ersetzen? Zweitens. Wie
kann die Klärwerktechnik wirtschaftlich so umge-
baut werden, dass Mikrobestandteile von Plastik
aus den Abwässern herausgefiltert werden können?

Der Landtag hat bereits am 13. November 2014
einen Antrag der Koalitionsfraktionen - Drucksache
18/2454 - zur Vermeidung von Plastikmüll in
Schleswig-Holstein beschlossen. Damit haben wir
bereits unsere regionale Verantwortung für die Pro-
blemlösung dokumentiert und die Landesregierung
aufgefordert, konkrete Maßnahmen für Schleswig-
Holstein einzuleiten, unter anderem die Förderung
der Aufklärung und Umweltbildung sowie die Auf-
nahme von Gesprächen mit dem Handel zur Ver-
meidung von Plastikmüll.

Bereits in der damaligen Debatte ist deutlich ge-
worden, was getan werden muss und was bereits
getan wurde. So ist ein Beitrag zur Entsorgung des
Mülls aus Nord- und Ostsee das Projekt „Fishing
for Litter“ des NABU. Ich möchte im Namen der
SPD-Fraktion allen Fischern danken, die sich an
diesem Projekt beteiligen. Es ist ein zukunftswei-
sendes Projekt; denn die Fischer können den Müll,
den sie fangen, kostenlos in den Häfen der Nord-
und Ostsee entsorgen.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir können auf regionaler Ebene einiges tun. Ent-
scheidend wird aber sein, Maßnahmen auf Bundes-,
EU- und internationaler Ebene zu treffen. Dafür
setzt sich die SPD-Fraktion ebenso wie unsere Lan-

desregierung ein. - Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Abgeordnete Marlies Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich würde ganz gerne mit dem Zitat
beginnen, das Angelika Beer von dem US-amerika-
nischen Unternehmer aus den 70er-Jahren bezüg-
lich der Nachhaltigkeit und der Nachhaltigkeit sol-
cher Appelle gebracht hat. Wenn nur solche Unter-
nehmen, die nachhaltig produzierten und arbeiteten,
überlebensfähig wären, dann wundere ich mich
über - ich sage einmal - mindestens 90 % aller Un-
ternehmen, die wir heute so kennen und die genau
darin nicht ihr Erfolgsmodell sehen.

Das Gleiche kann man in Bezug auf Folgendes sa-
gen: Schon in meiner Kindheit, in den 70er-Jahren,
zu Zeiten der Ölkrise - 1973 war das, glaube ich -,
wurde eine Debatte darüber geführt, ob man nicht
eine Abgabe auf Plastiktüten erheben sollte oder
Plastiktüten Geld kosten sollten, weil sie ja aus Erd-
öl hergestellt werden und diese Ressource - so je-
denfalls das damalige Bewusstsein - knapp war.

Diese Initiativen sind 45 Jahre her, wenn ich richtig
rechne, und immer noch reden wir hier, und zwar
vermehrt, über immer mehr Plastikmüll. Wir reden
vermehrt über eine zunehmende Verwendung von
Kunststoffen in allen möglichen Produkten. Nicht
nur die Verpackungen und die Plastiktüten, die wir
so zahlreich nach Hause tragen, sind ja das Pro-
blem, sondern - der Minister hat es gesagt und an-
dere auch - wir finden Mikroplastik sogar in Kos-
metika. Ich bin im Gegensatz zu dem Minister -
vielleicht habe ich ihn auch falsch verstanden -
durchaus der Meinung, dass man sich daranmachen
sollte, dieses auch zu verbieten

(Beifall Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] und Angelika Beer [PI-
RATEN])

und dieses Problem nicht nur über Verbraucherauf-
klärung anzugehen.

Es ist auch deutlich geworden, dass das nicht nur
ein Problem von strangulierten Trottellummen ist,
die sich auf der Langen Anna auf Helgoland in Fi-
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schernetzen verfangen, die sie als Nistmaterial ge-
funden haben. Es ist auch nicht nur ein Problem
von Fischen oder Seevögeln, die denken, sie seien
satt, weil sie den Bauch voller Plastik haben. Das
ist auch gesagt worden: Wir stehen am Ende dieser
Nahrungskette, und damit landet dieses Mikropla-
stik am Ende auch auf unserem Teller. Das Problem
ist erkannt, und es ist nicht neu. Es wird nur immer
größer. Die Wege, das wirklich zu ändern, werden
meiner Meinung nach nicht unbedingt mit dem
größten Nachdruck beschritten.

Was kann aber jetzt das Land tun? - Das Land - das
hat die Große Anfrage gezeigt, das haben die De-
batten über unsere verschiedenen Anträge in unse-
rem Ausschuss gezeigt - ist nicht in der Lage, in
Bundesrecht einzugreifen, wir können von unten
Initiativen unterstützen, die Angelika Beer und an-
dere genannt haben. Das tut das Land nach Kräften,
und das tut es auch zu Recht nach Kräften. Ich den-
ke aber, diese Frage von Umweltbildung im weite-
sten Sinne muss tatsächlich von unten wachsen.
Gute Beispiele, die Schule machen und die auch
über Föhr und kleinere Regionen wie Fehmarn hin-
ausreichen, sind genannt worden. Das finde ich al-
les richtig. Wenn sich ein Unternehmen wie zum
Beispiel eine Supermarktkette damit schmücken
kann, dann soll es mir recht sein, und dann soll es
auch gern etwas sein, womit man positiv an seinem
eigenen Image arbeiten kann.

„Jute statt Plastik“

(Beifall Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

ist im Grunde genommen das, was bei Andreas
Tietze hängen geblieben ist.

(Heiterkeit)

- Das hat er mir gerade gesagt. Das ist das, was
heute noch stimmt und genau richtig ist, wobei ich
mich etwas über die in diesen Fällen immer wieder
stattfindenden Debatten ärgere, anderswo

(Unruhe)

- Herr Kollege Arp - seien die Dinge noch viel
schlechter:

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Schön, dass Sie
mich ansprechen!)

China, Portugal - die verbrauchten noch viel mehr.
- Das stimmt, aber es hilft uns nicht. Wir müssen
trotzdem beginnen, dieses Problem bei uns vor der
Haustür anzugehen. Man kann nicht immer darauf
verweisen, dass andere noch viel schlechter seien
und die erst einmal anfangen sollten. Das ärgert

mich in den Debatten, die wir im Umweltschutz im-
mer wieder führen und die an dieser Stelle immer
wieder neu aufkommen.

Der zweite Weg verläuft über das Ordnungsrecht.
Ich habe schon gesagt: Die Landesregierung und
das, was wir dazu haben überprüfen lassen, zeigen
auf, dass wir die Möglichkeit, Verpackungsabgaben
zu erheben, rechtlich nicht haben. Da ist der Bund
gefragt. Er ist nicht nur bei dieser Verpackungsab-
gabe gefragt, für die ich mich hier ausdrücklich er-
neut ausspreche. Alle kennen das Beispiel Irland,
wo das wirklich etwas gebracht hat. Es ist auch die
Bundesregierung gefragt, endlich, endlich, endlich -
ich bin anders als Kollege Jensen nicht der Mei-
nung, dass die Recyclingquoten schon so richtig
klasse seien - einmal ein wirkliches Wertstoffge-
setz vorzulegen, das seinen Namen verdient und
dann auch mehr von diesem Müll in die Kreislauf-
wirtschaft einbringt.

Kurz und gut: Ich sage an dieser Stelle, dass wir
uns mit Nachdruck dafür einsetzen müssen, auf den
dafür zuständigen Ebenen Bund und EU dafür zu
sorgen, dass wir auch starke ordnungsrechtliche In-
strumente brauchen. Freiwilligkeit - das zeigt nicht
nur dieses Beispiel - allein hat uns 45 Jahre lang
nicht wirklich viel weitergebracht, sondern das Pro-
blem eher verschlimmert. - Ich danke Ihnen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Lars Harms [SSW])

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Oliver Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Große Anfrage fußt auf einem Antrag, den Sie
gestellt haben, und auf Punkten, die eben nicht mit-
beschlossen wurden. Dazu haben Sie Nachfragen
gestellt. Ich möchte auf drei Punkte oder drei Wün-
sche der PIRATEN und die entsprechende Antwort
der Regierung eingehen.

Frau Beer, der erste Wunsch von Ihnen war die
Plastiktütensteuer. Da ist die Antwort auf die
Große Anfrage sehr klar, und es ist dort schwarz
auf weiß dokumentiert, dass die von Ihnen so sehr
gewünschte Landesplastiktütensteuer in Höhe von
50 ct aufgrund der konkurrierenden Gesetzgebung
eben nicht möglich ist. Dem Bundesgesetzgeber ist
durch Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 Grundgesetz
eine Zuständigkeit zur umfassenden Regelung des
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Rechts der Abfallwirtschaft eingeräumt. Für Ver-
packungen, zu denen eben auch Plastiktüten zählen,
hat der Bund in der Verpackungsverordnung ab-
schließende Regelungen getroffen. Daneben fehlt
eben auch den Ländern die verfassungsrechtliche
Kompetenz.

Kommen wir einmal zu Ihrem zweiten Wunsch.
Der zweite Wunsch der PIRATEN ist eine freiwil-
lige Selbstverpflichtung des Handels. Hier heißt
es in der Antwort auf die Große Anfrage, dass sich
die Landesregierung derzeit in einem Dialog - end-
lich wieder einmal ein Dialog - mit dem Handel be-
findet. Die bisherigen Gespräche hätten ergeben,
dass sich der Handel der Thematik bewusst sei und
sich seiner Verantwortung nicht entziehen wolle. In
der Tat bietet der Handel in der Regel schon Alter-
nativen wie Papiertüten, Baumwollbeutel und Bio-
plastiktüten an. Ein wirklich interessanter Aspekt
aus der Großen Anfrage ist, dass der Handel lieber
eigenständig agiert und die Landesregierung als ko-
ordinierenden Moderator sieht. Das kann ich in ge-
wisser Weise auch nachvollziehen.

Dritter Piratenwunsch: eine Modellregion. Nun
muss man wissen, dass in Ihren Fragen das Wort
Modellregion sechsmal vorkommt, in den Antwor-
ten kommt das Wort sogar elfmal vor. Wir reden
hier definitiv über den Lieblingswunsch der PIRA-
TEN, eine Modellregion.

(Christopher Vogt [FDP]: Dithmarschen
würde sich anbieten! - Zuruf Wolfgang Ku-
bicki [FDP])

Siehe da, meine Damen und Herren, die Landesre-
gierung - so steht es in den Antworten - steht der
Bildung einer Modellregion positiv gegenüber.

(Beifall Anita Klahn [FDP] und Wolfgang
Kubicki [FDP])

Allerdings stellt sie auch klar, dass sich eine Mo-
dellregion nur im Zusammenschluss aller Akteure
und durch Eigeninitiative aus der Region heraus
bilden kann, also eine Einschränkung. Wenn man
weiterliest, kommt die nächste Einschränkung, und
zwar: Sollten entsprechende Anträge an die Lan-
desregierung herangetragen werden, gibt es zwar
die Möglichkeit der Förderung, aber weiter heißt es,
dass die Förderung einer kompletten Modellregion
durch eines der Förderprogramme nicht möglich
sei.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Unglaublich! Für
alles haben Sie Geld, aber dafür nicht! - Hei-
terkeit SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete Beer wünscht Ihnen, Herr Abge-
ordneter, eine Frage zu stellen. Sind Sie damit ein-
verstanden?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Ja.

Angelika Beer [PIRATEN]: Lieber Kollege
Kumbartzky, wenn Sie jetzt schon so aus-
drücklich die Wünsche der Piratenfraktion
hier zitieren, würden Sie dann bitte auch so
nett sein zu zitieren, dass wir einen Finanzie-
rungsvorschlag für eine solche Modellregion
gemacht haben, nämlich in Form der Anhe-
bung des Erdölförderzinses? Wenn Sie das
dann zitieren, würde ich auch gern wissen,
was Sie davon halten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Es wird doch
kein Erdöl mehr gefördert!)

- Meine sehr geehrten Damen und Herren, die PI-
RATEN haben auch einen Finanzierungsvorschlag
zu der Modellregion gemacht, und zwar wollten sie
den Erdölförderzins anheben, wovon ich persönlich
nichts halte.

(Beifall FDP und Hans-Jörn Arp [CDU])

Aber die Landesregierung hat Ihnen ja die Brücke
gebaut, wie es mit Förderungen aussehen könnte.
Es gibt ja die Möglichkeit, über ELER mit dem
neuen Programm von 2014 bis 2020 - das kofinan-
zierte Landesprogramm ländlicher Raum - über die
AktivRegionen etwas zu machen. Allerdings ob-
liegt die Entscheidung nach dem ausschließlichen
Bottom-up-Ansatz nicht dem Land, sondern aus-
schließlich den AktivRegionen vor Ort.

Wo wir gerade beim Thema AktivRegionen sind:
Das ist ein Thema, dass ich unbedingt an dieser
Stelle ansprechen möchte. Es ist ja so, dass momen-
tan die AktivRegionen wieder gestartet sind. Aber
es ist leider so, dass die administrativen Vorausset-
zungen zur Bewilligung von Projekten aus dem
Grundbudget der AktivRegionen immer noch nicht
vorliegen. Viele AktivRegionen haben ja schon
Projekte in der Pipeline, aber da eben das zuständi-
ge Ministerium immer noch nicht die neuen Formu-
lare, immer noch nicht die Richtlinien und immer
noch nicht die sonstigen Handhabungen für die ad-
ministrative Umsetzung freigegeben hat, liegen
eben Projekte auf Halde. Das kann es wirklich nicht
sein. Das ist höchst bedauerlich, Herr Dr. Habeck,
und da fordere ich Sie auf, wirklich einmal in die
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Puschen zu kommen, damit die AktivRegionen
auch wirklich starten können.

(Zurufe Serpil Midyatli [SPD] und Olaf
Schulze [SPD])

- Bitte? Okay, dann eben in die Galoschen. Frau
Kollegin, jetzt haben Sie mich abgelenkt, aber wir
können das gern noch einmal in Ruhe ausdiskutie-
ren, welcher Begriff da am besten passt.

Meine Damen und Herren, zusammenfassend
möchte ich sagen, dass die Landesregierung natür-
lich das Problem zur Kenntnis nimmt und auch
weiterhin dementsprechend handelt, ganz klar.
Aber die eben zitierten Wünsche der PIRATEN
kommen Minister Habeck nicht in die Plastiktüte.
Ich glaube, so kann man es zusammenfassen.

Abschließend möchte ich unterstreichen, dass Pla-
stik in den Weltmeeren definitiv ein großes Pro-
blem ist. Es muss natürlich heute und in Zukunft
darum gehen, Aufklärung und Umweltbildung zu
betreiben. Plastikmüll gehört nun einmal nicht ins
Meer. Da gibt es noch viel zu tun. Das finde ich gut
und richtig. - Wir werden selbstverständlich dem
Antrag auf Überweisung der Großen Anfrage in
den Ausschuss folgen, damit wir uns auch im Aus-
schuss weiterhin diesem wichtigen Thema widmen.

Ich nutze anderthalb Minuten Restredezeit, um die
Kollegen aus Nordrhein-Westfalen herzlich zu grü-
ßen. Ich bin Fan und Mitglied von Borussia Mön-
chengladbach.

(Zurufe - Beifall Hauke Göttsch [CDU] - Zu-
ruf Lars Harms [SSW])

- Das war jetzt Mitleid, weil die letzten Wochen in
der Tat nicht gerade berauschend waren. Aber als
ich heute Morgen den Pressespiegel aufschlug, ha-
be ich endlich wieder einmal eine Nachricht aus
Mönchengladbach gesehen, die mich wirklich sehr
amüsiert hat. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, FDP und Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Heiterkeit)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für den SSW hat Herr Abgeordneter
Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Die Diskussion über Plastikmüll
und die Vermeidung von Plastikmüll ist nicht
neu, die haben wir öfter geführt. Auch wenn wir bei

uns im Land gut ausgebaute Recycling- und Abfall-
entsorgungsstrukturen haben, die den Eintrag von
Plastikmüll in die Natur größtenteils verhindern,
müssen wir uns darüber im Klaren sein, dass das
bei Weitem nicht ausreicht und das Müllproblem
nicht überall gleich wahrgenommen wird. Jeder,
der sich mit diesem Thema beschäftigt, weiß, dass
es sich hierbei nicht nur um Plastiktüten oder Cof-
fee-to-go-Becher handelt. Das Problem ist viel um-
fangreicher und diffus. Ebenso verhält es sich,
wenn es darum geht, das Problem anzugehen.

Die Berichterstattung über riesige Inseln aus Pla-
stikmüll, die über die Meere treiben, oder Tiere, die
sich in Plastikmüll oder Kunststoffnetzen verhed-
dern und elendig krepieren - dies wird vor allem
auch viel in sozialen Netzwerken gezeigt -, hat die
Diskussion über das Problem mit dem Plastikmüll
neu entfacht. Weniger offensichtlich sind die klein-
sten Plastikpartikel, die in unterschiedlichsten
Produkten verwendet werden. Aufgrund der mikro-
skopisch kleinen Größe lassen sich diese Partikel
kaum herausfiltern und gelangen somit in den Um-
weltkreislauf, wo sie dann von Meeresorganismen
aufgenommen werden. Bei uns haben wir Mikro-
plastik bereits in Seehunden, Fischen, Muscheln
und kleineren Meeresorganismen nachgewiesen.

Die Erkenntnisse über die Problematik werden zu-
nehmend verbreitet. Das trägt durchaus zur Sensibi-
lisierung der Gesellschaft für diese Problematik bei,
und es macht deutlich, dass wir das Problem auf al-
len politischen und gesellschaftlichen Ebenen ange-
hen müssen.

Die Antwort der Landesregierung auf die Fragen
der PIRATEN macht deutlich, dass genau dies be-
reits geschieht. Im Rahmen der Aufklärung und
Umweltbildung setzt sich die Landesregierung für
vielfältige Projekte und Programme zur Vermei-
dung von Plastikmüll ein. Aus der Antwort geht
deutlich hervor, in welchen Bereichen mit welchen
Initiativen und Trägern die Landesregierung im
Kontakt steht und was unterstützt wird. Es ist fest-
zustellen, dass die Landesregierung und die Lan-
desbehörden bereits vielfältige Kooperationen mit
Initiativen, Verbänden und Bildungseinrichtungen
zum Thema „Müll im Meer“ unterstützen.

Damit ist klar, dass wir hier nicht bei null anfangen
müssen. Das lässt sich darauf zurückzuführen, dass
Nord- und Ostsee für die Menschen in Schleswig-
Holstein in vielerlei Hinsicht eine besondere Be-
deutung haben. Daher wundert es nicht, dass die
Menschen hier bereits frühzeitig ein Gespür für die
Problematik entwickelt haben. So erklärt sich auch
das verstärkte Engagement bei uns im Land. Dies
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werden wir weiter unterstützen, und die Initiativen
vor Ort haben mit der Landesregierung einen star-
ken Partner an ihrer Seite.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Doch zur Aufklärungsarbeit gehört auch, dass das
Gespräch mit dem Handel gesucht wird. Denn
maßgeblich für die Reduzierung des Plastikmülls
ist auch der Handel. Die Antwort macht deutlich,
dass solche Gespräche bereits laufen und fortge-
führt werden. Der Handel ist sich seiner Verantwor-
tung und der Problematik durchaus bewusst und ist
hier auch lösungsorientiert. Wir müssen aber fest-
stellen, dass der Landesregierung hierbei mehr die
Rolle des koordinierenden Moderators zukommt.

Die Antwort der Landesregierung auf die Große
Anfrage hat noch einmal die Komplexität der
Thematik deutlich gemacht. Es gibt unterschiedli-
che Möglichkeiten, das Problem mit dem Plastik-
müll anzugehen. Daher ist die politische Unterstüt-
zung der Initiativen, der Bildungseinrichtungen und
der Verbände eine zwingende Maßnahme, um das
Engagement zu stärken. Die Bekämpfung von Pla-
stikmüll ist ein weltweites Problem und daher keine
leichte Aufgabe. Es sind hier wirklich dicke Bretter
zu bohren.

Wir haben vorhin gehört, dass es andere Länder
gibt, in denen es vielleicht sehr viel schlimmer aus-
sieht. Das hilft uns nicht viel. Was ich unheimlich
enttäuschend finde, ist, wenn ich in andere Länder
komme - ich kenne Griechenland als schlechtes
Beispiel, was Plastikmüll anbelangt -, wie sich
Menschen aus Deutschland oder anderen Ländern
dort als Touristen plötzlich an den unheimlich
schlechten Standard anpassen und dort all das ma-
chen, was sie zu Hause nicht machen würden. Das
zeigt, dass die Rahmenbedingungen eine unheim-
lich wichtige Rolle für unser Verhalten spielen.
Wenn du Rahmenbedingungen hast, die ordentlich
sind, benimmst du dich ganz anders, als wenn du
plötzlich diese Möglichkeiten hast.

Vorhin wurde erwähnt, dass der Anteil an Plastiktü-
ten in Dänemark viel geringer ist. Das kann ich gut
nachvollziehen. Denn wenn man bei Brugsen ein-
kauft, für die Plastiktüte zahlen soll und sieht, wie
viel man zahlen muss, lässt man die Tüte lieber lie-
gen. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, die Antwort der Landesre-
gierung auf die Große Anfrage Drucksache 18/3058
an den Umwelt- und Agrarausschuss zur abschlie-
ßenden Beratung zu überweisen

(Angelika Beer [PIRATEN]: Wirtschaftsaus-
schuss!)

- und mitberatend an den Wirtschaftsausschuss.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen.

(Unruhe)

Ich interpretiere das als Zustimmung. Das ist ein-
stimmig so beschlossen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich gehe
davon aus, dass Sie Verständnis dafür haben, dass
ich, weil wir uns in der Mittagspause intensiv um
unsere Gäste aus Nordrhein-Westfalen kümmern
wollen, die Bitte äußere, bei dem folgenden Tages-
ordnungspunkt eine sehr disziplinierte Beratung
durchzuführen.

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Keine Bundesautobahngesellschaft - Auftrags-
verwaltung des Bundes für die Bundesfernstra-
ßen und die Bundesstraßen durch die Länder
beibehalten

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3190

Gründung einer Infrastrukturgesellschaft des
Bundes unterstützen - Landesbetrieb für Stra-
ßenbau und Verkehr stärken

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3373

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht,
wie ich sehe. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort
für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Christo-
pher Vogt.

(Unruhe)

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehr-
te Gäste! Ich erzähle allen Beteiligten nichts Neues,
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wenn ich Ihnen sage: Der Zustand der Verkehrs-
infrastruktur in Deutschland ist nicht zufrieden-
stellend,

(Zurufe)

sondern teilweise sogar besorgniserregend. - Wenn
wir über Plastiktüten reden, müssen wir auch über
die Straßen reden.

(Vereinzelter Beifall)

Bei aller Liebe, das muss drin sein. Frau Kollegin,
das betrifft nicht nur die Verkehrsinfrastruktur von
Kommunen und Ländern, sondern auch das Bun-
desfernstraßennetz, wo die Verwaltung von den
Ländern wahrgenommen wird. Es gibt einen gewal-
tigen Sanierungsstau, gerade bei uns in Schleswig-
Holstein. Ich höre, dass es auch in anderen Bundes-
ländern immer noch einen großen Ausbaubedarf
gibt. Es gibt auch einen großen Reformbedarf, was
Verwaltung, Erhalt und Ausbau angeht.

Nun kursiert seit einigen Monaten ein neues Mo-
dell in den Medien zur Reformierung der Stra-
ßennetzverwaltung des Bundes, nach dem die Au-
tobahnen in einer zentralen bundesweiten Gesell-
schaft zusammengefasst werden sollen. Das ist of-
fenbar der Plan der Bundesregierung. Noch in die-
sem Jahr soll laut Medienberichten ein Gesetzent-
wurf vorgelegt werden.

Propagiert wird dieses Modell interessanterweise
vor allem von Vertretern von CDU, CSU und Grü-
nen. Ein etwas skurriles Bündnis aus Bundesfinanz-
ministerium, Bundesverkehrsminister Dobrindt,
Dr. Anton Hofreiter, Dr. Valerie Wilms, und auf
Landesebene haben sich Hans-Jörn Arp und
Dr. Andreas Tietze zusammengefunden. Da wächst
zusammen, was in der Verkehrspolitik zusammen-
gehört.

(Heiterkeit und Beifall)

Ich weiß nicht, ob damit zukünftigen Koalitionen
der Weg geebnet werden soll. Kollege Arp, ich
wünsche Ihnen da eine gute Reise.

Interessant ist die unterschiedliche Motivation der
Befürworter des Modells: Die Union glaubt, damit
mehr Effizienz schaffen zu können, die Grünen
glauben, damit effizienter Neubauprojekte verhin-
dern zu können. Die Grünen wollen kein privates
Kapital, die Union will immer stärker auf ÖPP set-
zen, was ich nicht nur finanzpolitisch ein Stück
weit fragwürdig finde, sondern auch mit Blick auf
den Mittelstand, der dann geringere Chancen hat.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Infrastrukturfinanzierung muss staatliche Kern-
aufgabe bleiben und darf nicht immer stärker zulas-
ten der Nutzer gehen, die die Verkehrsinfrastruktur
schon doppelt und dreifach bezahlt haben.

Herr Kollege Arp, ich kann zwar einen gewissen
Frust gegenüber der Auftragsverwaltung, wie sie
bisher läuft, verstehen. Wir haben gestern nicht nur
gefühlt zum hundertsten Mal über die A 20 debat-
tiert. Auch ich werbe für Reformen bei der Verwal-
tung der Autobahnen und Bundesstraßen. Ich habe
auch ein gewisses Verständnis dafür, dass Bundes-
politiker die Länder entmachten wollen.

Ich will die propagierte Zentralisierung allerdings
nicht, weil ich nicht glaube, dass Schleswig-Hol-
stein davon profitieren würde. Unser Einfluss in
Berlin ist noch gering. Das kann sich ändern, wenn
die Kollegen Stegner, Kubicki und Habeck dort
sind. Ich glaube allerdings, dass es Schleswig-Hol-
stein nicht helfen wird. Ich warne auch vor der Ent-
demokratisierung, die da offenbar geplant wird,
Herr Kollege Arp.

(Vereinzelter Beifall FDP und PIRATEN)

Denn das Parlament soll nur noch über Neubauten
entscheiden und ansonsten nicht mehr beteiligt wer-
den.

Wir sollten die Probleme, die es in diesem Bereich
gibt, lieber anpacken, anstatt zu kapitulieren. Die
CDU-Fraktion sollte nicht - wie schon bei der Pkw-
Maut, Kollege Arp - Herrn Dobrindt blind hinter-
herlaufen. Sie haben ja angekündigt, Sie würden
mich überzeugen, und ich würde meinen Antrag
gleich zurückziehen. Schauen wir einmal, was dar-
aus wird.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU])

Meine Damen und Herren, der Bund ist leider, was
die Verkehrsinfrastruktur angeht, auch nicht viel
besser. Wir können uns das ja in Schleswig-Hol-
stein angucken. Beim Nord-Ostsee-Kanal: Jahr-
zehnte lang vernachlässigt; beim Elbe-Lübeck-Ka-
nal: auch da passiert nichts; beim Rendsburger Ka-
naltunnel - zu dem der Kollege Kubicki sagen wür-
de: die Brücke unter dem Kanal. An all diesen Bei-
spielen können wir sehen, dass es beim Bund über-
haupt nicht besser ist, sondern im Gegenteil: In
Schleswig-Holstein haben wir auch bei diesen Bau-
werken ein Desaster.

Ich möchte heute ein klares Signal - ich hoffe ja,
dass die Koalition unserem Antrag zustimmen wird
- an die SPD-Bundestagsfraktion senden, dass es im
Bundesrat, wo eine Zweidrittelmehrheit notwendig
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wäre, um dieses Modell durchzusetzen, keine
Mehrheit geben wird.

(Beifall FDP und Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

Der Landesverkehrsminister hat sich schon entspre-
chend geäußert. Ich habe nur die Sorge, dass die
Ministerpräsidenten am Ende bei den Gesprächen
über die Bund-Länder-Finanzbeziehungen ein-
knicken werden.

Meine Damen und Herren, was wir stattdessen
brauchen, ist eine andere finanzpolitische Schwer-
punktsetzung auf Bundes- und auf Landesebene.
Wir brauchen höhere Investitionen, wir brauchen
mehr Planungskapazitäten und mehr Professionali-
sierung auch im Landesbetrieb. Ich bin sehr für
Einsparungen bei der Verwaltung, aber wenn wir
Bauingenieure so schlecht bezahlen, wie wir das
tun, dann sind wir beim Werben um die besten
Köpfe im Vergleich zur Privatwirtschaft nicht wett-
bewerbsfähig. Ich glaube, da sollten wir rangehen.

Herr Kollege Dr. Tietze, was wir stattdessen auch
machen sollten, ist, dass der Bund den Ländern statt
3 % 15 bis 20 %, also die tatsächlichen Planungs-
kosten, erstattet. Ich glaube, wir brauchen auch ein
vereinfachtes Planungsrecht, vor allem bei Neu-
und Ersatzbauten. Wir sehen das an der Rader
Hochbrücke. Da wird extra ein Bundesgesetz für ei-
ne Brücke geändert, damit man nur eine Klagein-
stanz hat. Das sollte generell für die Verkehrsinfra-
struktur gelten.

(Beifall FDP)

Wir brauchen auch eine Reform des Bundesver-
kehrswegeplans, mehr Zuverlässigkeit in den Ka-
tegorien. Das alles brauchen wir, aber wir brauchen
nicht das unsinnige Modell, für das die Kollegen
Arp und Tietze gleich werben werden. Mich wer-
den sie damit nicht überzeugen können. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeord-
neter Hans-Jörn Arp.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Gäste aus Nordrhein-Westfalen!

(Zurufe SPD: Oh!)

- Ich spreche sie ganz bewusst an, weil sie sich gar
nicht vorstellen können, wie das hier in Schleswig-
Holstein ist.

(Heiterkeit)

Lieber Kollege Vogt, Sie sind 2009 in den Landtag
gekommen und hatten noch nicht einmal die Gele-
genheit, den Neubau einer Autobahn mit einem
Spatenstich mitzufeiern. Denn der letzte Spaten-
stich für den Ausbau einer neuen Autobahn war der
Abschnitt zwischen Geschendorf und Wedel, der
fand am 14. April 2008 statt. Seitdem hat es hier in
diesem Land keinen Neubau mehr gegeben.

(Zurufe SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sie werden auch in dieser Legislaturperiode nicht
mehr erleben, dass Sie zu so einer Feier eingeladen
werden, nicht unter Rot-Grün-Blau. Das ist die Si-
tuation.

(Vereinzelter Beifall CDU - Zurufe SPD:
Oh!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht
um mehr. Es geht nicht darum, ob man irgendetwas
baut, sondern es geht um die Infrastruktur dieses
Landes. Die ist in einem sehr schlechten Zustand
und steht seit 7,5 Jahren still. Das ist die Situation,
vor der wir stehen.

Der Spatenstich bei der A 23 zur Störbrücke erfolg-
te im Jahr 2006, vor fast zehn Jahren. Und wir wol-
len in elf Jahren die Rader Hochbrücke saniert ha-
ben! - Das sage ich, damit man weiß, wie weit Rea-
lität und Zukunftsplanungen auseinanderklaffen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wo denn?)

- Von der Rader Hochbrücke, Herr Kollege.

Von den 72 Neubauprojekten in diesem Jahr, die
der Bund freigegeben hat - 72! -, kommen zwei
nach Schleswig-Holstein, allerdings nur als Lärm-
schutzmaßnahmen. Während andere Straßen bauen,
schützen wir den Lärm, das ist der Unterschied.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schützen? - La-
chen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Herr Kollege Kubicki, die ganze Zeit waren Sie
ruhig. Ich freue mich, dass Sie wieder aufgewacht
sind. Schön, dass Sie bei der Debatte dabei sind.
Aber in diesem Fall geht es um die Zukunft des
Landes.

(Olaf Schulze [SPD]: Was ist da los? - Wei-
tere Zurufe SPD)
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, Sie haben nun die Zwischenfra-
ge des Kollegen Kubicki provoziert. Lassen Sie sie
zu?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Gern. Wir hatten aber abgemacht, wegen unserer
bekannten Diszipliniertheit, nett miteinander umzu-
gehen.

(Heiterkeit)

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Arp, lieber Hans-Jörn, da du ja weißt, wie
sehr ich dich schätze, möchte ich nur darauf
hinweisen, dass wir mit Lärmschutzmaßnah-
men nicht den Lärm schützen, sondern die
vom Lärm Betroffenen.

(Beifall Olaf Schulze [SPD] - Heiterkeit)

- Das ist richtig. Herzlichen Dank für den Hinweis.

Ich will nur einmal noch ganz kurz daran erinnern:
Wir haben zwei Lärmschutzmaßnahmen, in Baden-
Württemberg, bekanntermaßen von Grünen regiert,
gibt es 15 Neubauprojekte, in Bayern 13, in Hessen
neun, und ich könnte das so weiter aufzählen. Wir
dagegen haben nur diese zwei.

Von den 1,5 Milliarden € für Lückenschlüsse wird
in diesem Jahr kein einziger Cent nach Schleswig-
Holstein kommen. Von den 700 Millionen € für
Neubauprojekte geht in Schleswig-Holstein eben-
falls kein Cent ein, auch da gehen wir leer aus.

Das ist die Situation, vor der wir stehen. Deshalb
brauchen wir eine Reform der Auftragsverwaltung
des Bundes für eine zuverlässige und bessere Infra-
struktur. Denn schlechter als jetzt kann es nicht
werden. Denn die Einzigen, lieber Herr Kollege
Vogt, die sich jetzt dagegen wehren, sind die Bay-
ern. Die sind nämlich richtig gut. Wir sind in der
Tabelle an letzter Stelle, für uns kann sich die Si-
tuation nur verbessern, nicht verschlechtern gegen-
über dem Zustand, in dem wir uns heute befinden.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Vogt?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Ja, selbstverständlich. Wenn er seinen Antrag zu-
rückzieht, sowieso gern.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege. - Ich wollte Ihnen wegen Ihrer An-
kündigung, dass Sie mich überzeugen wer-
den, nur einen kleinen Zwischenstand durch-
geben. Leider ist das bisher nicht passiert.

(Heiterkeit)

Glauben Sie nicht auch, wenn Sie spätestens
2017 Verkehrsminister dieses Landes wer-
den,

(Lachen Olaf Schulze [SPD])

dass dann mit der Auftragsverwaltung alles
besser wird und dass wir dann in Schleswig-
Holstein selbst entscheiden können, welche
Autobahn wir bauen, und nicht Herr Do-
brindt und Frau Wilms in Berlin?

- Lieber Herr Kollege Vogt, ob ich jemals Minister
werde, habe ich allein nicht zu entscheiden, das ent-
scheiden Sie als Koalitionspartner dann wesentlich
mit.

(Beifall CDU - Lachen SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Eines kann ich Ihnen allerdings zusagen: Auf jeden
Fall - das sage ich Ihnen zu - wird es gemeinsam
besser, denn schlechter kann es nicht werden.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, ganz kurz - ich will mei-
ne Redezeit gar nicht ganz ausnutzen, das kommt
nur durch die vielen Zwischenfragen der FDP-
Freunde -: Herr Minister, Sie planen in dieser Zeit
noch eine eigene Bauträgergesellschaft, obwohl
Sie genauso gut wie wir wissen, dass es überhaupt
keine Ingenieure am Markt gibt und dass das mit
unserem Tarifrecht überhaupt nicht möglich ist.
Gucken Sie sich an, was das in Berlin für Folgen
hat.

Was wir brauchen, ist eine schnelle Umsetzung.
Deshalb auch unser Antrag von gestern zum Inter-
essenbekundungsverfahren, damit das schneller
und nicht langsamer mit den Maßnahmen geht.

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: In Schles-
wig-Holstein haben wir einen Investitionsstau.
Wir bekommen keine Maßnahmen hierhin, das
Geld geht in andere Bundesländer. Das Schlimmste
ist - das sage ich Ihnen hier an dieser Stelle -: Wenn
die vom Bund bereitgestellten 600 Millionen € für
die A 20 in Schleswig-Holstein nicht bald verbaut
werden, gehen sie in die Nachbarländer, wahr-
scheinlich nach Nordrhein-Westfalen, Bayern oder
Baden-Württemberg. Wir müssen also Druck ma-
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chen. Wir brauchen eine bessere Verwaltung als
die, die wir heute haben. Deshalb: Schließen Sie
sich den Vorschlägen von Herrn Dobrindt an! -
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter
Kai Vogel.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Immer mal wieder Klamauk vor der
Mittagspause - vielen Dank, Herr Arp. Wenn Sie
nicht in Ihrer Zeit der Regierung die verkorkste Pla-
nung für die A 20 auf den Weg gebracht hätten -
Sie wissen genau, dass uns das drei Jahre zurückge-
worfen hat -, dann würde der Spaten mittlerweile
schon geschwungen werden.

(Beifall SPD und SSW - Widerspruch CDU)

Insofern mag ich mir das Grauen gar nicht ausma-
len, wenn Sie gegebenenfalls irgendwann einmal
die Vision hätten, hier Minister zu werden.

(Vereinzelter Beifall SPD - Olaf Schulze
[SPD]: Das wird nicht kommen, keine
Angst! - Heiterkeit SPD)

Die Diskussion über die Aufgabenverteilung zwi-
schen Bund und Ländern ist nicht neu. In einem fö-
deralen System wie dem unsrigen ist das ein völlig
normaler Prozess. So soll die planerische Organi-
sation des Bundesfernstraßenbaus - das ist ja hier
nicht der Bundesautobahnbau, um den es hier geht,
sondern der Fernstraßenbau - nach dem Wunsch
einzelner Bundestagsfraktionen neu geregelt wer-
den.

Werter Herr Kollege Vogt, die SPD-Bundestags-
fraktion hat sich ebenfalls positiv dazu geäußert.
Sie hatten uns da gar nicht erwähnt. Es geht also
nicht um die SPD-Landtagsfraktion, sondern um
die SPD-Bundestagsfraktion. Die steht auf Bundes-
ebene auch an der Seite der Union und der Grünen.

(Birte Pauls [SPD]: Die gibt es doch gar
nicht!)

- Liebe Kollegin Pauls, die SPD-Bundestagsfrakti-
on gibt es schon.

Der Vorschlag beinhaltet, die bestehenden Landes-
behörden in ihrem Wirkungsradius einzuschränken
und die Kompetenzen auf Bundesebene zu bün-
deln. Die Bündelung böte die Chance - so wird be-

hauptet -, durch kürzere Arbeitswege und die Bün-
delung der Kompetenz effizienter zu arbeiten. Doch
dem ist nicht so. Dies zieht die SPD-Landtagsfrak-
tion jedenfalls für die angedachte Bundesfernstra-
ßengesellschaft in Zweifel. Abgesehen davon, dass
hierfür der Artikel 90 Grundgesetz geändert werden
müsste, haben uns die Erfahrungen mit der Umor-
ganisation der Wasser- und Schifffahrtsämter sehr
deutlich gezeigt, dass Schnellschüsse oft die Not-
wendigkeit langjähriger Nachbesserungen mit sich
bringen.

(Beifall Olaf Schulze [SPD] und Wolfgang
Kubicki [FDP])

In vielen Gesprächen vor Ort müssen sie dann ir-
gendwie wieder geradegebogen werden.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW)

Deshalb sollte man da ganz, ganz, ganz genau hin-
schauen, ob die Verbesserung wirklich eine Verbes-
serung ist.

Die von Bundesseite behauptete Ineffizienz der
Landesbehörden steht nun im Raum. Bestünde
diese tatsächlich, so könnte sie genauso gut vor Ort
gelöst werden. Ob ich einen Mitarbeiter in Kiel
oder in Berlin beschäftige, sagt nichts über seine
Kompetenz aus. Wenn inhaltliche Schwächen
bestehen, muss man versuchen, an diesen inhaltli-
chen Schwächen zu arbeiten. Das kann man durch
Fortbildung oder andere Maßnahmen ausgleichen.

Zeitweilig wirkt diese Diskussion für mich wie ein
wütendes Kind, das in der Sandkiste steht und mit
dem Fuß aufstampft: „Ich kann das besser als du!“
Warum, versteht aber keiner. - Überzeugt hat mich
das schon damals in der Sandkiste nicht so richtig.

Die Anträge von CDU und FDP gehen beide in die
Richtung, dass mehr Planungskapazitäten ge-
schaffen werden sollen. Doch wenn wir irgendwo
über Fachkräftemangel sprechen, ist dieser in dieser
Branche - das wissen Sie auch - ganz besonders
ausgeprägt. Ob vor diesem Hintergrund qualifizier-
te Mitarbeiter einer Landesbehörde in dem Moment
mit nach Berlin gehen würden, in dem die Mitarbei-
ter von Kiel nach Berlin verfrachtet würden, mag
ich aufgrund der Stellensituation, wie sie sich hier
im Land darstellt, durchaus in Zweifel ziehen.
Wichtige Fachkenntnisse in diesem Bereich gehen
dann, glaube ich, wirklich verloren.

Wir haben vor einem halben Jahr in Barmissen - die
meisten von Ihnen werden diese kleine Gemeinde
gar nicht kennen - eine Diskussionsveranstaltung
zum Thema Ausbau A 21 über die Lösung für
Schüler- und Radverkehre gehabt.
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(Regina Poersch [SPD]: Doch, natürlich! -
Zuruf Olaf Schulze [SPD])

- Liebe Regina Poersch, nicht jeder hat seinen
Wahlkreis dort, wo Barmissen liegt.

In diesem Gespräch in Barmissen waren Andreas
Tietze, Christopher Vogt, Patrick Breyer und ich
dabei, des Weiteren zwei Mitarbeiter der Landesbe-
hörde und der Leiter der Landesbehörde.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Aber ich leider
nicht!)

Wir haben vor Ort darüber gesprochen, wie gegebe-
nenfalls die Schülerverkehre, wie gegebenenfalls
die Radverkehre auf vernünftige Art und Weise or-
ganisiert werden können. Glauben Sie allen Ern-
stes, dass irgendein Mitarbeiter aus Berlin wegen
dieses relativ kleinen - vor Ort aber unglaublich
wichtigen - Problems aus Berlin hierherkäme, um
das in Barmissen zu lösen?

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich glaube es nicht. Das ist für mich eines der ent-
scheidenden Argumente, aus denen ich sage, es
macht keinen Sinn, einer Verlagerung dieser Behör-
de zuzustimmen.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall Lars
Harms [SSW])

Wir lehnen daher den Wunsch einer Bundesfern-
straßengesellschaft ab und wissen die Verkehrs-
minister der meisten Bundesländer an unserer Seite.

Gern möchten wir im Ausschuss erörtern, ob wir
den Landesbetrieb weiter stärken können. Im
Raum steht nämlich die Ineffizienz. Darüber wür-
den wir uns gern unterhalten, um gegebenenfalls
Erkenntnisse zu erkennen, wie wir auf Landesebene
noch effizienter arbeiten können. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat der Abgeordnete Dr. Andreas Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Vielen Dank, Herr Präsident! - Liebe Gäste aus
Nordrhein-Westfalen! Wissen wir eigentlich mit Si-
cherheit, welche Mobilität wir im Jahre 2050 benö-
tigen und welche neuen innovativen Techniken
uns zur Verfügung stehen?

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich lese heute über intelligente Straßen. Ich lese
heute über automatisches Fahren, über neue An-
triebstechnik. Ich lese über Lufttransportsysteme.
Amazon und Apple experimentieren mit Drohnen.
Was also macht uns so sicher, dass unsere heutige
Infrastruktur auch die von morgen sein wird?

Konstant wird sein, dass jede öffentliche Infra-
struktur auch nachfolgenden Generationen Mobili-
tät gewährleisten muss.

Mobilität ist ein Grundbedürfnis in der Gesell-
schaft. Deshalb bestehen auch wir als Grüne für ei-
ne verlässliche öffentliche Infrastruktur in der Ver-
antwortung des Staates. Das ist die Grundlage. Si-
chere Straßen, Radwege, Schienenwege, Bahnhöfe
garantieren, dass wir kein Geld im Stau verbrennen,
die Luft verpesten und der Umwelt weiter schaden.
Gute Verkehrswege sind wichtig für dieses Land.

Jahrzehntelang wurde die Substanz sträflich ver-
nachlässigt. Regionale Proporzgeschichten wurden
vorangebracht. Es wurde nicht ein Gesamtnetz auf-
gebaut und dafür Verantwortung getragen, dass die-
ses Gesamtnetz auch funktioniert. Das Streckennetz
des Bundes umfasst 13.000 km Autobahn,
40.000 km Bundesstraßen, Brücken, Tunnel,
Schienenwege, Wasserstraßen, Ingenieurbauwerke.
Hinzu kommen 230.000 km Straßen in Ländern
und Kreisen. Wir haben heute das dichteste Ver-
kehrsnetz und dennoch ein Planungssystem aus den
50er-Jahren, als wir nach dem Krieg Straßen bauen
mussten.

Neue Wege für unsere Verkehrsnetze sind längst
fällig. Wir Grüne streiten im Bund dafür. Das ma-
chen wir tatsächlich gemeinsam mit Kolleginnen
und Kollegen der CDU, aber auch mit der SPD-
Bundestagsfraktion. Wir haben mit Sören Bartol
darüber gesprochen: Wir Grüne wollen ein neues,
verlässliches, nachhaltiges und verlässliches Pla-
nung- und Finanzierungssystem. Ein Neuanfang,
bei dem es nicht nur kurzfristig neue Einnahme-
quellen und Finanzierungsvarianten gibt, sondern
wo garantiert wird, dass die Mittel in den Erhalt des
bestehenden Verkehrsnetzes gehen, die Grundprin-
zipien ökologischer und sicherer Mobilität beachtet
werden. Knappe Mittel müssen effizient, überjährig
und verlässlich verwendet werden. Sie müssen
transparent, wirksam, politisch kontrolliert werden.
Wir brauchen keine Wünsch-dir-was-Listen mehr,
die am Ende keine wirklich konkrete Verbesserung
unseres Straßennetzes produzieren. Wer etwas bau-
en will, muss auch sagen, wie er es erhalten kann.
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Wir wollen zukünftig eine starke politische Selbst-
bindung, die nicht mit einfachen Mehrheiten nach
einem Regierungswechsel rückgängig gemacht
werden kann oder dessen strategische Grundaus-
richtung, beispielsweise das Ziel der CO2-Reduzie-
rung im Straßenverkehr, verändern kann. Deshalb
fordern wir einen grundsätzlichen Systemwechsel.

Dieser Systemwechsel muss für uns beinhalten:
Erstens Erhalt und Sanierung geht vor Aus- und
Neubau, zweitens Neubau nur zur Beseitigung von
Engpässen, drittens endlich Projekte nach Wirk-
samkeit und Nutzen priorisieren, sogenannte Le-
benszykluskosten berücksichtigen, viertens echte
Öffentlichkeitsbeteiligung, fünftens Überprüfung
der Baustandards und sechstens eine ökologisch
lenkende Nutzerfinanzierung. Das verbinden wir
mit einer staatlichen Infrastrukturgesellschaft, die
Erhalt, Finanzierung, Planung, Bau aus einer Hand
organisiert und managt. Wir wollen einen durch das
Parlament beschlossenen Bundesnetzplan mit einer
Vernetzung auch der anderen Verkehrsträger - ich
hatte schon darüber gesprochen -, Straße, Schiene
und Wasser.

Wir wollen keine Straßenbaumaschinerie. Das un-
terscheidet uns tatsächlich von dem Kollegen Arp.
Wir wollen Vermögenswerte erhalten, gute Kauf-
mannschaft üben, den Verschleiß der Infrastruktur
endlich stoppen. Wir brauchen gezielte Investitio-
nen in nachhaltige Mobilität. Die Pflege der öf-
fentlichen Infrastruktur verstehen wir dabei als
öffentliche Daseinsvorsorge.

Wir folgen auch den klaren Analysen der Daehre-
und Bodewig-Kommission, die dazu wirklich inter-
essante Vorschläge macht. Geschlossene Finanzie-
rungskreisläufe bedeuten für uns: Verkehr muss
finanzieren. Wir gehen mit klaren Vorstellungen ei-
ner strategischen, neuen Mobilitätspolitik in die De-
batte.

Lieber Herr Kollege Vogt, wir sind eben keine
Nein-Sager wie Sie. Wir wollen nicht, dass in
Deutschland eine Infrastruktur zum Proporz ver-
kommt, wie es jetzt in den letzten 60 Jahren war.
Wir wollen eine Infrastruktur in Bund und Land,
die das Dickicht an Zuständigkeiten, Kompetenzen,
Finanzierungsmethoden endlich lichtet.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, selbstverständlich.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege. - Können Sie mir erklären, was Sie
mit Proporz meinen? Ist es nicht vielmehr
Föderalismus, was Sie kritisieren?

- Soweit ich das verstehe, werden seit 30 Jahren
Projekte in dem sogenannten Verkehrswegeplan an-
gemeldet. Sie werden aber nie finanziert. Sie kom-
men nicht in den Investitionsrahmenplan.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist überall
so!)

Der Abgeordnete lässt sich 30 Jahre wiederwählen
mit der Aussicht: Ihr müsst mich wiederwählen,
weil ich euch am Ende das Geld besorge. Er hat es
aber 30 Jahre lang nicht geschafft, weil die Priori-
sierung nicht stattfindet, weil viel zu viel angemel-
det worden ist, weil jeder nur auf seine eigene Stra-
ße, sein eigenes Land, seine eigene kleine Scholle
guckt. Das ist eine Verkehrspolitik, die Deutsch-
land nicht gebrauchen kann, die dieses Land in der
Mitte Europas nicht zukunftsfähig macht. Deshalb
wollen wir hier tatsächlich eine Systemänderung er-
reichen.

Auf Landesebene diskutieren wir die ganzen The-
men wie A 20 und feste Beltquerung rauf und run-
ter. Das alles bringt nichts, wenn in Berlin die poli-
tischen Mehrheiten nicht da sind, wenn in Berlin
die finanziellen Voraussetzungen dafür nicht ge-
schaffen werden. Das ganze System in Berlin wird
über die Finanzierung entschieden. Wir müssen
bauen, planen und das zusammenhalten. Da ist völ-
lig klar: Das ist ein Kuddelmuddel. Dieses Kuddel-
muddel führt in Deutschland am Ende zum Stil-
stand. Erhalt vor Neubau wäre dann keine Floskel
mehr, und vielleicht würde sich das eine oder ande-
re Großprojekt als das erweisen, was es ist, nämlich
ein Etikettenschwindel, weil die Verkehrsprogno-
sen, die ihm zugrunde gelegt werden, es nicht
rechtfertigen zu bauen.

Das wäre eine zukunftsgerichtete Infrastrukturpoli-
tik. Für diese Infrastrukturpolitik sind wir bereit,
über eine neue systematische Veränderung nachzu-
denken. Deshalb bitte ich Sie sehr, den Antrag der
FDP abzulehnen. Wir werden aber im Ausschuss
noch darüber diskutieren. Der Antrag ist tatsächlich
rückwärtsgewandt.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])
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Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat der
Abgeordnete Dr. Patrick Breyer.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wenn die Grünen im Jahr 2015 eine Sys-
temänderung fordern, und das auch noch zusammen
mit CDU und SPD, muss uns das skeptisch stim-
men.

(Beifall PIRATEN und FDP)

Ich kann nur ganz klar sagen: Finger weg von Infra-
strukturgesellschaften, egal ob für einzelne Baupro-
jekte, wie es der Verkehrsminister fordert, oder gar
für ein ganzes Straßennetz, wie es jetzt die Bundes-
regierung plant und von den Grünen sogar noch un-
terstützt wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man kann
es gar nicht oft genug sagen - ich habe es hier schon
mehrfach gesagt -: Infrastrukturgesellschaften
führen dazu, dass Verbindlichkeiten und Risiken
nicht mehr im Staatshaushalt abgebildet werden,
dass sie nicht mehr Gegenstand des normalen de-
mokratischen Verfahrens sind, und sie bedeuten
weniger Bürgernähe, wie vom Kollegen Vogel
schon ausgeführt wurde.

In einer privatrechtlichen Gesellschaft würden Ent-
scheidungen in kleinen Kreisen außerhalb der öf-
fentlichen Einsicht und Kontrolle gefällt werden,
was wiederum die Bedarfskontrolle, die Effizienz-
prüfung und die Priorisierung in einem öffentli-
chen Haushalt aushebeln würde. Das heißt, all das,
was im Moment für staatliche Projekte gilt, würde
man sozusagen aufgeben und dadurch sozusagen
den Anreiz nehmen, bei solchen Projekten Kosten
einzusparen.

Derartige Konstruktionen, nämlich dass sich derar-
tige Projekte selbst finanzieren sollen, führen über-
haupt erst zu solch irren Projekten wie der Feh-
marnbelt-Querung mit einem so niedrigen Ver-
kehrsaufkommen, dass es anderswo kaum den Bau
einer Landesstraße rechtfertigen würde.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Grundfinanzierung der jetzt geplanten Bundesge-
sellschaft soll an den Parlamenten vorbei durch eine
zweckgebundene Verwendung der Lkw- und Pkw-
Mauteinnahmen sowie durch feste Steuerzuschüsse
erfolgen. Das Parlament soll also links liegen gelas-
sen werden, und mehr oder weniger offen wird zu-
gegeben, dass der zentrale Zweck einer solchen In-
frastrukturgesellschaft die Umgehung der Schul-

denbremse sei. Es ist nicht akzeptabel, dass man in
die Taschen zukünftiger Generationen greifen will,
weil man sich heute nicht traut, die erforderlichen
Steuern zu erheben. Das ist keine nachhaltige Fi-
nanzierung.

Was Infrastrukturgesellschaften für konkrete Pro-
jekte anbelangt, so verweise ich auf den dänischen
Kritiker Herrn Andersen, der sagte: Die Zusam-
menführung von Kreditaufnahmen und Benut-
zungsentgelten und das Verstecken von Risiken in
einer GmbH haben keinen anderen Nutzen als den,
die Finanzsituation Dänemarks herauszuputzen und
es übereifrigen Politikern möglich zu machen, enor-
me kreditfinanzierte Summen für bedeutende Bau-
maßnahmen ohne Auseinandersetzung über den
Staatshaushalt zu beschaffen. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, das ist der falsche Weg.

Jetzt zu spekulieren, dass es infolge einer solchen
Bundesgesellschaft zu einer Entlastung der Län-
derverwaltungen käme, wäre zu kurz gedacht,
denn wenn künftig die Einnahmen aus der Maut
und auch Steuereinnahmen an eine solche private
Gesellschaft abfließen sollen, dann hat der Staat ja
weniger Geld zur Verfügung. Allein eine interföde-
rale Umverteilung anzustreben, rechtfertigt es nicht,
die öffentliche Infrastruktur komplett aufzugeben.

Es gibt Alternativen dazu. Ver.di empfiehlt etwa
die Implementierung eines Kostenmanagements, ei-
nes Steuerungs- und Controllingsystems, um in den
Ländern eine bessere Mittelverwendung zu errei-
chen. Auch der Lebenszyklusansatz ist richtig. Da-
für braucht man aber keine privatrechtliche Gesell-
schaft.

Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung hat schon 2004 ein noch weitergehen-
des Modell vorgeschlagen, nämlich: Der Bund be-
schränkt sich auf die Zuständigkeit für die Bun-
desautobahnen, und zwar mit eigener Verwaltung,
die Länder übernehmen das Eigentum und die Ver-
waltung der bisherigen Bundesstraßen mit einem
Finanzausgleich für die neuen Lasten. Das heißt,
man könnte die Autobahnen von den Bundesstra-
ßen entzerren und diese aufteilen. Der Bundesbe-
auftragte sagte, dies hätte eine Menge an Vorteilen.
Quoten würden entfallen, und es gäbe keinen Streit
mehr über Auf- und Abstufungen, wie es sie im
Moment öfter gibt. Über Ortsumgehungen würde
im Land vor Ort entschieden. Es gäbe bei Kreuzun-
gen nicht mehr so viele Kostenteilungen, und die
Straßenneubaumittel könnten im Land priorisiert
werden.
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Breyer, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Tietze?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Gern, Herr Präsident, wenn ich noch meinen Satz
abschließen dürfte?

Präsident Klaus Schlie:

Gern.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Das heißt, dieser Vorschlag ist durchaus diskutabel,
wenn die Autobahnen auch unmittelbar vom Bund
oder durch einen Eigenbetrieb verwaltet würden
und nicht durch eine privatrechtliche Gesellschaft. -
Bitte, Herr Kollege.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege, vielleicht haben
Sie mich hier falsch verstanden. Ich hatte
nicht von einer privatrechtlichen Gesellschaft
gesprochen, ich habe davon gesprochen, dass
es eine staatliche Infrastrukturgesellschaft
ist.

Meine Ausführungen zum Lebenszyklus be-
deuteten, dass es im Sinne einer Anlagen-
buchhaltung so ist, dass es einen Abschrei-
bungswert auf diese Anlage gibt, dass der
Staat diese Straße dann mit diesem Abschrei-
bungswert budgetiert und dass damit gewähr-
leistet ist, dass sich Veränderungen, Verbes-
serungen, Reparaturen und so weiter aus die-
sem System erwirtschaften und dass wir
nicht das Problem haben, dass die Infrastruk-
tur über Jahrzehnte kaputtgefahren wird und
alle immer nach einem Neubau schreien.

- Das ist richtig, Herr Kollege, aber genau das for-
dert der Landesrechnungshof doch schon seit Jah-
ren. Genau das könnten wir schon heute machen.
Dafür brauchen wir keine Infrastrukturgesellschaft.

(Beifall PIRATEN und Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich gebe zu bedenken: Sie nennen eine staatliche
Infrastrukturgesellschaft. Genau eine solche meine
ich auch. Privatrechtlich bedeutet in privater
Rechtsform. Private Rechtsformen sind nicht so
ausgestaltet, dass sie einer demokratischen Kontrol-
le von außen unterliegen und transparent arbeiten
würden. Sie sind nicht dafür geeignet, egal ob die
Anteile vom Bund, vom Land oder von wem auch

immer gehalten werden. Das, was Ihr Modell vor-
sieht, ist eine privatrechtliche Gesellschaft, und die
ist ein Fehler.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, bitte schauen Sie auf die Uhr.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ja, ich muss zum Ende kommen. - Also, für uns ist
es inakzeptabel, eine privatrechtliche Infrastruktur-
gesellschaft zu errichten, weil sie intransparent, un-
demokratisch und unwirtschaftlich ist und die
Schuldenspirale befeuert. Den zweiten Absatz des
Antrags sehe ich kritisch, aber ich muss meine Er-
läuterungen auf die Ausschussberatungen vertagen.
- Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Jahrelang wurde die Tatsache, dass
Investitionen in den Erhalt von Straßen und Wegen
sträflich vernachlässigt wurden, in Fachgremien
versteckt. Aber jetzt geht es nicht mehr: Die Proble-
me sind so offensichtlich, dass sie wirklich jedem
Laien und jedem Autofahrer auffallen. Manches
Schlagloch führt direkt in die Werkstatt und Spedi-
tionen in die Miesen. Geschwindigkeitsbegrenzun-
gen zeigen, wo Straßen einfach nicht mehr halten.

Also: Gefahr erkannt, Gefahr gebannt? - Mitnich-
ten. Die derzeitigen Entscheidungs- und Finanzie-
rungsstrukturen werden wohl auf absehbare Zeit
nicht geändert. Die Verkehrsminister der Länder
haben erst im Juli noch einmal bestätigt, dass in der
laufenden Legislaturperiode wohl keine grundsätz-
lichen Änderungen zu erwarten sind. Erst müssen
die Restrukturierungen des Systems Straßenbau
und Straßenerhalt gründlich überlegt sein. Dem
kann man trotz des erheblichen Problemdrucks nur
zustimmen, schließlich ist die Motivlage von Bun-
desverkehrsminister Dobrindt, der eine Bundesau-
tobahngesellschaft gründen will, völlig klar.

Die neue Liste der Straßenbauvorhaben zeigt
wieder einmal ganz deutlich, dass der Berliner
Minister eher auf Anrufe bayerischer Bürgermeister
reagiert als auf Forderungen nach der Optimierung
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der Infrastruktur im Transitland Schleswig-Hol-
stein. Darum werden Ortsumgehungen in Bayern
gleich reihenweise finanziert. Ich warne ausdrück-
lich vor der unkritischen Übernahme der Vorschlä-
ge. Dobrindt mag für bayerische Dorffürsten wie
ein König wirken, aber für mich bestimmt nicht.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Landesverkehrsminister wollen gemeinsam ei-
ne neue Struktur entwickeln und Bau sowie Unter-
haltung des Verkehrsnetzes neu regeln. Die Kom-
mission unter Leitung des ehemaligen Verkehrs-
minister Bodewig hat sich zum Ziel gesetzt, Insel-
lösungen zu vermeiden. Es gilt also: Keine Baupro-
gramme mehr, nach deren Abschluss gut ausgebau-
te Straßen nicht vernünftig angebunden sind, son-
dern Programme, die ineinander greifen. Gerade
deswegen hat sich das Prinzip der Auftragsverwal-
tung bewährt, zumindest was Schleswig-Holstein
angeht. Die circa 1.400 Mitarbeiter des Landesbe-
triebs Straßenbau und Verkehr kennen jeden Kilo-
meter Straße hierzulande, gerade weil sie sowohl
für Autobahnen als auch für Bundes-, Landes- und
Kreisstraßen zuständig sind.

Diese vernetzten Kenntnisse bewähren sich ange-
sichts der enormen Verkehrsdichte in Schleswig-
Holstein immer wieder. So konnte ich zum Beispiel
neulich in Dagebüll feststellen, dass man dort die
Touristen schon mit einem Schild darauf aufmerk-
sam macht, dass 25 km weiter in Bredstedt eine
Baustelle besteht. Man empfiehlt schon in Dagebüll
eine Umleitung. Das Beispiel zeigt, dass eine Stra-
ße niemals isoliert gesehen werden kann, sondern
immer im Verbund mit anderen Straßen. Dabei
spielt es keine Rolle, um was für eine Straße es
geht.

Eine Bundesautobahngesellschaft, wie Dobrindt
sie vorschlägt, würde sich ausschließlich mit den
Bundesautobahnen beschäftigten. Sie könnte die
dringend nötigen Vernetzungen gar nicht leisten.
Staus sind also vorprogrammiert. Bereits aus die-
sem Grund ist sie abzulehnen.

Allerdings ist nicht die Bundesautobahngesellschaft
das Hauptproblem, sondern das neue Finanzie-
rungssystem, das sie quasi im Gepäck hat. Do-
brindt möchte mittels der neuen Gesellschaft näm-
lich auch gleich die Finanzierung ändern. Letztlich
droht also die Privatisierung von öffentlicher Ver-
kehrsinfrastruktur, bei der private Konzerne den
Gewinn einstreichen. Der Staat gibt Planungsmög-
lichkeiten aus der Hand und verringert seine Steue-
rungstiefe. Das halte ich für grundverkehrt.

Ich warne auch davor, das System - wie es jetzt ist -
einfach fortzuführen. Die Auftragsabwicklung
wird nicht angemessen durch den Bund gegenfinan-
ziert. Darüber hinaus muss die Bauerhaltung end-
lich nachhaltig finanziert werden und langfristig ge-
sichert sein. Darum ist es unheimlich gut, dass un-
ser Verkehrsminister Meyer Mitglied der Bodewig-
Kommission ist. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Landesregierung hat der Minister für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie, Reinhard
Meyer, das Wort.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei die-
ser Debatte hätte ich mir ein bisschen mehr födera-
les Selbstbewusstsein in Schleswig-Holstein ge-
wünscht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und SSW)

Denn es klingt gelegentlich doch so, als könnten
wir die Aufgaben vielleicht auch in anderen Berei-
chen gar nicht bewältigen.

Meine Damen und Herren, wir reden über die Bun-
desfernstraßenverwaltung beziehungsweise einen
Vorschlag aus der sogenannten Fratzscher-Kom-
mission. Deswegen möchte ich sehr dezidiert dar-
auf eingehen. Denn ich glaube, dass bei dem, was
die Fratzscher-Kommission vorgeschlagen hat,
mehrere Denkfehler vorliegen.

Ich rede zunächst über den ersten Denkfehler. Be-
vor man eine vernünftige Analyse all dessen macht,
was in Deutschland möglicherweise nicht so gut
läuft - ich will das ja nicht in Abrede stellen -, wie
man effizienter werden kann et cetera, fängt man
erst einmal an, über Organisationsfragen nachzu-
denken. Das, meine Damen und Herren, ist ein Kar-
dinalfehler, den man auch in diesem Fall dringend
vermeiden sollte.

Zweiter Denkfehler. Wir reden über den Zustand
öffentlicher Daseinsvorsorge, nämlich der Infra-
struktur. Was die Fratzscher-Kommission als Erstes
im Blick hat, ist die Frage, wie ich private Investo-
ren für ein Thema der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge gewinnen kann, nämlich Infrastruktur. Um das
zu gewährleisten, macht man Klimmzüge, die kaum
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noch zu erklären sind. Weil man die Anrechnung
auf Maastricht-Kriterien und Schuldenbremse ver-
meiden will, findet man plötzlich ein System, das
ich noch nicht verstanden habe. Einerseits möchte
man die öffentliche Kontrolle insbesondere durch
den Bundestag. Anderseits möchte man keine An-
rechnung auf die Maastricht-Kriterien. Mir hat noch
niemand vernünftig erklären können, wie das funk-
tionieren soll. Das steht aber merkwürdigerweise in
diesen Papieren.

Dafür müssten wir über ganz andere Fragen debat-
tieren wie etwa die Überjährigkeit der Finanzierung
und Fondslösungen, damit wir wirklich in die Pla-
nung kommen. All das ist nicht vorgesehen. Es wä-
re aber nötig, wenn man eine vernünftige Lösung
will.

Dritter Denkfehler. Das ist der Denkfehler, dass der
Zentralstaat alles mit seinen Behörden regelt.
Auch hier geht es um das föderale Selbstbewusst-
sein. Ich muss sehr deutlich sagen: Wir sehen beim
Eisenbahnbundesamt, bei der Schiene, dass es nicht
richtig funktioniert, dass Genehmigungsverfahren
in diesem Wasserkopf stecken bleiben. Wir sehen
es bei der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung. Das
wurde auch schon genannt. Auch beim NOK funk-
tioniert es nicht so.

Wer vom Zentralismus träumt, der bekommt ihn an
dieser Stelle. Da sollte man schon sehr viel genauer
hinschauen, was eigentlich die Auftragsverwal-
tung bedeutet. Es bedeutet nämlich vor allem Vor-
ortkenntnis und vor Ort zu handeln, übrigens auch
eine Erwartungshaltung der Wählerinnen und Wäh-
ler, der Bürgerinnen und Bürger, die natürlich auf
die Landespolitik schauen, wenn es an verschiede-
nen Stellen nicht funktioniert. Wir sind dann für al-
les verantwortlich. Das funktioniert sogar so gut,
dass Herr Günther neulich meinem Staatssekretär
vorgeworfen hat, wir seien auch für den Rendsbur-
ger Kanaltunnel verantwortlich, weil die Menschen
das so einschätzen: Infrastruktur - das macht doch
die Landesregierung.

(Zurufe CDU)

- Das war Herr Günther bei der Veranstaltung des
Unternehmensverbandes Mittelholstein, falls Sie
noch einmal darüber nachdenken.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Herr Minister, ich
war dabei! Das hat er dem Land nicht vorge-
worfen! - Serpil Midyatli [SPD]: Das prüfen
wir nach! Das wäre ja nicht das erste Mal!)

- Das können wir noch einmal nachprüfen. Aber es
zeigt ja nur, wie die Menschen darüber denken und

dass sie auch an dieser Stelle denken, der Rends-
burger Kanaltunnel sei eine Angelegenheit des Lan-
des, obgleich sie es nicht ist. Er gehört zur Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung und damit zur Zentral-
verwaltung.

Wir haben - das ist viel wichtiger - ein funktionie-
rendes System von Auftragsverwaltung, zuständig
für Bundesautobahnen - ich spreche jetzt über den
Erhalt und den Betriebsdienst -, Bundestraßen, Lan-
desstraßen und in der Hälfte der Kreise in Schles-
wig-Holstein auch für die kommunalen Straßen und
die Kreisstraßen. Meine Damen und Herren, all das
soll aufgelöst werden. Was bedeutet das im Endef-
fekt? - Neue Schnittstellen entstehen. Damit wird
mehr Personal gebraucht als vorher, ohne dass je-
mals bewiesen worden ist, dass es besser geht. Das
ist kein vernünftiger Vorschlag.

Meine Damen und Herren, der vierte Denkfehler.
Die Fratzscher-Kommission spricht von einem
langfristigen Vorschlag. Das können Sie nachle-
sen. Jetzt kommt die Bundesregierung, bereitet
einen kurzfristigen Vorschlag vor, um es mögli-
cherweise in irgendeiner Nacht des Schreckens bei
den Bund-Länder-Finanzverhandlungen aus der Ta-
sche zu ziehen und dann etwas durchzusetzen, von
dem niemand weiß - auch nicht in der Analyse -, ob
es besser ist.

Wir müssen mehr föderales Selbstbewusstsein zei-
gen und deutlich sagen, dass das nicht der richtige
Vorschlag ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP, PIRATEN und SSW)

Meine Damen und Herren, zum Schluss noch ganz
kurz zu dem, was den Landesbetrieb betrifft, weil
Herr Arp ja darauf eingegangen ist. Herr Arp, bei
der Baureife haben Sie übrigens vergessen, dass
Herr Dobrindt zugesagt hat, auch die Finanzierung
der B 207 - Planfeststellungsbeschluss seit Ende
August - und der B 5 von Itzehoe bis Wilster-West
zu finanzieren. Es geht also nicht nur um die beiden
Maßnahmen, von denen Sie gesprochen haben.

Aber ich will etwas anderes sagen. Die Vorgänger-
regierung hat einen Stellenabbaupfad auch für den
Landesbetrieb vereinbart. Dieser Stellenabbaupfad
bedeutete, dass natürlich auch das Bauprogramm
nach unten geschoben worden ist. Wenn ich solche
Reden wie heute höre, denke ich immer: Ist das
denn alles vergessen?

(Zuruf SPD: Genau!)

Wir müssen den Zustand der Infrastruktur ver-
bessern. Wir geben heute - ich sage es noch einmal
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ganz deutlich - 50 % pro Jahr mehr für Landesstra-
ßen aus als die Vorgängerregierung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf SPD: Hört, hört!)

Ich habe es wohl verstanden, Herr Günther. Jetzt
kann man natürlich überall im Lande herumreisen
und sagen: „Wir brauchen 90 Millionen € pro Jahr“,
ohne zu sagen, woher man das bekommt, mögli-
cherweise durch Einsparungen bei sachlichen Ver-
waltungsausgaben und Personal, vielleicht dann lie-
ber beim LBV, damit ihm das dann wieder wegge-
nommen wird.

Das ist nicht seriös. Ich werbe dafür, und wir wer-
den weiter dafür kämpfen, dass diese 50 % mehr
noch nicht reichen. Wir werden auch in den näch-
sten Jahren kräftige Investitionen brauchen, und wir
werden sie umsetzen.

Unsere Devise ist klar: Wir wollen ehrlich über den
Zustand der Infrastruktur informieren. Wir wollen
die Sanierung realistisch umsetzen. Das werden wir
auch tun. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es wurde beantragt, den Antrag Drucksache 18/
3190 sowie den Änderungsantrag Drucksache
18/3373 dem Wirtschaftsausschuss zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich wünsche Ihnen guten Appetit und eröffne damit
die Mittagspause.

(Unterbrechung: 13:16 bis 15:02 Uhr)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung
und rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Landesnaturschutzgesetzes und
anderer Vorschriften

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 18/3320

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Grundsatzberatung und erteile das
Wort dem Minister für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume, Dr. Robert
Habeck.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Schönen Dank, Herr Präsident. - Mit dieser Rede
bringe ich den Entwurf eines Gesetzes zur Novel-
lierung des Landesnaturschutzgesetzes in den Land-
tag ein. Nach zwei Kabinettsbefassungen wird der
Entwurf nun dem Landtag übergeben. In der Debat-
te im Mai hat der Landtag die Landesregierung auf-
gefordert, einen solchen Gesetzentwurf vorzulegen.
Die Diskussion wird sich damit in die Ausschüsse
verlagern und sich hier noch zweimal wiederholen.

Das Landesnaturschutzgesetz hat schon im Vor-
feld die Öffentlichkeit, den parlamentarischen
Raum, die Verbände und alle, die davon berührt
sind, lang und breit beschäftigt, und zwar laut und
mitunter auch leise. Sie haben die Demonstration
wahrscheinlich noch alle gut im Ohr. Danach waren
die Norla und der Landesbauerntag. Dabei wurde
auch immer über das Landesnaturschutzgesetz dis-
kutiert. Immer wieder wurde deutlich, dass es nicht
nur um konkrete einzelne Punkte geht - ich werde
gleich auf sie eingehen -, sondern auch um sehr
grundsätzliche Fragen, etwa um die Frage des Stel-
lenwerts des Eigentums auf der Seite der Nutzer
oder um die Frage des Naturverständnisses auf der
Seite der Schützer.

Dabei ist mir deutlich geworden, dass die Meinun-
gen hauptsächlich deshalb zusammenstoßen, weil
das Verständnis von Natur unterschiedlich ist. Für
die einen mag Natur eine Ressource sein, die wir
nutzen dürfen und können. Für die anderen - auch
für mich - ist Natur wegen der intensiven Nutzung
schon so weit zurückgedrängt, dass Natur quasi den
Status einer Infrastruktur hat. Natur ist eben nicht
mehr etwas, was grenzenlos verfügbar ist und was
ohne Weiteres dem Menschen, dem Landwirt oder
dem Fischer zur Verantwortung übergeben worden
ist, sondern Natur ist etwas, das geschützt werden
muss, weil wir nur noch wenige Räume dafür ha-
ben.

(Beifall Lars Winter [SPD])

Betrachten wir aber Natur als Infrastruktur, dann
braucht sie ein eigenes Gesetz und eine regelmäßi-
ge Anpassung aufgrund der jeweiligen Vorkomm-
nisse oder Nutzungsverhältnisse im Land. Das ist
der wahre Grund, warum wir die Novelle eines Na-
turschutzgesetzes vorlegen, nämlich um die sensi-
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blen Räume in Schleswig-Holstein, die wir noch
haben, zu schützen. Wir tun dies - so hoffe ich je-
denfalls -, indem wir maßvoll in der Fläche, aber
zielgenau in der Wirkung sind.

Lassen Sie mich darauf eingehen. Die Naturschutz-
verbände und die Nutzerverbände haben bei der
Anhörung zum Naturschutzgesetz sehr unterschied-
liche Stellungnahmen abgegeben. Den einen ging
das deutlich zu weit. Das hat die öffentliche Debat-
te sicherlich am stärksten geprägt. Es gab aber auch
viele Stimmen, die weitere Schutzvorschriften für
den Naturschutz gefordert haben.

Wir haben mit dem Gesetzentwurf - so hoffe ich -
eine kluge Lösung vorgelegt, die mit einem großen
Hebel für den Naturschutz die Flächenbetroffenheit
trotzdem stark im Blick behält und vor allem Land-
wirte vom Naturschutzgesetz letztlich unberührt
lässt. Eine Ausnahme stellt das Betretungsrecht dar.
Ich gehe gleich noch darauf ein.

Lassen Sie mich auch sagen, dass ich volles Ver-
ständnis dafür habe, dass viele Landwirte im Mo-
ment ächzen, klagen und die Hände über dem Kopf
zusammenschlagen. Das hat vor allem etwas mit
der ökonomischen Situation der Landwirtschaft zu
tun. Auch darüber ist häufig diskutiert worden. Im
Moment ist das, was unter dem Schlagwort „Gren-
zen des Wachstums“ in einem ganz anderen Kon-
text häufig diskutiert wurde, greifbar und spürbar,
nämlich dass das große Angebot die Preise auf dem
Weltmarkt ruiniert hat.

Insbesondere im Bereich der Tierhaltung - Schwei-
nefleisch und Milch - produzieren die Bauern im
Moment dauerhaft im Minus. Was das mit einem
psychologisch macht, wenn man jeden Morgen früh
aufsteht, um seine Kühe zu melken, aber weiß, dass
man mit jedem Liter Milch, den man melkt, eigent-
lich ein Minusgeschäft macht, kann ich mir persön-
lich wahrscheinlich gar nicht vorstellen. Dass das
aber eine ungemein belastende Situation ist, wird
jeder erkennen.

Dass es eine Menge neuer Vorschriften, Rege-
lungen, Anpassungen und EU-Vorgaben gibt, auch
das ist völlig unbestritten. Dass der einzelne Land-
wirt sagt: „Um Himmels willen, wann ist denn end-
lich einmal Schluss? Lasst uns doch endlich in Ru-
he!“, kann ich emotional nur zu gut verstehen. Das
ändert aber nichts daran, dass wir als Gesellschaft
einen größeren Blick wagen müssen. Was zur in-
tensiven Produktionsausweitung geführt hat, ist ur-
sächlich auch dafür verantwortlich, dass wir jetzt
im Bereich des Naturschutzes nachschärfen müs-
sen.

Hätten wir ganz viel arten- und strukturreiches
Dauergrünland in Schleswig-Holstein, hätten wir
100.000 ha, wie es der Bauernverband einmal ver-
mutet hat, dann müssten wir das jetzt vermutlich
nicht als neuen Biotoptyp schützen. Weil wir aber
aufgrund der intensiven Nutzung nur noch 4.500 ha
in Privatbesitz haben, muss jetzt gegengesteuert
werden. Das wenige, das wir noch an wertvollen
Flächen haben, muss besonders geschützt werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Lassen Sie mich auf einige Punkte speziell einge-
hen, sodass man einen Einblick bekommt, an wel-
chen Stellen das Gesetz gegensteuert, aber auch,
wie maßvoll und zielgenau es gegensteuert. Es ist
ein Artikelgesetz. Auch Bereiche aus anderen
Rechtsnormen außerhalb des Landesnaturschutzge-
setzes werden angesprochen. Im Landesjagdgesetz
werden befriedete Bezirke auch für Verbände ein-
geführt und vorgeschlagen, und zwar in Umsetzung
eines Urteils des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte, der sagt: Es muss auch aus ethi-
schen Gründen möglich sein, die Jagd zu untersa-
gen.

Das haben wir für Privatpersonen, für Einzelperso-
nen umgesetzt. Es macht aber natürlich auch Sinn,
Vereine und Verbände, die eine hohe ethische Mo-
tivation in ihrer Satzung festgelegt haben, mit zu er-
fassen. Jedenfalls macht es wenig Sinn, die ethische
Durchdrungenheit von solchen Verbänden in Abre-
de zu stellen. Das mag jagdpraktisch gesehen eine
Einschränkung sein, aber das ist in der gesellschaft-
lichen Debatte allemal angezeigt.

Zweitens gibt es eine Anpassung im Landeswald-
gesetz, wo der Begriff „standortheimisch“ einge-
fügt wird. Wenn neu aufgeforstet wird, soll der An-
teil von standortheimischen Gehölzen gewährleistet
sein. Auch das macht Sinn, gerade angesichts des
Klimawandels, aber auch vor dem Hintergrund ei-
ner schwindenden Artenvielfalt. Die standorthei-
mischen Gehölze haben unendlich viel mehr Arten.
Eine Eiche ist wichtiger und wertvoller für Schles-
wig-Holstein als eine Rosskastanie. Dort moderat
steuernd einzugreifen, ist meines Erachtens zwin-
gend erforderlich.

Das Landesnaturschutzgesetz selbst regelt den neu-
en Biotoptyp Dauergrünland. Das habe ich bereits
gesagt. Arten- und strukturreiches Dauergrünland.
4.500 ha sind noch in Privatbesitz, die jetzt unter
Schutz gestellt werden sollen. Das sind die Wiesen,
auf denen Bienen noch reichhaltige Nahrung finden
und die eine hohe Artenvielfalt haben. Davon sind
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aber nur noch 4.500 ha übrig geblieben. Das sind
die Flächen, die lange nicht benutzt, gedüngt und
gespritzt worden sind. Insofern schreibt das Gesetz
an dieser Stelle den Status quo fest, der über die
letzten Jahre, gar Jahrzehnte eingehalten worden
ist.

Das Vorkaufsrecht - auch das ein großer öffentli-
cher Aufreger - sichert dem Land die Möglichkeit,
Flächen präventiv für den Naturschutz zu kaufen,
wenn sich diese in ökologisch besonders wertvollen
Gebieten befinden und sie zum Verkauf anstehen.
Das ist also keine Enteignung, wie manchmal ge-
sagt wird, sondern das ist ein sinnvolles Mittel, die
Naturschutzflächen zu arrondieren. Wenn man das
einmal konsequent zu Ende denkt, dann stellt man
fest, dass damit auch der Rest der Fläche gesichert
wird, weil die Gelder so zielgenau verwendet wer-
den können. Es ist allemal klüger, Gelder zielgenau
als anders zu verwenden.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Das Betretungsrecht sorgt wahrscheinlich im Mo-
ment für die größten Emotionen. Das ist etwas
überraschend für mich, denn ich dachte nicht, dass
das ein solches Ärgernis werden würde, zumal es
im Rest der Bundesrepublik eingeführt ist. Das Be-
tretungsrecht hat naturschutzfachlich gar keine Be-
deutung. Alle, die sagen, Leute, die über die Wiese
laufen, könnten auch mal Vögel aufscheuchen, ha-
ben vermutlich recht.

Es ist aber auch ein Symbol dafür, dass uns die Na-
tur einen Freiraum zur Verfügung stellt. Ich konnte,
als wir das Gesetz gemacht haben, nicht erkennen,
warum Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen irgendwo doofer sind
als Schleswig-Holstein. Dort gibt es offenbar keine
Probleme mit der Aufhebung des Betretungsrechts.
Deswegen haben wir das jetzt hier vorgeschlagen.

Dann gibt es noch einige Punkte, die neu hineinge-
kommen sind. Ich bedanke mich bei den PIRA-
TEN, die vor einem halben Jahr oder Dreiviertel-
jahr gesagt haben: Lasst uns doch das Füttern von
Wölfen unter Verbot stellen, wenn das die Ursache
dafür ist, dass die Arten zutraulich werden. - Das
haben wir jetzt übernommen und in den Gesetzent-
wurf hineingeschrieben.

(Beifall PIRATEN)

Bei einem weiteren Punkt, der neu hinzugekommen
ist, verweise ich auf die Debatte zum übernächsten
Tagesordnungspunkt, nämlich zum Verbot von
Windkraftanlagen im Wald. Das ist eine unmittel-

bare Konsequenz aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, das dazu geführt hat, dass wir die
Windkraftanlagenbaupläne neu ordnen müssen.

Wenn man alles zusammen nimmt, sind es aus mei-
ner Sicht maßvolle, zielgenaue, aber in der Zielge-
nauigkeit sehr wirkungsvolle Instrumente. Sie hel-
fen der Natur, sich in Räumen entfalten und erhal-
ten zu können, die sonst verloren zu gehen drohen.

Windkraftanlagen im Wald wären ein massiver
Eingriff. Den letzten Verlust von den 4.500 ha Flä-
chen artenstrukturreichen Grünlands kann eigent-
lich niemand wollen und fordern.

Deswegen hoffe ich, dass die Debatte jetzt mit der
Übergabe an den Landtag in die Fluchtung von Ra-
tionalität, aber auch von Lösungsorientierung
kommt. Ich bin gespannt, wie die Debatte weiter-
geht. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie ge-
meinsam mit mir auf der Besuchertribüne des
Schleswig-Holsteinischen Landtags die Damen und
Herren des - woher kommen Sie?

(Heiterkeit)

Bürgervereins für Heide und Umgebung, Entschul-
digung. -

(Karsten Jasper [CDU]: Hey, hey, hey!)

Seien Sie uns herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich hätte das fast mit der nächsten Besuchergruppe
verwechselt, aber das wäre nicht in Ordnung gewe-
sen. - Seien Sie uns ganz besonders herzlich will-
kommen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung hat die vereinbarte Redezeit um 4 Mi-
nuten 30 Sekunden überzogen. Diese Redezeit steht
jetzt auch allen anderen Fraktionen zur Verfügung,
soweit sie dies wünschen.

Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Heiner Rickers das Wort.

Heiner Rickers [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Kollegen!
Wir haben eine längere Redezeit; das ist auch gut.
Wir sprechen über ein spannendes Thema, das uns
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in jeder Legislaturperiode, jedenfalls in den beiden,
die ich miterlebt habe, beschäftigt hat.

Herr Minister, Sie sagen: Natürlich müssen wir die
Gegebenheiten ein Stück weit der Realität anpas-
sen. - Was Sie gemacht haben, ist kein Anpassen an
die Realität, sondern das sind wirklich zwei Schritte
zurück beziehungsweise zwei Legislaturperioden
zurück in die Zeit von 2000 bis 2005.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Früher war alles besser?)

- Alles besser? Alles genauso! Ich werde Ihnen er-
klären, warum nicht alles besser ist. Auch ich muss
mich an die Demo erinnern, die wir vor drei Wo-
chen vor dem beziehungsweise neben dem Landes-
haus gehabt haben. Die sogenannten Nutzerverbän-
de haben Ihnen zu verstehen gegeben, was aus ihrer
Sicht an der Novelle des Landesnaturschutzge-
setzes, das aus Ihrem Haus und nicht etwa von den
regierungstragenden Fraktionen kommt, nicht in
Ordnung ist. Das wundert mich, denn Sie haben ja
immerhin drei Jahre Zeit gehabt. Das alles kann
nicht so laufen, weil es immer wieder den Nutzern
in den Rücken fällt. Ich weiß auch, dass Sie sich in
der letzten und in der laufenden Legislaturperiode
als Minister elegant verkauft haben und in der Pres-
se durchaus ganz positiv weggekommen sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum? Weil die gesetzlichen Regelungen, die Sie
bisher auf den Weg gebracht haben, durchaus im-
mer kompromissfähig waren. Man kann sagen, dass
denen, die Landeigentümer sind und Land nutzen,
am Ende ein nicht allzu großer Schaden aufgebür-
det wurde - bisher. Das war in Ordnung.

Sie sind bei den Bauerntagen aufgetreten. Ich erin-
nere mich an das letzte Jahr. Da gaben Sie ALDI
SÜD die Schuld, sich mit 47 Milliarden € berei-
chert zu haben. Die Preise für die Bauern waren da-
mals schlecht. Es kann doch nicht sein, dass sich je-
mand auf eure Kosten bereichert - Applaus, obwohl
die Bauern alle pfeifen wollten. Auch das kann ich
ein Stück weit nachvollziehen.

(Beifall CDU)

Wie war es in diesem Jahr? In diesem Jahr sind Sie
wieder aufgetreten. Am Anfang Stress, Landes-
hauptausschuss, dann der Bauerntag. Man schlägt
in eine ähnliche Kerbe. Die Landwirte mit Vieh-
haltung müssen an 365 Tagen, also jeden Morgen,
früh aufstehen, sich abmühen und sich plagen; das
alles tun sie zum Wohle der Gesellschaft. Sie tun
durchaus Gutes. Am Ende werden sie in den Medi-
en so dargestellt, wie sie dargestellt werden, und

haben auch noch schlechte Preise. So kann das
doch nicht sein.

(Beifall CDU)

Sie genießen die volle Solidarität des Landwirt-
schaftsministers Habeck. Auch dafür durchaus Ap-
plaus und kein Pfeifen. Pfeifen war vorbereitet.

(Lachen Christopher Vogt [FDP] - Zurufe
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alles, was Sie umgesetzt haben, zeigt anderen, wie
die Welt läuft. Sie haben etwa der Schlachtbran-
che einmal erklärt, wie es läuft. Heute begrüßen Sie
Tönnies, durchaus wesentlich größer, eigentlich
nicht unbedingt dem grünen Bild der Haltung und
letztlich auch Schlachtung von Tieren zugänglich.

Darüber hinaus haben all die Dinge, die Sie be-
schlossen haben, etwa die Naturausweisung des
Waldes zum Urwald in den Landesforsten, nieman-
den so richtig geschmerzt. Jetzt kommt es: Sie ste-
hen unter Druck. Wir wissen alle, dass Sie sich
nach Berlin verabschieden wollen. Wer weiß, wie
es für Schleswig-Holstein weiterläuft? Aber viel-
leicht ist das keine schlechte Entscheidung. Sie
werden also versuchen, sich in Berlin in irgendeiner
Form einen Namen zu machen. Da liegt das Pro-
blem. Sie können so nicht weitermachen. Ihre Frak-
tion hat nicht reagiert. Sie hätte ja auch mit dem
Entwurf eines neuen Landesnaturschutzgesetzes
aufwarten können. Jetzt muss es einfach mal ein
bisschen klappen.

Sie haben es versucht beim Landesparteitag,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Birgit Herdejürgen [SPD])

beim Landesbauerntag, Entschuldigung. Da haben
Sie durchaus Applaus bekommen. Sie haben ver-
sucht, auch bei der Diskussion um das Jakobskreuz-
kraut oder bei der Diskussion um den Wolf dage-
genzuhalten. Sie haben keine vernünftige Lösung
präsentiert. Am Ende haben Sie niemanden richtig
aufgeschreckt, und jetzt müssen Sie mit Geschützen
auffahren und letztlich die Bauern und die Grundei-
gentümer zu Ihrem Wohle opfern.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf SPD: Zur Sa-
che, Herr Kollege!)

- Jetzt komme ich zum Kern des Ganzen.

(Demonstrativer Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

- Ich habe ein bisschen länger Zeit. Endlich einmal
Applaus von Ihnen!
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Die Schwerpunkte, die Sie genannt haben, können
so nicht lauten. Sie haben zum Beispiel angefangen
mit den befriedeten Bezirken bei der Jagd. Sie
wissen ganz genau, dass Sie ohne Not gesellschaft-
liche Schichten und Gruppierungen gegeneinander
aufbringen werden. Ich erinnere an die Stiftung Na-
turschutz, einen der größten Landeigentümer in
Schleswig-Holstein, oder an die Kirche. Sie wollen
diesen nun auch ermöglichen, aus moralischen
Gründen abzustimmen: Sind also 80 % dafür, geht
die Moral in die eine Richtung. Sind 20 % dagegen,
geht die Moral vielleicht ein Stück weit in die ande-
re Richtung. Das ist nicht vergleichbar mit einer
Privatperson, die in Straßburg geklagt hat und nach
über zehn Jahren Prozessen endlich recht bekom-
men hat. Eine Privatperson kann aus rein mora-
lisch-ethischen Gründen eine Befriedung von Jagd-
bezirken einfordern. Wenn sie es befriedigend be-
gründet, wird diese Einzelperson am Ende eine Ge-
nehmigung zur Befriedung bekommen.

Sollten Sie das dem Vorstand einer Kirchengemein-
de oder vielleicht dem Verwaltungsrat der Landes-
tiftung Naturschutz aufbürden, gibt es da Probleme:
80 % in die eine oder 50 % in die andere Richtung,
50 % in die andere Richtung? Ist das eine Gewis-
sensentscheidung?

(Zuruf SPD: Das entscheiden sie immer noch
allein!)

Wir glauben das nicht. Insofern wissen Sie ganz ge-
nau, dass Sie damit billige Politik machen und ver-
suchen, sich auf Bundesebene zu profilieren,

(Beifall CDU und FDP)

als erster Minister, der in diese Richtung schießt.

Sie wissen ganz genau: Sie gehen dort in eine
falsche Richtung. Sie haben die Jäger nicht nur mit
„bleifrei“ verschreckt. Wenn Sie das jetzt umsetzen
wollen, werden sie reihenweise die Lust verlieren
und als anerkannter Naturschutzverband die Flinte
ins Korn werfen.

Wenn wir all die Szenarien bedenken, die im Zuge
des Klimawandels gegebenenfalls in Schleswig-
Holstein Realität werden, müssen wir auch offen
sein für standortgerechte und nicht nur für stand-
ortheimische Hölzer. Die Douglasie, ein Nadel-
holz, immer wieder als Beispiel genannt, muss in
Schleswig-Holstein unbedingt gepflanzt werden,
damit unsere Enkel - Sie sprechen immer von Hei-
mat - die Wälder in 100 Jahren auch dann nutzen
und in einem gesunden Zustand vorfinden können,
wenn sich das Klima tatsächlich so verändert, wie

es prophezeit wird, und es immer etwas wärmer
wird.

Biotopschutz. Auch das haben wir schon. Es gibt
ja ein Grünlanderhaltungsgesetz mit ausgewiesenen
Biotopen und der Vorgabe, zumindest nicht umzu-
brechen und auch andere Vorgaben einzuhalten.
Jetzt weisen Sie Flächen aus, die keiner kennt, und
Sie nennen es so ganz schwammig artenreiches,
strukturreiches Dauergrünland. Wen bestrafen Sie?
All die Leute, die so etwas haben. Wer heute arten-
reiches, strukturreiches Dauergrünland mit Arten-
vielfalt vorweisen kann oder das Pech hat, dass ein
Kiebitz dort landet, muss doch Angst haben, dass
das morgen unter Biotopschutz gestellt wird und er
dort gar nichts mehr machen darf. Das geht natür-
lich nicht.

(Beifall CDU und FDP)

Auch beim Vorkaufsrecht, Frau Fritzen, gibt es im
Vergleich zu dem, was ich genannt habe, eine völ-
lig andere Situation. Ab 2000 gab es ein Vorkaufs-
recht für den Staat oder für anerkannte Vereine und
Institutionen. Heute sind die Kassen voll. Wir alle
sprechen von den Ausgleichskassen. Da liegen in
Schleswig-Holstein über 60 Millionen € und warten
darauf, dass sie in irgendeiner Form als Ausgleich
für Eingriffe in die Natur als wohlwollendes Ge-
genstück der Natur wieder zugeführt werden.
60 Millionen €, und es gibt keine Idee, wie man sie
anders verwenden kann als für Flächenaufkauf.

(Zuruf SPD: Stimmt doch gar nicht!)

Alles andere - das können Sie uns dann beschreiben
- ist bisher nicht vernünftig angegangen worden
und politisch nicht gewollt. Mit meinem Vorschlag,
zu entsiegeln oder doch einmal eine Abrissprämie
für Industrieruinen oder vielleicht auch für alte
Häuser zu gewähren und die Ausgleichsmittel dafür
zu verwenden, bin ich bisher nicht auf Gehör gesto-
ßen. Sie gehen mit diesen Ideen relativ fahrlässig
um. Eindeutig ist, dass Sie, wenn Sie von Vorkaufs-
recht sprechen, wieder Flächen aufkaufen wollen.
Das kann nicht gehen. Das treibt die Preise, und das
treibt unsere Landeigentümer und die Bauern, die
Land zur Bewirtschaftung brauchen, in den Ruin.

Zum Betretungsrecht. Das ist wirklich ein sehr
emotionales Thema. Da will ich kurz schildern, wie
es mir aus meiner Kindheit in Erinnerung geblieben
ist. Ich bin drei Jahre lang in die Grundschule in
dem 2 km entfernten Nachbarort gegangen und ha-
be den Schulweg zu Fuß oder mit dem Fahrrad zu-
rückgelegt. Wir hatten einen alten Grundschulleh-
rer, der uns bei Ausflügen immer wieder gepredigt
hat: Bleibt auf dem Weg und geht nicht auf die
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landwirtschaftliche Nutzfläche. Warum nicht? Weil
das wertvoll ist. Das sind Lebensmittel, also Nah-
rungsmittel und Futtermittel, die nicht in irgendei-
ner Form mit Füßen getreten werden dürfen. Des-
wegen: Hände weg vom Betretungsrecht!

(Beifall CDU und FDP)

Sie wissen ganz genau, dass es spätestens dann
schwierig wird, wenn es Probleme gibt. Sie dürfen
keine Gänse vergrämen, wenn sie über das Feld
laufen, aber Sie dürfen rüberlaufen, wenn hinten die
Kühe durch den Zaun springen. Das kann doch kei-
ner begreifen. Sie werden uns auch zustimmen,
dass es schwierig wird, wenn man in Stadtnähe
wohnt, wo eine Menge Hundehalter sind. Wenn
man irgendwann einmal Heu ernten will, kann man
das eigentlich gar nicht, weil man dem Hundehalter
heute erklären darf, dass er da eigentlich nicht drauf
darf; anderenfalls haben Sie übermorgen Probleme,
ihn von der Fläche fernzuhalten. Es geht also dar-
um, im wörtlichen Sinne das Eigentum nicht mit
Füßen zu treten. Das Eigentum dort muss geschützt
werden. Sie gehen fahrlässig mit dem Grundeigen-
tum um.

Ein letztes Wort zu den Wölfen. Schön, dass sie im
Naturschutzgesetz genannt werden. Wir haben
durchaus Probleme mit den Wölfen. Das haben wir
gemeinsam feststellen können. Die Probleme sind
nicht gelöst, nicht durch Ihr Haus und auch nicht
durch die Politik der regierungstragenden Fraktio-
nen.

(Beifall CDU und FDP)

Insofern ist es vielleicht in Ordnung, dass Sie sie
nennen, und es ist auch natürlich, dass sie nicht an-
gefüttert werden dürfen. Überlegen Sie aber einmal,
was mit Aufbruch passiert, der im Rahmen der
Bleifrei-Diskussion immer wieder erwähnt wurde
und der bislang in der Natur vergraben wird.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Kollege, das Abdecken der Uhr schützt nicht
davor, dass die Zeit abgelaufen ist.

(Heiterkeit)

Heiner Rickers [CDU]:

Also: Wölfe nicht füttern. - Sie hätten lieber hinein-
schreiben sollen, wie Sie das Problem mit den Wöl-
fen regeln, wenn einmal einer gefährlich wird. -
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Abgeordne-
te Sandra Redmann.

Sandra Redmann [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Landesregierung legt uns heute
ihren Entwurf zur Novellierung des Landesnatur-
schutzgesetzes, des Landesjagd- und Landeswald-
gesetzes vor. Dem vorausgegangen war ein Land-
tagsantrag der Küstenkoalition, in dem wir bereits
Eckpunkte für eine Novellierung dargelegt haben.
Ich möchte mich im Namen der SPD-Landtagsfrak-
tion bei Minister Habeck sowie den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern seines Hauses ganz herzlich
für den Entwurf bedanken.

(Beifall SPD und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten nun in
die parlamentarische Befassung des Gesetzes ein.
Wir werden uns selbstverständlich die Zeit nehmen,
dies in aller Ausführlichkeit zu tun, sowohl mit al-
len Verbänden als natürlich auch mit der Oppositi-
on. Die Bedenken und Anregungen aus einer An-
hörung, die dieser ersten Lesung folgen wird, wer-
den wir ebenso ernsthaft diskutieren. Dies unter-
scheidet uns schon einmal ganz wesentlich von der
ehemals schwarz-gelben Regierungskoalition, die
in einem Hauruckverfahren ihre Änderung des Lan-
desnaturschutzgesetzes einfach durchgepeitscht hat.

(Beifall SPD - Zuruf SPD: Unglaublich!)

Die Bedenken der Opposition waren Ihnen vollends
egal und sollten auch nicht diskutiert werden. Ich
kann mich auch nicht daran erinnern, dass Sie die
Kritik der Naturschutzverbände auch nur im Ansatz
interessiert hat. Dass Ihnen dies den Vorwurf der
Klientelpolitik eingebracht hat, war und ist absolut
verständlich. Dass ausgerechnet Sie nun auf die
Idee kommen, dem Umweltminister zu unterstellen,
er lasse sich die Naturschutzpolitik von den Lobby-
verbänden diktieren, ist unverschämt und zeigt, wie
wenig Ahnung, wie wirklich wenig Ahnung Sie of-
fenbar von diesem Thema haben.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich möchte Ihnen auch zum wiederholten Male er-
klären, dass ein Landesnaturschutzgesetz dazu
dient, die Natur zu schützen; das sagt schon der Na-
me. Dass dies dringend geboten ist, haben Sie of-
fenbar immer noch nicht verstanden. Klimawandel,
massives Artensterben, Verlust von Lebensräumen,
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Probleme mit Trink- und Grundwasser - ich könnte
noch mehr an offensichtlichen Problemen benen-
nen. Wollen Sie diese leugnen? Wollen Sie diese
Fakten wirklich einfach wegwischen? Ihre fehlende
Verantwortung und Ihr Desinteresse für unsere na-
türliche Lebensgrundlage zeigt auch die Presseer-
klärung von Herrn Günther. Die ist so schlecht,
dass ich daraus noch nicht einmal zitieren möchte.

Sie versuchen, alle Sorgen und Probleme, die die
Landwirtschaft zweifelsohne hat, auf den Natur-
schutz zu schieben. Sie betreiben ein sehr offen-
sichtliches Spielchen, und es ist dazu auch noch
falsch. Wenn ich mir die Rede Ihres Bundesland-
wirtschaftsministers auf dem Bauerntag in Erinne-
rung rufe, dann frage ich mich, welche Lösungsan-
sätze er eigentlich für die Landwirte erwähnt hat.
Wo waren seine konzeptionellen Vorschläge? Ei-
gentlich war da nichts, ich möchte sagen, eher noch
weniger als nichts.

Sie sollten zur Kenntnis nehmen, dass die SPD sehr
wohl die Probleme, die die Landwirte zu bewälti-
gen haben, ernst nimmt. Das nämlich ärgert Sie.
Wir haben bereits vor über einem Jahr ein Land-
wirtschaftspapier entwickelt und dies mit allen
Kreisbauernverbänden ausführlich diskutiert. Fra-
gen Sie einmal Frau Eickhoff-Weber und meine
Kolleginnen und Kollegen, die unterschiedlich re-
gional bei den Gesprächen dabei waren. Diese Ge-
spräche fanden in guter Atmosphäre statt, natürlich
auch mit unterschiedlichen Auffassungen, aber
durchweg konstruktiv. Klar ist auf jeden Fall, dass
viele Landwirte in Schleswig-Holstein viel weiter
sind als Sie.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Flemming Meyer [SSW])

Das haben Sie ja nun offenbar gemerkt und auch
ein Landwirtschaftspapier herausgebracht, in dem
Sie auf einmal auch für eine umweltbewusste und
ressourcenschonende Landwirtschaft eintreten, und
das genau einen Tag vor der Demo der Nutzerver-
bände. Herzlichen Glückwunsch!

Wir sind bereit, in eine konstruktive, von Fachlich-
keit geprägte Beratung über das Landesnaturschutz-
gesetz einzutreten. Sicher wird es Änderungen ge-
ben; das gehört sich auch so in einem parlamentari-
schen Verfahren.

Worum geht es Ihnen eigentlich, um Lösungsansät-
ze oder um eine generelle Verleumdung des Natur-
schutzes?

(Beifall SPD)

Lassen Sie mich noch einmal feststellen: Niemand
von uns hat bestritten, dass es Probleme mit den
Wölfen geben kann, natürlich. Es war im Übrigen
die SPD, die in der Großen Koalition gefordert hat,
dass ein Managementplan erstellt wird. Das hat da-
mals noch viele belustigt. Nun sind alle sehr dank-
bar dafür. Aber ich weiß nicht, ob es unbedingt
sachlich ist, wenn sich der ehemalige Ministerpräsi-
dent hinstellt und fragt, wie der Wolf eigentlich
über den Nord-Ostsee-Kanal gekommen ist, und
dann die Naturschutzverbände verdächtigt. Es wun-
dert mich eigentlich, dass man nicht gleich ange-
nommen hat, dass es irgend so ein langhaariger
Zottel mit selbstgestricktem Pullover im Elektroau-
to war, der den Wolf hinten drin hatte und mit Müs-
li gefüttert hat.

(Beifall SPD und SSW)

Auf diesem Niveau wird dieses Thema diskutiert.
Ich weiß nicht, ob das unbedingt sachdienlich ist.

In meinem Horoskop steht heute: Am Arbeitsplatz
wirken Sie eher fordernd. Etwas mehr Toleranz wä-
re manchmal passend.

(Christopher Vogt [FDP]: Stimmt!)

Tut mir leid, das ist mir heute leider nicht gelungen.
Aber Ihre ewige, mit - wenn ich mir Ihre Presseer-
klärungen der letzten Wochen angucke - Halbwahr-
heiten gespickte generelle Naturschutzkritik nervt
langsam wirklich, und sie steht mir bis hier oben.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Ich habe keine Lust, immer gute Miene zum bösen
Spiel zu machen.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

- Herr Arp, ich gehe dann nach Hause, wann ich
möchte, nicht wann Sie möchten. Sie können mei-
netwegen gern nach Hause gehen.

(Beifall SPD und SSW)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Bei diesem Thema
wäre es auch kein Verlust, weil Sie dazu eigentlich
sowieso nicht sprechen und vielleicht auch keine
Ahnung haben. Das kann ich nicht beurteilen.

(Zurufe Olaf Schulze [SPD] und Dr. Ralf
Stegner [SPD])

Ich wiederhole gern: Wir wollen ein Landesnatur-
schutzgesetz, das seinen Namen auch verdient. Wir
würden uns über eine konstruktive Diskussion
wirklich sehr freuen. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)
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Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat Frau Abgeordnete Marlies Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Sandra, das mit
dem Zottel und dem Pullover sollten wir - so finde
ich - noch einmal diskutieren. Ich finde, wir sind
mittlerweile alle ganz gut frisiert, und auch ich ver-
suche, mich passend zu kleiden.

(Heiterkeit und Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kolle-
gen, Natur zu schützen und Landschaft zu erhalten,
hat für uns Grüne einen hohen Stellenwert. Ange-
sichts der vielfältigen Nutzungsansprüche Gesell-
schaftlicher wie Privater an die Fläche ist dies eine
große Herausforderung. Aber angesichts des weiter
rasant zunehmenden Verlustes an biologischer
Vielfalt, den jetzt auch die CDU einräumt, ist dies
allerdings auch dringend geboten.

Der Verlust an Vielfalt, Eigenart und Schönheit der
Landschaft, der Verlust an immer mehr Tier- und
Pflanzenarten ist ein schleichender Prozess. Der
Trend zur Verarmung der Natur hält jedoch seit
Jahrzehnten an - nicht nur in Schleswig-Holstein, in
ganz Deutschland, in der EU, in anderen Industrie-
ländern, ja weltweit. Diesen Trend aufzuhalten, ist
letztlich auch eine Überlebensfrage für uns Men-
schen.

Seit 1992 gibt es die UN-Konvention zum Schutz
der biologischen Vielfalt. Neben dem Erhalt der
biologischen Vielfalt fordert sie die nachhaltige
Nutzung der natürlichen Ressourcen und eine ge-
rechte Aufteilung der sich daraus ergebenden Ge-
winne. 23 Jahre später sind wir davon noch meilen-
weit entfernt, wir haben uns sogar noch weiter da-
von entfernt, als wir es 1992 waren. 2007 hat die
Bundesregierung eine Nationale Biodiversitäts-
strategie verabschiedet. Sie fordert: Mindestens
5 % Naturwälder sollen entwickelt werden, davon
möglichst 10 % aus öffentlichem Besitz, um den
Privatbesitz - wo sind die Kollegen von der CDU? -
zu schützen, zu schonen. Das haben wir in Schles-
wig-Holstein fast geschafft. Es fehlen nur noch ein
paar Bäume.

In dem Zusammenhang ein kurzer Exkurs: „Stand-
ortheimisch“ steht im Gesetz. Das heißt nicht, dass
keine Douglasie mehr gepflanzt werden darf, son-
dern es heißt, dass ein überwiegender Anteil stand-
ortheimischer Bäume gepflanzt werden soll.

Zum Zweiten: Die Naturwälder sind, auch was die
Frage des Klimawandels angeht, Referenzwälder
für die Forstwirtschaft, um zu erkunden, wie sich
Bäume unter sich wandelndem Klima entwickeln.
Das wird dann auch für die Forstwirtschaft von
großem Interesse und von großer Bedeutung sein.
Niemand außer Ihnen bestreitet das.

Ich komme wieder auf die Biodiversitätsstrategie
zurück: Die Inanspruchnahme neuer Flächen für
Siedlungs- und Verkehrszwecke soll bis 2020 auf
30 ha pro Tag begrenzt werden. Über diese 30 ha
diskutieren wir schon seit zig Jahren. Wir versie-
geln heute täglich 81 ha, sind also nicht wirklich
auf einem guten Weg.

Drittens ist ein Ziel der Biodiversitätsstrategie, das
Biotopverbundsystem so auszuweiten und zu ver-
bessern, dass es Lebensräume nachhaltig schützt.
Wir als Koalition haben mit dem verstärkten Knick-
schutz einen wichtigen Schritt beschlossen, und wir
werden mit der Aufnahme des artenreichen Dauer-
grünlandes in den Biotopschutz hier wichtige
Schritte beschließen. Das Landesnaturschutzgesetz
ist ein wichtiges, ein unerlässliches Instrument, um
diese Ziele zu erreichen. Wir werden uns nicht lan-
ge auf dritten Wegen verirren, sondern wir machen
uns an die Arbeit, weil wir als Land die Möglich-
keiten ausschöpfen, die uns der Bund mit dem Bun-
desnaturschutzgesetz lässt. Wir wollen der Natur
wieder mehr Rechte geben und anders als die vor-
herige Regierung diese Standards nicht bis an die
Grenze des gerade noch Zulässigen absenken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Ein starkes Gesetz ist aber nicht der einzige Hebel,
um die notwendigen Verbesserungen für die Natur
zu erreichen. Anders als Sie von der Opposition
glauben machen wollen, setzen wir neben dem Ord-
nungsrecht ganz genauso - das ist nicht die erste
Rede hier in diesem Landtag, in der ich das sage,
oder Veranstaltung, auf der ich das betone - auch
weiter auf freiwillige Maßnahmen wie den Ver-
tragsnaturschutz in der Landwirtschaft, die Förde-
rung von Beratung für eine naturverträgliche Ge-
wässerunterhaltung - da sind jetzt noch einmal viele
Mittel hineingeflossen - oder auch den Ökolandbau.
Wir schwächen diese auf Freiwilligkeit beruhenden
Instrumente nicht, im Gegenteil, wir stärken sie.

Davon kann sich jeder überzeugen, der einen Blick
in den Haushalt wirft und sich das neu gestartete
Programm zur Förderung des ländlichen Raumes
anschaut. Es stehen dort ab übernächstem Jahr
mehr Mittel drin, und es werden durch den höheren
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Kofinanzierungsanteil der EU auch mehr Vertrags-
naturschutzverträge abgeschlossen werden können.

Allerdings: Freiwilligkeit alleine - ich habe das
heute Morgen schon gesagt - reicht offenbar nicht,
sonst wäre unsere Landschaft reicher und bunter,
als sie tatsächlich ist. Bestes Beispiel dafür ist ein-
mal das gerade schon angesprochene weit verbrei-
tete artenreiche und strukturreiche Grünland, das
wir nun mit diesem Gesetz tatsächlich schützen.
Diese für den Artenschutz besonders wertvollen
und auch speziell Schleswig-Holsteins Landschaft
auszeichnenden Flächen sind sozusagen die Juwe-
len in unserer Landschaft. Anders als es viele bei
der Debatte um das Grünlandgesetz behauptet hat-
ten, sind es eben nicht mehr Hunderttausende
Hektar, sondern es sind wenige, wenige Restflä-
chen in der Größenordnung - wir haben das jetzt
kartiert - einiger Tausend Hektar. Wir können es
uns nicht leisten, diese auch noch plattzumachen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und Flemming Meyer [SSW])

Es stimmt ja, wenn einige sagen, früher habe es viel
mehr dieser Flächen gegeben, die Landwirte hätten
sie schließlich selbst angelegt. Zeiten, in denen die
Bewirtschaftung dieser Flächen noch ökonomisch
sinnvoll war, hätten sie diese geschaffen. Aber was
hilft das? Was sagt uns das in der jetzigen Debatte?
Es ändert nichts, aber auch gar nichts an der Tatsa-
che, dass wir jetzt einen gesetzlichen Schutz einzie-
hen müssen, sonst werden in wenigen Jahren auch
diese Flächen ganz verschwinden und mit ihnen
viele Arten - und dies unwiederbringlich. Darum
geht es ja, dass es keine Frage von ein paar Jahren
rauf und runter ist, sondern es ist in manchen
Aspekten tatsächlich eine existenzielle Frage, wenn
wir uns zum Beispiel den Artenschwund anschau-
en.

Wir haben am Tag des Kabinettsbeschlusses über
den vorliegenden Entwurf eine Demonstration er-
lebt, bei der man den Eindruck gewinnen konnte,
die Ökodiktatur in Schleswig-Holstein solle ausge-
rufen werden. Es war die Rede von „Öko-Pack“ -
nur einmal, um die Qualität Ihrer Kritik oder der
Kritik mancher Leute noch einmal in diesem Hause
bekannt zu geben. Es war die Rede von „Öko-
Pack“ auf einem Schild. Es war die Rede von Ent-
eignung. Sie wissen selbst, dass das völliger
Quatsch ist. Sie haben jetzt gerade noch einmal die
Mär von der Existenzgefährdung landwirtschaftli-
cher Betriebe aufgewärmt.

Ich meine, es ist längst Zeit. Ich habe mich immer
schon über diese Grabenkämpfe gewundert, die in

Schleswig-Holstein geführt werden und bei denen
offensichtlich auch einige Erde verbrannt wurde,
aber ich meine, es ist Zeit, in der Diskussion um
das Naturschutzgesetz diese auf den rationalen
Kern zurückzuführen und die hochideologische und
größtenteils symbolische Debatte zu beenden. Das
geht an Ihre Adresse.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Mit diesem Gesetz wird kein einziger Landwirt ent-
eignet. Es wird niemand in seiner Existenz gefähr-
det. Ich appelliere an die Bäuerinnen und Bauern
im Land: Lassen Sie sich nicht ins Bockshorn ja-
gen!

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Lassen Sie sich keine Ammenmärchen erzählen,
von denen Sie eigentlich selbst - das hat die Kolle-
gin Redmann schon gesagt - wissen, dass diese zu
einem überwiegenden Teil Märchen sind. Es ist
richtig: Ein Teil der Landwirtschaft in Schleswig-
Holstein ist in einer ernsthaften Krise. Die Gründe
dafür sind aber weder Naturschutz noch andere
Umweltbestimmungen. Diejenigen, die das behaup-
ten, versuchen, von den eigentlichen Ursachen ab-
zulenken, sie versuchen, davon abzulenken, dass sie
selbst seit Langem und noch immer auf falsche
Konzepte in der Agrarpolitik setzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich appelliere deshalb noch einmal an die Bäuerin-
nen und Bauern im Land: Bekämpfen Sie nicht den
Naturschutz im Land! Öffnen Sie sich für Lösun-
gen, die Landwirtschaft und Natur-, Gewässer-, Bo-
den- und Klimaschutz wieder stärker miteinander in
Einklang bringen!

Dass das funktionieren kann, sehen wir zum Bei-
spiel an der Arbeit, die der Naturschutzring in Au-
krug macht, unter welchem Naturschutzgesetz auch
immer. Da greifen Landwirtschaft und Naturschutz
auf wunderbare Weise und völlig ideologiefrei in-
einander - mit einem großen gegenseitigen Ver-
ständnis und Respekt voreinander. Meine Damen
und Herren von der CDU, das ist der Weg in die
Zukunft und nicht Ihr dritter.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Hauke Göttsch [CDU]: Das ist
meine Heimat!)

- Bitte! Dann einmal heraus mit den Beispielen, wie
wunderbar das da seit einigen Jahren funktioniert!
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(Hauke Göttsch [CDU]: Mit Gesprächen!
Und nicht mit dem Schwert!)

- Ja, mit Gesprächen, ganz genau.

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn das
Rednerpult verlassen ist, ist auch die Diskussion
erst einmal für die Personen beendet.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das ist aber schade,
es war gerade so nett!)

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Oliver Kum-
bartzky für die FDP.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben im Mai 2014 den ersten Aufschlag zum
Naturschutzgesetz gehabt, den Antrag der Koaliti-
on, den Frau Redmann gerade erwähnt hat. Über
ein Jahr später ist der Entwurf der Regierung nun
da. Nun könnte man meinen, was lange währt, wird
endlich gut. Aber leider weit gefehlt. Der Gesetz-
entwurf der Regierung ist nicht gut, der Gesetzent-
wurf ist Ausdruck des tiefen Misstrauens gegenüber
der Land- und Forstwirtschaft.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU - Zuruf
Sandra Redmann [SPD])

- Frau Redmann, schauen Sie sich einmal Ihren An-
trag an, und schauen Sie sich jetzt das Gesetz an!
Dann werden Sie ziemlich schnell feststellen, dass
der Minister in sehr vielen Punkten deutlich weiter
geht als Sie in Ihrem Antrag. Davon war eben na-
türlich gar keine Rede. Sie haben hier zehn Minuten
nur über die CDU geschimpft und Ihren Frust über
die Landesforsten herausgelassen. Ich weiß nicht,
was da in der letzten Sitzung passiert ist.

(Zurufe SPD)

Sie haben gar nichts zum Thema gesagt. Nanu, na-
na!

(Beifall FDP und CDU - Zuruf Sandra Red-
mann [SPD])

- Sie hätten auch einmal erwähnen können, wie toll
Sie Ihr Gesetz finden, oder es kritisieren können.
Sie sagen selber, Sie würden da noch nachbessern.
Das finde ich gut, das finde ich richtig, da verlasse
ich mich auf Sie. Sie hätten aber einmal erwähnen
können, an welchen Punkten man nachbessern
muss, damit auch der Minister das weiß. Der geht
raus und denkt: Die finden mein Gesetz alle gut.

Dabei finden sie das in vielen Punkten gar nicht
gut. Vorsicht an der Bahnsteigkante!

(Beifall FDP und CDU - Olaf Schulze
[SPD]: Da müssen Sie selber lachen!)

- Ich muss nicht selber lachen. Ich lache, weil Sie
lachen, Herr Schulze.

(Zurufe)

- Wenn ich ein fröhliches Gesicht sehe, muss ich
mich auch freuen.

Meine Damen und Herren, wenn wir uns das Ge-
setz einmal anschauen, wird uns das Lachen ziem-
lich schnell vergehen, denn der kooperative Natur-
schutz weicht dem Ordnungsrecht.

(Beifall FDP und CDU)

Beispiel 1: Es soll ein neuer Biotoptyp geschaffen
werden, arten- und strukturreiche Dauergrünland-
flächen.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Das sehen wir kritisch, richtig, Herr Dr. Haber-
saat, das haben Sie gut erkannt. Denn strenge Be-
wirtschaftungsvorgaben führen in letzter Konse-
quenz zu einer unterlassenen Nutzung. Aber genau
diese Flächen sind auf eine Nutzung angewiesen,
um den Artenreichtum zu erhalten. Für diese Flä-
chen sollten unserer Meinung nach vorrangig Mög-
lichkeiten eines attraktiven Vertragsnaturschutzes
geprüft und nicht ein gesetzlicher Schutz initiiert
werden. Hier sollte das Gebot sein: Freiwilligkeit
vor Pflicht.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU - Zuruf
Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

- Frau von Kalben, gut, dass Sie sich gerade geäu-
ßert haben. Besonders in Richtung Ihrer Fraktion
muss ich sagen - das hat man eben wieder deutlich
gehört -, dass Freiwilligkeit und Vertragsnatur-
schutz nur noch eine untergeordnete Rolle spielen.
Sie wollen hauptsächlich Gesetze, Sie wollen Ord-
nungsrecht einführen.

Das Vorkaufsrecht ist da das beste Beispiel. Das
wollen Sie wieder einführen, das kommt nach vie-
len Jahren wieder aus der Mottenkiste. Sie wollen
das jetzt auch noch erweitern zugunsten von rechts-
fähigen Vereinen und Stiftungen des bürgerlichen
Rechts. Zu was wird das führen? - Das führt zu
Verzögerungen bei Grundstücksverkäufen, das
führt zu bürokratischen Hemmnissen. Mir hat noch
niemand schlüssig erklären können, warum man in
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Schleswig-Holstein weiter gehen will als im Bun-
desrecht.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Kumbartzky, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Fritzen?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Mit dem größten Vergnügen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich möchte Ihnen gern zwei Fragen
stellen. Als das Vorkaufsrecht noch galt, und
zwar für alle Flächen, die verkauft werden
sollten, wie häufig wurde davon Gebrauch
gemacht? Wie soll das Vorkaufsrecht im
neuen Gesetz ausgestaltet werden, auf wel-
che Flächen bezieht es sich künftig? Da Sie
von Ausweiten sprechen, möchte ich das
gern erläutert haben.

- Wenn Sie mich fragen, soll das Vorkaufsrecht na-
türlich gar nicht ausgestaltet werden. Ich kann Ih-
nen jetzt nicht die Zahl nennen, wie es vorher war.
Sorry, da war ich noch nicht dabei.

Worum geht es? - Wir haben Flächendruck im
Land. Der Naturschutz will natürlich auch Geld
ausgeben, und die Konten werden durch die Wind-
energie und so weiter immer voller. Dann wird es
dazu kommen, dass an der einen oder anderen Stel-
le doch das Vorkaufsrecht greift. Dann haben wir
das Problem. Dann kommt es genau zu dem Punkt,
den ich eben erwähnt habe. - Ich möchte jetzt wei-
ter ausführen, weil ich gerade in Fahrt bin.

Ich komme jetzt zum Biotopverbund. 15 % der
Fläche sollen Biotopverbund werden. Wie kommt
das denn? Auf Bundesebene reichen 10 %. Die
SPD-Regierung im Bund bestätigt, dass 10 % Bio-
topverbund reichen. Und hier im Land will man
15 % machen. - Vielleicht ist das ein Punkt, den Sie
nachher kritisieren wollen, Frau Redmann.

Wozu wird das führen? - Auch hierdurch wird der
Flächendruck erhöht. Die Landwirtschaft wird vor
weitere Probleme gestellt. Wer dem Engagement
der Landeigentümer derart misstraut wie Minister
Habeck, gefährdet die Akzeptanz für den freiwilli-
gen Naturschutz.

Nun mache ich ein neues Thema auf: Still und leise
wird auch der Tourismus betroffen sein. Jetzt hö-
ren Sie mir einmal genau zu, gerade die Kollegen
von der Küste. Es soll nämlich mit § 35 Absatz 2
ein 150 m breiter Bauverbotsstreifen an den Kü-

sten eingeführt werden, auch innerorts. Künftige
Bauleitplanverfahren und Investitionen in den Tou-
rismusgemeinden an den Küsten werden wesentlich
erschwert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht.
Gerade die Wettbewerbsfähigkeit unseres Küsten-
tourismus wird durch solche Gesetze deutlich be-
einträchtigt.

(Beifall FDP und CDU - Widerspruch SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Schauen Sie sich einmal den Brief an, den Ge-
meinden wie Grömitz et cetera geschrieben haben!
Den zeige ich Ihnen gleich einmal. Die freuen sich
richtig über das Gesetz.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Die bedanken sich richtig dafür, dass sie ihre Kü-
sten nicht mehr ausbauen und keine Promenaden
mehr bauen können.

(Zurufe SPD und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch die fragen sich, warum Sie weiter gehen als
das Landeswassergesetz oder der Generalplan Kü-
stenschutz.

(Vereinzelter Beifall FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, ich finde es völlig in
Ordnung, wenn es einzelne Zwischenrufe gibt, aber
nicht sozusagen Serien von Rufen. - Das Wort hat
jetzt der Abgeordnete Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Vielen Dank, Herr Präsident. - Wenn man sich die
Punkte einmal in aller Ruhe ansieht,

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

vom Vorkaufsrecht über den Biotopverbund bis
zum Bauverbotsstreifen, wird die Intention der Lan-
desregierung deutlich: Die Land- und Forstwirt-
schaft soll eingeschränkt werden, und dem Natur-
schutz soll mit politischen Generalklauseln absolu-
ter Vorrang eingeräumt werden.

(Sandra Redmann [SPD]: Siehste! Habe ich
das nicht gesagt?)

- Spielen Sie hier Kumbartzky-Bingo, schreiben Sie
sich vorher die Wörter auf, die ich heute nenne?
Dann gratuliere ich Ihnen ganz herzlich, dass Sie
offenbar gewonnen haben.

(Heiterkeit und Beifall)
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- Die Vorlagen, die Sie liefern, muss man verwan-
deln; da muss ich mir gar keinen Vorwurf machen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eins zu null für Kumbartzky! - Serpil
Midyatli [SPD]: Alles Eigentore!)

Passen Sie auf, jetzt kommt noch einer. Das, was
der Minister gerade tut, ist das, was er schon zu Be-
ginn getan hat, aber jetzt wird es immer deutlicher:
Er befindet sich auf einem umweltpolitischen
Blindflug, meine Damen und Herren.

(Beifall FDP und CDU - Zurufe SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

- Herr Dr. Stegner, ich habe von Ihnen gelernt, wie
so etwas geht. - Meine Damen und Herren, Um-
weltschutz geht nun einmal nur mit den Menschen
und nicht gegen sie.

(Beifall FDP und CDU)

Es ist wichtig, gerade die privaten Grundeigentü-
mer mit ins Boot zu holen. Denn wer setzt den Um-
weltschutz in der Praxis um? - Das sind die Grund-
eigentümer.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Sie sollten Eigentum wirklich einmal respektieren
und es nicht wie Allgemeingut behandeln.

(Beifall FDP und CDU)

Beim Betretungsrecht tun Sie so, als wenn das
Allgemeingut wäre. Das ist doch falsch. Sie sollten
nicht bevormunden, Sie sollten Freiräume für unter-
nehmerisches Handeln schaffen.

Sie sollten zur Kenntnis nehmen - die meisten von
Ihnen tun das auch -, dass unsere Land- und Forst-
wirte und Jäger hervorragend ausgebildete Fachleu-
te sind. Diese Fachleute brauchen eine Politik, die
sich auf Wissenschaft und Sachverstand gründet.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Was bekommen sie momentan? - Die sehen das
Gesetz auch und denken: Toll, jetzt bekommen wir
wieder eine Politik, die von Meinungsmache und
Bauchgefühl geleitet ist. Das kann es doch wirklich
nicht sein!

Ich freue mich auf die parlamentarische Beratung,
ich freue mich auf die Anhörung, und ich freue
mich wirklich über das, was Sie gesagt haben, liebe
Frau Kollegin Redmann.

(Sandra Redmann [SPD]: Ich glaube, Sie le-
gen das falsch aus, Herr Kumbartzky!)

Sie wollen die Punkte aus der Anhörung und die
Kritik der Opposition ernst nehmen. Sie haben ge-
sagt - ich zitiere Sie -: Sicher wird es Änderungen
geben. - Ich setze wirklich auf Sie, dass es zu Än-
derungen kommt. Beim Dauergrünlanderhaltungs-
gesetz, bei der bleifreien Jagd gab es keine Ände-
rung. Vielleicht ist jetzt einmal der Punkt gekom-
men, in denen Sie, Frau Redmann, und Sie als
SPD-Fraktion beweisen können, dass Sie es wirk-
lich ernst meinen mit dem Dialog und sich mit die-
sem Gesetz nicht zum Büttel der Grünen machen.

(Beifall FDP und CDU)

Mein Herz würde aufgehen, wenn Sie mir in der
Anhörung erläutern könnten, wie eine juristische
Person ethische Bedenken haben kann. Das ist die
Gretchenfrage bei dieser ganzen Sache.

(Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

- Das kann Herr Dr. Tietze vielleicht ein bisschen
unterstützen.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Per Synodalbe-
schluss!)

Nun kommen wir einmal zu den positiven Seiten
des Gesetzes. Auf 156 Seiten habe ich tatsächlich
zwei Zeilen gefunden, die mir sehr gut gefallen ha-
ben: Das ist der schon erwähnte Wolf. Dass die An-
fütterung verboten ist, ist gut und richtig. Ebenso ist
es gut und richtig, Windkraftanlagen in Wäldern zu
verbieten.

Aber zwei Schwalben machen noch keinen Som-
mer, zwei Wölfe auch nicht. Ich freue mich auf die
Beratungen und danke ihnen ganz herzlich für die
zutiefst freundliche Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion der PIRATEN hat die Abgeordnete
Angelika Beer das Wort.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich versuche, mich jetzt mit einem sachlich und an-
ders zugeschnittenen Beitrag zwischen die ideologi-
schen Fronten hier zu drängen und einige andere
Aspekte anzusprechen.

(Beifall Uli König [PIRATEN] - Zurufe)

Wir nehmen das Gesetz sehr ernst und begrüßen es
grundsätzlich. Denn es ist vollkommen klar, dass
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die Umweltbelastungen zunehmen und zeitgleich
die Artenvielfalt abnimmt. Das können wir ganz
real feststellen, wenn wir einfach einmal in die Bä-
che und Gräben blicken - nicht gerade in den, der
hier am Landtag ist, aber in der freien Natur. Die
sind inzwischen meist begradigt und ziehen sich an
den Äckern entlang. Da wuchern die Algen und die
Keime, nur den toleranten Stichling, der früher na-
hezu alle Bäche und Gräben bevölkert hat, sucht
man inzwischen vielerorts vergebens.

Dass sich eine solche rein zweckmäßige Entwick-
lung nicht ohne große Einbußen bei der allgemei-
nen Lebensqualität unentwegt fortsetzen lässt,
liegt auf der Hand. Denn Fische zu beobachten
kann ja durchaus Spaß machen. Wenn wir heute da-
mit beginnen, das Landesnaturschutzgesetz zu
diskutieren, beginnen wir damit auch eine Debatte
um unsere Lebensqualität in Schleswig-Holstein,
und zwar nicht nur der Bauern, sondern der Men-
schen insgesamt und der Natur.

„Lebensqualität“ ist hier wirklich der richtige Be-
griff, weil es gleichermaßen darum geht, wie wir
persönlich leben wollen, und darum, welche Vor-
aussetzungen das Leben als solches benötigt, um
artenreich, bunt und vielfältig zu sein und zu blei-
ben. Diese beiden Punkte lassen sich im Grunde
nicht trennen, denn wenn es unserer Umwelt nicht
gut geht, trifft es früher oder später auch uns selbst.
Wir brauchen die fruchtbaren Böden, die saubere
Luft, das trinkbare Wasser und die Erholung, die
von diesen Quellen ausgeht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben es
schon oft gehört und auch gesagt: Die Leistungsfä-
higkeit der Natur und ihrer Dienstleistungen, der
sogenannten Ökosystemdienstleistungen, hängt
ganz entscheidend davon ab, wie wir mit der Natur
umgehen.

Ich möchte ein anderes Beispiel nennen: Wer durch
einen Urwald spaziert, bemerkt ganz intuitiv, was
dort anders läuft als bei uns. Die Zeit im Urwald
scheint förmlich stillzustehen. Es dauert Jahrzehnte,
bis ein toter Eichenstamm verschwunden ist. Aber
dieser Eichenstamm ist eben nicht tot, sondern sein
Zerfall ist das pure Leben. Tausende Pilze, Tiere
und Pflanzen finden hier Nahrung und Unterkunft.

Dieses ruhige, zeitlose Leben können wir uns nicht
leisten. Angetrieben zum Beispiel durch den Phos-
phor beschleunigen wir den Stoffwechsel der Pflan-
zen, um die Erträge zu erhalten, die die moderne
Gesellschaft verlangt, aber ohne gleichzeitig die
Kosten zu begreifen und vor ihnen zu warnen.

Daran führt kein Weg vorbei, und für sich genom-
men ist das auch kein Problem. Ein Problem wird
es erst dann, wenn vom wirklichen Leben - so wie
es sich abspielt, wenn wir uns nicht einzumischen
wagen - kaum mehr etwas übrig bleibt. Die Aufga-
be des vorliegenden Gesetzes und auch von uns als
Landtag, als Abgeordneten liegt also darin, ein ver-
nünftiges Gleichgewicht zu erreichen: aus Bewe-
gung und Ruhepol gewissermaßen die richtige
Durchschnittsgeschwindigkeit zu ermitteln und
festzuhalten. Genau darauf, auf das Gleichgewicht,
werden wir bei den Beratungen und den Anhörun-
gen, die im Ausschuss vor uns liegen, Wert legen.

Ich will jetzt nicht in die ideologische Debatte ein-
treten, das haben wir alles schon gehabt,

(Sandra Redmann [SPD]: Genau!)

und auch noch nicht in die Textarbeit. Ich möchte
aber zwei bis drei Punkte aufgreifen, die uns wich-
tig sind. Das sind auch kritische Punkte, Herr Ha-
beck.

Erstens begrüßen wir das Verbot, geozid wirkende
gentechnisch veränderte Organismen, also GVO,
im Umkreis von 1.000 m um Naturschutzgebiete
herum anzubauen. Wir sagen aber auch: Angesichts
der Tatsache, dass die Pollen bis zu 3 km weit ge-
weht werden, muss diese Grenze auf 3 km erweitert
werden. Wir wollen auch, dass sich das Verbot auf
sämtliche GVO bezieht, da eine Hybridisierung, al-
so die Vermischung von Gentechnik mit Wildkräu-
tern, sonst nicht verhindert werden kann. Also ent-
weder ein Streifen um ein Naturschutzgebiet herum
- das ist gut -, hier sind aber 1.000 m zu wenig, das
ist so gut wie gar nichts, deshalb 3 km.

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte:
Landschaftsschutzgebiete und Naturparke. Wer
die Rechtslage nicht genau kennt, denkt bei Land-
schaftsschutzgebieten wahrscheinlich daran, dass
dort die Landschaft langfristig bewahrt werden soll.
Solange sich Landschaftsschutzgebiete, etwa im
Fall eines Bauvorhabens, einfach wieder umwid-
men lassen, sind wir von der Augenwischerei nicht
weit entfernt. Deshalb sollte in dem Gesetz auch
festgeschrieben werden, dass die Umnutzung von
Landschaftsschutzgebieten der Zustimmung der
oberen Naturschutzbehörde bedarf und die aner-
kannten Naturschutzverbände vor jeder Entschei-
dung angehört werden müssen.

Ähnlich verhält es sich mit den Naturparken, die
das Bundesnaturschutzgesetz in § 27 klar bessers-
tellt, als es der uns vorliegende Gesetzentwurf der
Landesregierung tut.
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Mein letzter Punkt wurde hier heute schon genannt.
Es ist doch schön, dass der Wolf nicht nur die Her-
zen, sondern auch das Gesetz und die Natur be-
wegt. Darüber, dass Sie unseren Vorschlag aufge-
griffen haben, freuen wir uns natürlich. Das finden
wir klasse. Das Anlocken und Füttern von Wölfen
muss verboten werden. Wir wünschen uns aller-
dings auch, dass es bei Zuwiderhandlungen Konse-
quenzen gibt. Bei dem Vorschlag, den Sie vorhin
zitiert haben, haben wir gesagt, dass wir uns vor-
stellen könnten, ein Strafmaß bis zu 5.000 € vorzu-
sehen. Wir haben es ja in Munster mit dem Wolf er-
lebt, der angefüttert worden ist und dann mehrere
Schafe gerissen hat. Wir befürchten, wenn man es
nur verbietet, reicht das nicht aus. Wir erinnern
auch an den Wolf, der vor wenigen Wochen 30
Schafe gerissen hat. Das Füttern von Wölfen und
ihre Gewöhnung an Menschen ist eben kein Kava-
liersdelikt, sondern eine ernst zu nehmende Straftat.

Die Anhörung letzte Woche im Umwelt- und
Agrarausschuss hat gezeigt, dass wir auch in die-
sem Bereich einen Konsens haben, auch wenn die
ideologischen Fronten, genauso wie beim Landes-
naturschutzgesetz, zwischen Bauern und denjeni-
gen, die die Artenvielfalt in Schleswig-Holstein
wollen, erst einmal unüberbrückbar schienen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns in
diesem Sinne gemeinsam daran arbeiten, unseren
Wohlstand zu sichern, ohne das Leben, wie es aus
sich selbst heraus geschaffen ist, zu gefährden.
Denn in dieser Situation befinden wir uns im Mo-
ment.

Da fange ich wieder mit einer Frage an und ende
dann auch gleich: Wie wäre die Welt wohl ohne
den Stichling? - Bestimmt einsamer und etwas
langweiliger.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für den SSW hat Herr Abgeordneter
Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Diese Koalition hat sich vorgenom-
men, das Landesnaturschutzgesetz so zu ändern,
dass es seinem Namen wieder gerecht wird. Dies
haben wir bereits in unserem Antrag vom letzten
Jahr angekündigt und deutlich gemacht, und in die-
sem Zuge werden wir auch das Landeswaldgesetz
sowie das Landesjagdgesetz ändern.

Nun liegt uns der Entwurf vor. Ich möchte mich bei
dem Minister und seinem Haus für diesen Gesetz-
entwurf bedanken.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte hier kurz auf die für uns wichtigsten
Punkte eingehen. Das Landesjagdrecht wird unter
anderem dahin gehend geändert, dass künftig auch
juristischen Personen, die aus ethischen Gründen
die Jagd ablehnen, die Möglichkeit eingeräumt
wird, ihre Grundstücke zu befriedeten Bezirken
erklären zu lassen. Das hat zur Folge, dass die Jagd
dort dann ruht. Diese Zielsetzung ergibt sich aus
der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte, der in der vorherigen Rege-
lung eine Verletzung der Menschenrechte sah, näm-
lich des Rechts auf Achtung des Eigentums. Was
für natürliche Personen gilt, soll zukünftig auch für
juristische Personen gelten.

Die Änderung des Landeswaldgesetzes verfolgt ins-
besondere das Ziel, den Erfordernissen der Biodi-
versität gerecht zu werden. Das heißt, dass bei
Neuanpflanzungen und Wiederaufforstungen künf-
tig standortheimische Forstpflanzen genutzt wer-
den. Denn es sind die standortheimischen Forst-
pflanzen, die den heimischen Tieren die notwendi-
gen Lebensgrundlagen bieten. Zudem verfolgen wir
das Ziel, schrittweise bis 2020 10 % der Gesamtflä-
che des Staats- und Körperschaftswaldes als Natur-
wald auszuweisen, das bedeutet, sie aus der forstli-
chen Nutzung herauszunehmen und sich selbst zu
überlassen. Damit wollen wir einen Beitrag zur Er-
füllung der Biodiversitätsziele der Bunderegierung
leisten.

Im Entwurf zum Landesnaturschutzgesetz wurden
Ziele formuliert, die der Nachhaltigkeit dienen und
der biologischen Vielfalt gerecht werden. Ein
modernes Naturschutzgesetz muss die Vielfältigkeit
in allen seinen Facetten sichern und die Lebensräu-
me schützen. Biodiversität und die Sicherung der
biologischen Vielfalt stehen auch hier im Fokus des
Entwurfs.

Ein wichtiges Instrument zur Stärkung der Biodi-
versität ist daher auch der Biotopverbund, denn
durch die Vernetzung sichern wir Lebensräume und
Arten. Zur Unterstützung dieser Ziele soll das Vor-
kaufsrecht wieder eingeführt werden, um natur-
schutzfachlich besonders wertvolle Flächen besser
schützen zu können.

Das Instrument des Vertragsnaturschutzes bleibt
weiter bestehen. Es ist ein praktisch bedeutsames
Instrument des Naturschutzes, das sich bewährt hat.
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Damit erhalten wir insbesondere den Landwirten
die Möglichkeit, im Rahmen von freiwilligen Ver-
einbarungen bestimmte Lebensräume und Naturgü-
ter besser zu schützen, denn es gibt den Landwirten
die Möglichkeit an die Hand, bestimmte Lebensräu-
me auf ihrem Land zu erhalten oder zu schaffen
und Eigentum zu sichern. Diesen partnerschaftli-
chen Weg wollen wir weiter nutzen. Mit diesem In-
strument des Naturschutzes werden wir den unter-
schiedlichen Anforderungen an den Naturschutz auf
der einen Seite und der Landwirtschaft auf der an-
deren Seite gerecht.

Die Gewässerbewirtschaftung bleibt Teil der
Wasser- und Bodenverbände, und wir werden sie
nicht aus ihren naturschutzfachlichen Verpflichtun-
gen entlassen. Dort haben wir die Expertise, und sie
sind die fachlich geeigneten Institutionen, um die
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie zu erfüllen. Somit
bleibt eine professionelle Wasserwirtschaft, die so-
wohl die Entwässerung sicherstellt, als auch Hoch-
wasserschutz berücksichtigt, weiter gewährleistet.

Bereits im Vorfeld hat der Entwurf des Landesna-
turschutzgesetzes für Unruhe gesorgt. Darüber ist
hier reichlich gesprochen worden. Einigen geht der
Entwurf zu weit, anderen geht er nicht weit genug.
Der Entwurf geht nun in das parlamentarische Ver-
fahren, und die Verbände werden die Möglichkeit
erhalten, ihre Stellungnahmen abzugeben. Ich freue
mich auf diese Beratungen.

Ich glaube, man soll all dies ein bisschen ruhiger
nehmen. Ich habe es erlebt: Am Sonntag war - wie
in jedem Jahr - Oldtimer-Treffen in Medelby. Es
steht derzeit keine Bundestagswahl oder eine ande-
re Wahl bevor, denn dort gab es nicht so viel politi-
sche Präsenz wie sonst. Ich glaube, ich war der ein-
zige Landtagsabgeordnete dort. Dieses Thema war
Gegenstand vieler Diskussionen, es waren ja auch
unheimlich viele Landwirte aus der Gegend dort.
Sie haben ganz klar kritische Anmerkungen, und es
gibt Punkte, die diese Landwirte gern geändert hät-
ten, aber diese Änderungen liegen gar nicht auf ei-
nem so hohen Niveau, wie es hier angesprochen
wird. Für die Landwirte bedeutet dies nicht den Un-
tergang des Abendlandes, sondern sie sagen ganz
konkret: Mensch, Flemming, hier gibt es einen
Punkt. Könnten wir hier nicht vielleicht einmal ein
bisschen verändern? - Diese Punkte wollen wir in
der Diskussion sehr ernst nehmen. Vielleicht gibt es
Stellschrauben, an die wir ranmüssen, das ist sicher
so. Ich denke, wir sollten uns dies in aller Ruhe und
ohne große Emotionen anhören. - Jo tak.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat Herr Abgeordne-
ter Hauke Göttsch das Wort.

Hauke Göttsch [CDU]:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Herr Minister Habeck hat es gesagt: Die De-
batte über das Landesnaturschutzgesetz hat viele
Menschen bewegt. Alle Interessenverbände waren
hier. Man muss sagen: Herr Minister Habeck ist ein
Mensch und ein Minister, der zuhören kann. Er hat
von den Verbänden alles aufgenommen und mit
den Vertretern diskutiert, aber nur zuhören reicht
nicht, man muss es auch verstehen und Sachen mit-
nehmen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es nützt nichts, wenn ich mir alles anhöre und mich
danach oben auf den Kipper stelle und den Land-
wirten, den Jägern, den Fischern und den Waldbe-
sitzern als Agrarphilosoph die Welt erkläre, wie sie
ist, und sage, ich habe am Ende recht.

Dann spricht der Ministerpräsident und gibt den
Verbänden und allen Menschen die Hoffnung,
dass darüber geredet wird. Nach einer guten Stunde
kommen alle aus dem Gespräch, und es hat sich gar
nichts geändert. Die Koalition kommt mit Verord-
nungen und Gesetzen. Herr Ministerpräsident, ich
würde mich darüber freuen, wenn Sie sich dafür
einsetzen würden, dass dies vielleicht nicht so aus-
ufert. Vielleicht gibt es noch geringe Chancen, dar-
auf freue ich mich, da lege ich Hoffnungen hinein.

Nun zu der Motivation der Landwirte: Herr Mini-
ster Habeck, Sie haben es angesprochen. Im Mo-
ment ist die Motivation bei den Landwirten am Bo-
den. Das liegt an den Milchpreisen und an den
Schweinefleischpreisen, dafür können Sie nichts.
Die Landwirte lesen aber morgens die Zeitung und
hören abends, was die Medien berichten. Dabei
können die Medien noch nicht einmal etwas dafür.
Sie berichten darüber, aber Sie geben die Meldun-
gen gerade im Zusammenhang mit dem Natur-
schutzgesetz heraus, die die Landwirte schlechtma-
chen und besagen, die Landwirte machten alles
nicht ordentlich und sie gingen nicht ordentlich mit
der Natur um. Das sage ich zur Motivation. Ich sa-
ge, Sie sollten mehr Verständnis aufbringen. Aber
was kommt dabei heraus? - Größtes Misstrauen,
und das zeigt dieses Gesetz.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP)

Ein Beispiel noch zu befriedeten Bezirken: Am
besten sollte Schleswig-Holstein - oder ganz
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Deutschland - ganz jagdfrei werden, dieses Gefühl
haben zumindest die Jäger. Rein rechtlich ist das
wahrscheinlich gar nicht durchzusetzen, aber Sie
haben etwas gemacht, und Sie geben ein bisschen
nach. Das ist eine gute Sache, am Ende ist das in
Ordnung.

Zum Vorkaufsrecht kann ich Ihnen sagen: Sie
selbst haben einmal gesagt, es habe jährlich zwei
bis drei Fälle gegeben. Warum macht man ein Vor-
kaufsrecht für zwei oder drei Fälle? - Das ist ein
bürokratisches Monster. Wirklich, es lohnt sich
nicht. Frau Redmann, als Vorsitzende der Stiftung
Naturschutz frage ich Sie: Erzählen Sie mir doch
einmal, wie Sie damit später umgehen wollen,
wenn es das Vorkaufsrecht gibt, denn es gibt viele
Möglichkeiten, so etwas mit guten Anwälten, wie
Herr Kubicki einer ist, zu umgehen.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

Das Betretungsrecht ist hier angesprochen wor-
den. Es sind viele Emotionen aufgekommen. Herr
Minister Habeck, Sie sagen, es habe nur einen
Symbolcharakter. Dazu fällt mir nichts mehr ein.

Präsident Klaus Schlie:

Dabei sollten Sie es belassen, Herr Abgeordneter.
Ihre Redezeit ist um. Sie ist wirklich um.

Hauke Göttsch [CDU]:

Die Redezeit ist um, ich hätte noch einiges zu sa-
gen. - Frau Fritzen, zur emotionalen Ebene, die Sie
angesprochen haben: Ich habe sie eben angespro-
chen, aber Sie haben sie die ganzen Monate über
angesprochen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat Frau Abgeord-
nete Marlies Fritzen das Wort. - Herr Abgeordneter,
vielleicht nehmen Sie Ihre Aufzeichnungen noch
mit?

(Hauke Göttsch [CDU]: Oh, die sollte sie
doch lesen!)

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

So weit kommt es noch! - Ich darf an die Sozial-
pflichtigkeit des Eigentums erinnern, das 1949 in
das Grundgesetz aufgenommen wurde und bis heu-
te gilt.

Herr Kumbartzky, zum Vorkaufsrecht. Der Kolle-
ge Göttsch hat es gerade gesagt, und da Sie eben
die Aufklärung nicht zulassen wollten, sich aber
über das, bei dem Sie gar nicht wissen, worüber Sie
reden, empören wollten, sage ich: Es wurde früher
drei- bis fünfmal ausgeübt. Das hat sogar der Präsi-
dent des Bauernverbandes auf der Pressekonferenz
gesagt, die der Bauernverband dazu gemacht hat. Er
hat dies zugestanden und gesagt, dass dies eigent-
lich irrelevant sei. Jetzt wird es sogar noch einge-
schränkt. Wir führen es wieder ein, aber wir schrän-
ken es ein.

(Zuruf Oliver Kumbartzky [FDP])

- Herr Kumbartzky, manchmal hilft Zuhören. - Es
wird nicht mehr auf jeder Fläche ausgeübt, weil
dies ein sehr großer bürokratischer Aufwand wäre.
Vielmehr gilt es nur für Flächen, die ökologisch be-
sonders wertvoll sind, etwa im Zusammenhang mit
der Wasserrahmenrichtlinie, wenn wir zum Beispiel
Flächen zum Vernässen brauchen und ein Landwirt
diese Flächen loswerden möchte. Dann macht es
Sinn, dass diese Flächen in die öffentliche Hand
kommen, damit ein vernünftiges Management er-
folgen kann.

Zu den Preisen: Vielleicht haben Sie Juristen in der
Fraktion. Lassen Sie sich einmal erklären, wie ein
Vorkaufsrecht funktioniert. Das Land würde in aus-
gehandelte Verträge einsteigen.

(Zuruf Oliver Kumbartzky [FDP])

- Dann erzählen Sie nicht so einen Unsinn, wenn
Sie mir zustimmen, dass dies ausgehandelte Verträ-
ge sind, in denen ausgehandelte Preise festgesetzt
werden. Zu diesen Preisen, die ein Landwirt mit ei-
nem potenziellen Käufer vereinbart hat, steigt das
Land ein und treibt die Preise nicht. Erzählen Sie
hier nicht so einen Unsinn.

(Zuruf FDP)

- Ich finde es unverschämt, sich hier so hinzustel-
len. Sie können gern anderer Meinung sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Sie behaupten hier aber laufend Dinge, die nicht
stimmen, um damit Stimmung zu machen. Das
funktioniert nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu 150 m Küstenschutzstreifen: Sie sind angeb-
lich im Tourismus zuhause. Ich habe mir sagen las-
sen, dass die Leute hierher kommen, weil sie die
Natur hier intakt vorfinden, nicht wegen verbauter
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Strände. Sehen Sie sich den Klimawandel mit ei-
nem ansteigenden Meeresspiegel an. Sie werden
dann sehr schnell auch ein ökonomisches Verständ-
nis dafür haben, dass der Küstenschutzstreifen, wie
es im Übrigen das Bundesrecht vorsieht, 150 m und
nicht 100 m breit sein soll.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Zu den befriedeten Bezirken: Auch hier hilft eine
Nachfrage bei kundigen Juristen: Erstens ist dies ei-
ne Umsetzung eines EU-Urteils, an dem wir nicht
vorbeikommen, ob wir dies nun gut finden oder
nicht. Zweitens kann man diese ethischen Beden-
ken in Satzungen schreiben. Ich gucke gerade zu
Frau Ostmeier, die mir zuhört. Vielleicht kann sie
es Ihnen erklären, sie ist auch Juristin. Damit steht
dies sozusagen fest.

Ein letzter Satz zum Biotopverbund, zu dem Sie
sagen, diese Fläche dürfe überhaupt nicht mehr be-
wirtschaftet werden: Wir sind bei fast 14 %. Unser
Ziel ist es, 15 % zu schaffen. Sie können sich viel-
leicht ausrechnen, wie groß der Wandel sein wird.

Wenn Sie sich diverse Kleine Anfragen auch des
Kollegen Heiner Rickers anschauen, dann sehen
Sie, dass auf den allermeisten Flächen weiterhin
landwirtschaftlich gearbeitet wird. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag hat die
Abgeordnete Sandra Redmann.

Sandra Redmann [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Keine Sorge, ich will jetzt nicht
schimpfen. Ich möchte nur die Antwort nicht schul-
dig bleiben.

Ich wurde gefragt, wie ich den Gesetzentwurf beur-
teile. Ich dachte, das sei aus meiner Rede schon
hervorgegangen. Ich finde, er ist eine sehr gute
Grundlage für die weitere Diskussion im parla-
mentarischen Verfahren. Lassen Sie mich, um
noch genauer zu werden, auch sagen: Ich finde, in
einigen Punkten könnte es durchaus ein bisschen
schärfer werden. In anderen Punkten wiederum
sollte man, finde ich, noch einmal miteinander ins
Gespräch kommen. Ich habe keine Sorge, dass wir
das in einem guten Verfahren hinbekommen.

Das Zweite ist: Wenn ich eine Anhörung nicht
ernst nehmen möchte - eigentlich tun wir das als
SPD-Landtagsfraktion -, dann sollte man keine ma-
chen. Also ist für mich ganz klar: Natürlich werden
wir erst einmal die Anhörung abwarten.

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wenn es in einem
parlamentarischen Verfahren keine Änderungen
mehr geben kann, was machen wir dann überhaupt?
Mit Erlaubnis des Präsidenten möchte ich mich
gern selber zitieren, und zwar aus meiner Rede: Si-
cherlich wird es Änderungen geben. Das gehört
sich auch so in einem parlamentarischen Verfahren.
Das finde ich tatsächlich. Das sind unsere Aufgabe
und unser Job. Ich werde doch nicht alles hinneh-
men - das ist nicht böse gemeint -, was der Minister
uns vorlegt, sondern wir alle wollen uns doch daran
beteiligen und es miteinander besprechen.

(Barbara Ostmeier [CDU]: Deswegen ruhen
alle Hoffnungen auf Ihnen!)

- Ja, das tun sie ganz oft, das gefällt mir ja. Es ist
auch in Ordnung.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD])

Wir kommen sonst ja auch gut miteinander aus.
Das muss man ja auch sagen.

Die Stiftung Naturschutz wurde angesprochen. Je-
der, der mich kennt, weiß, dass ich das sehr stark
voneinander trenne. Ich rede über die Punkte ge-
nauso mit der CDU wie auch mit der SPD oder den
Grünen. Wir haben einen Stiftungsrat. Herr Rickers
und Herr Kumbartzky sind dort Mitglied. Da kön-
nen wir genau diesen Punkt auch einmal gemein-
sam miteinander besprechen. Ich wäre die letzte,
die sich dagegen verwahren würde. Das haben wir
in anderen Punkten auch schon getan. Ich hoffe,
dass wir das dann doch in einer konstruktiven Art
hinbekommen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Marlies Fritzen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Vielleicht kann Herr
Rickers einmal die Zahlen nennen!)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es wurde beantragt, den Gesetzentwurf Drucksache
18/3320 dem Umwelt- und Agrarausschuss zu
überweisen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Ich sehe, das ist einstimmig
so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:
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Verbot bienengefährlicher Neonikotinoide aus-
weiten!

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/3225 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für die SPD-
Fraktion hat die Abgeordnete Kirsten Eickhoff-We-
ber.

Kirsten Eickhoff-Weber [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen!
Sehr geehrte Herren! Liebe Kollegen! Liebe Kolle-
ginnen! Bereits im Juni 2013 haben wir im Landtag
über das Bienensterben und die Zusammenhänge
mit bestimmten Neonikotinoiden und Pflanzen-
schutzmitteln gesprochen. Die Entscheidung der
Europäischen Kommission, für zwei Jahre den Ein-
satz von drei dieser Wirkstoffe für den Anbau von
Mais, Sonnenblumen, Raps und Baumwolle zu ver-
bieten, haben wir ausdrücklich begrüßt.

Zum Ende dieses Jahres also soll das bestehende
Verbot auf der Grundlage der bisher gewonnenen
Erkenntnisse überprüft werden. Das Thema wird
zurzeit heftig diskutiert. Die Befürworter des Ein-
satzes von Neonikotinoiden weisen auf die ökono-
mischen Folgen des Verbots hin, während eine Stu-
die der Europäischen Behörde für Lebensmittelsi-
cherheit im August dieses Jahres die Gefahren, die
von diesen Giftstoffen für Bienen und weitere Or-
ganismen ausgehen, bestätigt hat.

Wir setzen uns nachdrücklich für eine Beibehal-
tung des Verbots ein. Zudem fordern wir aufgrund
der neuen Erkenntnisse eine Ausweitung auf weite-
re Wirkstoffe und eine Ausdehnung des Verbots auf
weitere Anwendungsbereiche.

(Beifall SPD und Angelika Beer [PIRA-
TEN])

In Deutschland zeigen sich erste Konsequenzen
des Verbotes beziehungsweise der Diskussionen,
die zu diesem Verbot geführt haben. So haben sich
zum Beispiel die Verbände des Pflanzenschutzes in
einem Branchendialog verständigt, dass ab 2016
auf den Einsatz von sieben Neonikotinoiden in der
Produktion von Zierpflanzen verzichtet werden
soll. Am 20. Juli 2015 trat eine Eilverordnung des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirt-
schaft in Kraft, die den Handel und die Aussaat von

Wintergetreidesaatgut, das mit den Substanzen be-
handelt wurde, verbietet. Ja, es passiert etwas, aller-
dings nur in kleinen Schritten.

Mittlerweile startete eine Petition mit der Forde-
rung an die EU-Kommission, das Verbot für die
bienengefährlichen Stoffe zu erneuern. Vorausge-
gangen war die Entscheidung der britischen Regie-
rung, entsprechende Mittel wieder zuzulassen, trotz
des EU-Verbots. Anstatt Geld und Engagement für
Lobbyarbeit auszugeben, sollten die finanziellen
Mittel besser in Wissenschaft und Forschung inve-
stiert werden.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Aber offensichtlich ist die Agrarchemie nicht be-
reit, die Herausforderung anzunehmen und wirksa-
me, aber weniger toxische Mittel zu entwickeln.

Machen wir uns doch nichts vor, ohne wirksame
Mittel bei der vorbeugenden Beizung gegen be-
stimmte Schädlingskalamitäten wie zum Beispiel
von Rapserdfloh oder Kleiner Kohlfliege kommt es
zu häufigeren Spritzungen während der Vegetati-
onszeit. Das wollen die Landwirte nicht, das will
die Gesellschaft nicht. Also müssen deutliche An-
strengungen unternommen werden, um hier Alter-
nativen zu entwickeln.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Der aktuelle Ansatz des Bundesministeriums,
Agrarforschung zukunftssicher auszurichten, zeigt,
dass auch in diesem Feld ohne finanzielle Unter-
stützung einfach noch nicht genug passiert.

Wir sind auf dem Weg in eine nachhaltige, res-
sourcenschonende Landwirtschaft. Das geht aber
nur mit Forschung und Entwicklung auch in dem
Bereich des Pflanzenbaus. Eine Verlängerung des
Verbots wird den Forschergeist hoffentlich beflü-
geln. Offensichtlich ist die Agrarchemie sonst nicht
bereit, die Herausforderungen anzunehmen. In den
Unternehmen scheinen sonst nur die Wirkstoffe
Umsatz und Gewinn zu zählen. Wegen der bekann-
ten Nebenwirkungen empfehlen wir Innovation und
Verantwortung.

(Beifall Sandra Redmann [SPD] und Marlies
Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aufhören muss auch, dass die chemische Industrie
die Unbedenklichkeit ihrer Produkte selber nach-
weist. Auf dieser Grundlage wird dann über die Zu-
lassung entschieden. Das geht gar nicht. Das ist die
Geschichte von dem Bock und dem Gärtner.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Hier müssen unabhängige Forschungsinstitute
untersuchen und über Gefährdungspotenziale be-
richten. Dazu muss die Finanzierung aus einem
neutral verwalteten Fonds kommen, der von der
chemischen Industrie finanziell ausgestattet wird.
Nur so kommen wir zu anständigen Kriterien und
Grundlagen für die Entscheidung über eine Zulas-
sung.

Für die Bienen, die Insekten, die Vogelwelt und
auch für die Landwirtschaft bitte ich um Zustim-
mung zu unserem Antrag. - Danke.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heiner Rickers
für die CDU-Fraktion.

Heiner Rickers [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn
ich mich nicht täusche, sehr geehrte Frau Eickhoff-
Weber, dann heißt der Antrag „Verbot bienenge-
fährlicher Neonikotinoide ausweiten“. Auf die Bie-
nengefährlichkeit sind Sie nur zum Teil und nur
am Ende Ihrer Rede eingegangen. Deswegen will
ich von einem durchaus interessanten Termin hier
in Kiel berichten, dem ich beiwohnen durfte. Ge-
sprochen hat dort Dr. Werner von der Ohe. Er wird
Ihnen bekannt sein. Er ist nämlich Bienenspezialist
in Niedersachsen. Er reist nicht nur auf Bundesebe-
ne zu Fachvorträgen, sondern europaweit. Er ist,
man höre und staune, Referatsleiter des Referates
im Ministerium in Niedersachsen für die Bienen-
kunde, also ein durchaus anerkannter und, so würde
ich sagen, objektiv neutraler Wissenschaftler und
Fachmann.

Er hat nun Forschungsergebnisse vorgestellt. Ich
möchte sie kurz zusammenfassen. Den Bienen geht
es zugegebenermaßen nicht gut, nicht nur in
Schleswig-Holstein nicht, sondern bundesweit
nicht. Aber das hat mehrfache Ursachen. Es liegt
nicht nur an den Neonikotinoiden.

(Zuruf Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das behauptet ja niemand!)

- Ja, aber es wurde nicht darauf eingegangen, dass
es auch andere Probleme geben kann.

Deswegen hat es berechtigterweise ein zweijähriges
Moratorium gegeben, die von Ihnen genannten
Wirkstoffe bei der Beizung nicht mehr einzusetzen.
Sie haben auch zu Recht darauf hingewiesen, dass

die Beizung an sich ein guter Weg ist, um Fraß-
schädlinge von den Pflanzen fernzuhalten, viel-
leicht sogar wesentlich besser, als mehrfach sprit-
zen zu müssen, was zu wesentlich größerer Belas-
tung der Umwelt und auch der Tiere führen kann.

(Beifall Hauke Göttsch [CDU])

Ich komme zur Zusammenfassung des Vortrags
von Herrn Dr. von der Ohe. Er sagt, das größte Pro-
blem sei, dass heute Imker am Werk seien, die es
zwar gut meinten, es aber nicht gut könnten. Das
formuliere ich einmal ganz platt. Hauptfeind der
Bienen, vor allen Dingen der Honigbienen, sei
heutzutage die Varroa-Milbe, die in den 70er-Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts aus Asien einge-
schleppt worden ist. Diese hat nahezu alle Völker -
egal ob wildlebend oder von Imkern gehalten - infi-
ziert. Sein Appell an alle, die mit der Imkerei zu tun
haben, lautet, die Varroa-Milbe regelmäßig zu be-
kämpfen, um das Problem der Bienensterblichkeit
in den Griff zu bekommen.

Im Vergleich zu 1990 hat sich der Bestand an Bie-
nenvölkern um bis zu 40 % reduziert. Ursächlich
hierfür ist nach Aussage des Experten die Varroa-
Milbe.

Insbesondere Imker, die neu einsteigen, gehen mit
hehren Zielen ans Werk. Das ist auch richtig so.
Imker verlieren zum Teil aber auch die Lust oder
machen sich nicht schlau. Insofern machen sie bei
der Bienenhaltung auch nicht alles richtig. Jetzt
sind wir wieder bei der Varroa-Milbe. Sein Appell
an alle, die damit zu tun haben, lautet: Lassen Sie
sich schulen. Lassen Sie sich erklären, wie man mit
diesen Problemen fertig wird. Behandeln Sie regel-
mäßig Ihre Bestände.

Das Moratorium, das auf Vorschlag der EU-Kom-
mission auf zwei Jahre begrenzt wurde, hat noch
nicht insoweit Ergebnisse gebracht, als dass wir po-
litisch entscheiden könnten, ob eine Verlängerung
des Moratoriums oder eine sofortige Aufhebung
des Moratoriums richtig ist.

Warum nicht? Weil die jetzige Herbstaussaat mit
der gebeizten oder ungebeizten Saat natürlich erst
in diesem Herbst stattgefunden hat und man erst in
der nächsten Saison Vergleiche hinsichtlich der
Stabilität, der Gesundheit der Bestände und der Er-
tragsstabilität ziehen kann. Wir müssten also erst
die nächste Ernte abwarten; denn wir haben erst ei-
ne Ernte gehabt. Die spannende Frage wird bleiben,
ob wir damit letztlich nicht genau das Gegenteil er-
reichen.
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Wir wollen alle - da sind wir uns einig -, dass Raps
angebaut wird, vor allen Dingen auch in Schleswig-
Holstein und Deutschland. Sie kennen die Diskus-
sion um Sojaimporte. Rapskuchen als Abfallpro-
dukt ist ein sehr hochwertiger Eiweißträger, den wir
nicht nur in der Tierernährung brauchen. Wir brau-
chen Rapsöl auch für die menschliche Ernährung.

Wenn wir also nicht zu 100 % sicher sind, in wel-
che Richtung es gehen soll, warten wir auf For-
schungsergebnisse und sollten uns erst dann ent-
scheiden, aber nicht rigoros wie Sie im Vorwege
einen anderen Weg einschlagen und die Neonikoti-
noide verbieten. Insofern lehnen wir Ihren Antrag
ab. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Abgeordnete Marlies Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Wir wissen alle - ich denke, auch Heiner
Rickers hat schon einmal davon gehört -, dass die
Ursachen für das Bienensterben vielfältig sind.
Jetzt so zu tun, als läge das an unfähigen Imkern,
finde ich schon ziemlich frech.

Neonikotinoide sind ein Mittel, das systemisch
wirkt und das dazu führt, dass Bienen und auch an-
dere Insekten, die das über die Pflanzen aufnehmen,
die sie befliegen, nicht mehr zu ihrem Stock bezie-
hungsweise zu ihrem Nest zurückfinden und damit
keine Nahrung eintragen. Somit wird dieses Volk
geschwächt. Ich glaube, jeder von uns weiß, dass,
wenn er ohnehin schon angeschlagen ist, ihn ir-
gendwelche Viren schneller ins Bett zwingen, als
wenn er gesund und munter und gut ernährt durch
die Gegend läuft. Insofern finde ich die einseitige
Fokussierung auf Imker, die keine Ahnung von ih-
rem Geschäft haben, nicht angemessen und dem
Thema auch nicht zugetan.

Meine Damen und Herren, nicht nur Neonikoti-
noide schädigen Bienen, sondern auch zum Bei-
spiel mangelnder Blütenreichtum - auch das ist ein
Thema, mit dem Sie sich als Landwirt sicherlich
schon einmal beschäftigt haben - und auch Parasi-
ten. Auch Wildbienen und andere Insekten sind da-
von betroffen.

Insekten sind wichtig für die Landwirtschaft und
auch für die Ökologie hinsichtlich ihrer Bestäuber-
leistung. Das kann man nicht nachmachen. Es gibt

schon massenhaft Versuche. Man setzt zum Bei-
spiel Hummeln in Tomatengewächshäusern aus,
weil die Bestäubungsleistungen von Hummeln weit
über das hinausgehen, was man über Jahre hinweg
versucht hat, mit dem Pinselchen zu machen. Das
heißt, es ist auch von ökonomischer Bedeutung,
wenn wir feststellen, dass immer mehr dieser Be-
stäuberinsekten aus unserer Landschaft verschwin-
den.

Die Nahrungskette ist schon mehrfach angespro-
chen worden. In der Natur hängt alles immer mit al-
lem zusammen. Vögel, die diese Insekten fressen,
werden ebenfalls geschädigt. Wer am Ende der
Nahrungskette steht, wissen Sie.

Wir sind in Deutschland ohnehin schon weiter als
die EU. Wir sagen, dass auch Wintergetreide
nicht gebeizt werden soll. Das ist schon Stand der
Dinge. Vor einigen Tagen - ich weiß, dass CDU
und CSU nicht immer nahe beieinander liegen - hat
der CSU-Bundeslandwirtschaftsminister eine Eil-
verordnung erlassen, wonach mit Neonikotinoiden
gebeiztes Saatgut nicht nach Deutschland einge-
führt werden darf. Dies ist in Europa weiterhin er-
laubt. Es darf nur nicht nach Deutschland einge-
führt werden, damit es hier nicht verwendet wird.

Insofern schlage ich vor, doch einmal mit ihm zu
sprechen. Vielleicht kommen Sie dann auch etwas
näher in die Richtung unseres Antrags. Folgerichtig
ist dann eigentlich, dass es EU-weit verboten wird.
Dabei bin ich jetzt nicht so sehr beim Natur-, Bie-
nen- oder Artenschutz, sondern da bin ich vor allem
bei den Landwirten, die nämlich einen Wettbe-
werbsnachteil haben, wenn sie in Deutschland diese
Mittel nicht verwenden dürfen, wenn sie gebeiztes
Saatgut nicht verwenden dürfen, ihre Kollegen im
europäischen Ausland dies aber durchaus weiterhin
tun können.

Insofern kann ich überhaupt nicht nachvollziehen,
warum Sie sich weiterhin dagegen sperren, diese
Mittel zu verbieten, um Ihre Landwirte, für die Sie
sich sonst so gerne einsetzen wollen, hier in
Deutschland vor verzerrtem und unlauterem Wett-
bewerb zu schützen und um gleichzeitig etwas für
die Umwelt zu tun. Manchmal kann das auch Hand
in Hand gehen. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Oliver Kumbartzky.
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Oliver Kumbartzky [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Um Ihnen gleich die Spannung zu nehmen: Wir
werden dem Antrag nicht zustimmen. Wir halten
diesen Antrag für nicht wirklich zielführend. Klar
ist, dass die Landwirtschaft den gezielten und
sachgerechten Einsatz von Pflanzenschutzmitteln
benötigt. In Deutschland und insbesondere in
Schleswig-Holstein wäre der Rapsanbau von einer
Verbotsausweitung stark betroffen. Man darf nicht
ignorieren, dass die Saatgutbeizung und weitere
Anwendungen von Neonikotinoiden in Deutschland
seit 2009 nur unter sehr strengen Auflagen erfol-
gen.

Die Beizung vor der Aussaat hat sich bewährt, weil
dadurch ein Kontakt mit blütenbesuchenden Insek-
ten sicher vermieden wird. Die im Jahr 2009 in
Deutschland eingeführte Zertifizierung der Beizung
gewährleistet zudem einen höchstmöglichen Si-
cherheitsstandard.

Anstatt mit immer neuen und überzogenen Verbo-
ten zu kommen, sollte man lieber gegenüber der
EU-Kommission darauf drängen, dass auch in an-
deren EU-Ländern durch eine Zertifizierung der
Beizung die Sicherheit der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln verbessert wird. Es ist voll und
ganz richtig, was Sie sagten, Frau Fritzen. Insbe-
sondere aufgrund der Wettbewerbsnachteile sollte
man EU-weit die gleichen Auflagen fordern. Ich
glaube, das ist ein sehr wichtiges Thema.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Kumbartzky, gestatten Sie eine
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Fritzen?

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Ja.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke schön. - Da ich Ihre Ausfüh-
rungen vorhin nicht richtig verstanden habe,
möchte ich nachfragen. Sie sagen, wir brau-
chen es, weil wir sonst mit dem Rapsanbau
hier nicht zurechtkommen. Können Sie mir
sagen, wo wir in Deutschland im Moment
Neonikotinoide einsetzen?

- Nein, ich habe gesagt, dass der Rapsanbau sehr
stark betroffen wäre.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist er jetzt nicht?)

- Jetzt haben wir das Moratorium. Es gibt aber noch
weitere Neonikotinoide, die durchaus eingesetzt
werden können. Ich habe die Befürchtung, dass der
Rapsanbau, wenn man komplett alles verbietet,
durchaus in Mitleidenschaft gezogen werden könn-
te. Schleswig-Holstein ist aber nun einmal ein
Rapsland, Frau Fritzen.

Meine Damen und Herren, Neonikotinoide sollten
als Pflanzenschutzmittel für die Beizung von Sa-
men weiterhin unter Auflagen zur Verfügung ste-
hen. Dies ist, wie eingangs erwähnt, besonders für
den Rapsanbau wichtig.

Schauen wir uns doch einmal das deutsche Bienen-
monitoring von 2013 an, das noch aus der Zeit vor
dem EU-Moratorium stammt. Wenn man sich die-
ses Monitoring anschaut, wird klar, dass es bei der
Beizung von Samen mit Neonikotinoiden unter den
bei uns geltenden Anwendungsbedingungen folgen-
dermaßen aussieht: In über 500 Proben von Bienen-
brot wurden seinerzeit nur in drei Proben minimale
Rückstände von Neonikotinoiden gefunden. Das ist
Fakt.

Die Untersuchungen ergaben darüber hinaus, dass
in Imkereien, in denen Pestizidrückstände im Bie-
nenbrot nachweisbar waren, fast genauso viele Bie-
nen überwinterten wie in Imkereien, bei denen dies
nicht der Fall war.

Das Bienenmonitoring, das ich eben erwähnte,
zeigt natürlich auch, dass die eigentliche Gefahr für
die Bienen die Varroa-Milbe ist. Sie ist eine große
Gefahr; das hat der Kollege Rickers auch schon
ausgeführt. Das möchte ich hier nicht wiederholen.
Aber ich möchte an die Regierung appellieren, dar-
auf zu drängen, dass die EFSA im weiteren Ver-
lauf, je nachdem, wie es mit dem Moratorium aus-
sieht und was damit geplant ist, ob es etwa verlän-
gert wird oder nicht, auf jeden Fall bei der Bewer-
tung des Ganzen das Deutsche Bienenmonitoring
berücksichtigt und dass man die Erkenntnisse dort
aufnimmt.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer bezahlt eigentlich das Bienenmo-
nitoring?)

Selbstverständlich, meine Damen und Herren, muss
in dem gesamten Bereich weiter geforscht werden;
das ist ganz klar.

Wir werden dem Antrag, wie gesagt, nicht zustim-
men. Aber ich bin sehr gespannt darauf, was uns
der Minister später im Ausschuss berichten wird,
wie es damit weitergegangen ist, ob er sich bei den
Länderkollegen und bei der Bundesregierung wirk-
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lich durchsetzen konnte und ob Deutschland dafür
sorgen wird, dass das Moratorium ausgeweitet wird
oder nicht. Darauf bin ich sehr gespannt. - Ich dan-
ke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie gemein-
sam mit mir auf der Tribüne des Schleswig-Holstei-
nischen Landtags die Damen und Herren der Initia-
tive „Senioren gemeinsam unterwegs“ aus der Lan-
deshauptstadt Kiel. - Herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat die
Abgeordnete Angelika Beer.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Präsident!
Nachdem es bereits Berichte aus Westeuropa und
Indien gab, kam das Problem des Bienensterbens
im Winter 2006 und 2007 schlagartig auch ins Be-
wusstsein unserer Öffentlichkeit. Damals weitete
sich das Sterben der Westlichen Honigbiene in
Nordamerika binnen kurzer Zeit massiv aus.

Imker und Biologen beobachteten das immer glei-
che Phänomen: Die Brut und einige Jungbienen wa-
ren noch vorhanden. Den Bienenstöcken fehlten je-
doch die Arbeiterinnen und die Drohnen. Im März
2007 war bereits die Hälfte aller nordamerikani-
schen Bundesstaaten davon betroffen, wobei in
manchen Regionen bis zu 80 % der Bienenvölker
verarmt waren.

Beunruhigend war die Situation vor allem deshalb,
weil es für das Fehlen der Arbeiterinnen keine ver-
nünftige Erklärung gab - für ein mysteriöses Phäno-
men, dessen Ursachen bis heute nicht vollständig
aufgeklärt sind.

Heute wird vermutet, dass die Colony Collapse
Disorder, also der Völkerkollaps, den ich gerade
geschildert habe, mehrere Ursachen hat. Dazu ge-
hört zunächst der Parasitenbefall durch die Varroa-
Milbe, die für eine Störung des Stoffwechsels der
Bienen verantwortlich gemacht wird. Die Bienen
schwächt offensichtlich ebenso Unter- und Fehler-
nährung, die durch den großflächigen Anbau von
Monokulturen hervorgerufen wird. Wir können es
uns selbst sehr gut vorstellen: Vier Wochen jeden
Tag Raps essen und dann wochenlag fasten - das
würde auch uns irgendwann krank machen. Die

dritte Ursache - darum geht es auch im vorliegen-
den Antrag - ist der Einsatz von Pestiziden.

Man kann nicht so einfach sagen, was eigentlich
schuld ist, sondern wir müssen weiterforschen. Der
Verdacht ist, dass der Dreiklang aus Parasitenbe-
fall, mangelndem Nahrungsangebot und Pestiziden
die Bienen so weit schwächt, dass sie den Winter
nicht überleben; dieser Verdacht liegt nahe. Dieser
Dreiklang erschwert allerdings auch den Nachweis
über die Schädlichkeit der Pestizide.

Noch aufwendiger ist es, ein einzelnes Pestizid als
Hauptverursacher zu identifizieren. Das liegt daran,
dass die Imker ihre Bienenkästen über den Sommer
an den unterschiedlichsten Standorten aufstellen, an
denen die Tiere sehr unterschiedlichen Pestiziden in
unterschiedlichen Konzentrationen ausgesetzt sind.
Außerdem werden der Honig und der Pollen teil-
weise mehrere Monate lang im Stock gelagert. Die
daran haftenden Pestizide wirken unter Umständen
erst lange Zeit, nachdem sie versprüht worden sind.

Die Neonikotinoide stehen allerdings unter dem
dringenden Verdacht, für die Bienen besonders
schädlich zu sein. Die Forderungen, den Untersu-
chungszeitraum zu verlängern und auf weitere Stof-
fe auszuweiten, sind daher aus wissenschaftlicher
Sicht nicht nur notwendig, sondern völlig richtig
und logisch.

Bislang richtete sich das Augenmerk allerdings vor-
nehmlich auf die Westliche Honigbiene. Wer den
letzten Artenschutzbericht der Landesregierung
gelesen hat, weiß, dass die Honigbiene nur rund ein
Drittel der für die Landwirtschaft so wichtigen Be-
stäubungsleistungen erbringt. Ein mindestens eben-
so großer Anteil entfällt auf die Wildbienen sowie
auf weitere Insekten.

Der Artenschutzbericht sagt auch, dass von den
rund 300 in Schleswig-Holstein vorkommenden
Wildbienenarten mehr als die Hälfte gefährdet ist.
Die Ursache ist zwar hierbei auch im Verlust der
Lebensräume zu suchen, inwieweit aber die Proble-
me der Honigbienen auch auf die Wildbienen zu-
treffen, darüber wissen wir noch viel zu wenig.
Deshalb brauchen wir auch in diesem Bereich noch
weitere und sehr umfangreiche Untersuchungen.

Diesen genauen Blick auf das Phänomen fordert der
vorliegende Antrag, den meine Fraktion der PIRA-
TEN unterstützt. Stimmen Sie ihm zu, denn was
kann schon falsch daran sein, die Ursachen für ein
komplexes Problem zu erkennen und zu lösen? -
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN und vereinzelt SPD)
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Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Aufgrund ihrer einzigartigen bio-
logischen und chemischen Wirkung entwickelten
sich die - jetzt kommt ein schweres Wort - Neoni-
kotinoide

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

in den 1990er-Jahren zu der am schnellsten wach-
senden Insektizidklasse. Sie zeichnen sich aus
durch ihr breites Wirkungsspektrum, eines neuen
Wirkmechanismus und ein günstiges Sicherheits-
profil. Neonikotinoide zählen zu den effektivsten
Insektiziden im Kampf gegen unterschiedlichste
Pflanzenschädlinge.

Aufgrund ihrer vielfältigen Einsatzmöglichkeiten
finden sie große Anwendung in der Landwirtschaft.
Sie sind mittlerweile in 120 Ländern zugelassen
und führend auf dem globalen Insektizidmarkt. Wir
haben es hier also mit einem Global Player zu tun,
mit dem große Chemiekonzerne richtig viel Geld
verdienen.

Doch seit einigen Jahren verblasst der Glanz dieses
Pflanzenschutzmittels. Es gerät immer mehr in den
Verdacht, für Bienen, Motten und Schmetterlinge
extrem schädlich zu sein. Auch auf insektenfressen-
de Vögel wirkt sich das Insektizid negativ aus.

Es gibt mittlerweile ein ganze Reihe von Studien -
weltweit -, die auf die Gefahren und Auswirkungen
dieser Insektizidklasse hinweisen. Und die Ergeb-
nisse sind, weiß Gott, verheerend. Die Insektizide
wirken demnach wie eine Droge auf die Insekten.
Das heißt, sie weichen dem Gift nicht aus, im Ge-
genteil. Es führt zu einer geringeren Fortpflan-
zungsrate bei den Wildbienen, schwächt deren Im-
munsystem und führt zu einem frühen Tod der Kö-
niginnen. Das Gift unterscheidet letztlich nicht zwi-
schen Schädlingen und Nützlingen.

2013 nahm die EU-Kommission diese kritischen
Studienergebnisse zum Anlass für ein EU-weites
Moratorium für die drei verbreitetsten Neonikoti-
noide. Dieses Moratorium ist bis Ende 2015 vorge-
sehen.

Wir haben hier im Landtag bereits ausführlich den
starken Rückgang der Bienen debattiert. Wir wis-
sen, dass es hierfür mehrere Ursachen gibt. Der
Verlust von Nahrungsflächen, der Einsatz von Pe-
stiziden, der Befall durch Milben und andere Para-

siten sowie Krankheiten machen den Bienen seit ei-
nigen Jahren schwer zu schaffen. Dies alles führt
letztlich dazu, dass es zu einem Bestäubungsdefizit
kommt. Hiervon wäre die Landwirtschaft extrem
betroffen. All das wissen wir, und daher müssen
wir es ernst nehmen. Es darf uns nicht dazu veran-
lassen, selektiv bei den Ursachen wegzuschauen.

Wie gesagt, mehrere Faktoren wirken sich negativ
auf die Bienenpopulationen aus. Daher ist es not-
wendig, dass wir das Bienensterben stärker in den
Blick nehmen und die einzelnen Ursachen politisch
angehen.

Gerade für Schleswig-Holstein als landwirtschaft-
lich geprägtes Land spielen die Bienen eine große
Rolle. Rund 80 % aller Nutzpflanzen werden durch
Bienen bestäubt. Ohne Bienen würden Rapspflan-
zen oder Obstbäume nicht mehr bestäubt, und die
Erträge würden sinken. Es liegt also auch im urei-
genen Interesse der Landwirtschaft, das Bienenster-
ben zu stoppen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Neonikotinoide müssen weiter im Hinblick auf ihre
Wirkung erforscht werden. Diese Untersuchungen
müssen industrieunabhängig sein. Solange wir kei-
ne Gewissheit haben, dass diese Insektizidklasse
wirklich ungefährlich für Bienen und andere Wild-
insekten ist, brauchen wir weiterhin ein EU-Verbot.
- Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Landesregierung hat jetzt der
Minister für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume, Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich danke den regierungstragenden Fraktionen für
ihren Antrag. Im Wesentlichen sind die Punkte ja
aufgezählt worden. Ich will nur noch ein paar An-
merkungen aus landespolitischer Sicht oder aus
Sicht der Regierung dazu machen.

In der Tat, Neonikotinoide sind ein Nervengift und
greifen das Nervensystem der Insekten an. Herr
Rickers, drei Experten, vier Meinungen. Die Euro-
päische Wissenschaftsakademie hat im Frühjahr
noch einmal veröffentlicht, dass bei einer Wieder-
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zulassung der Neonikotinoide schwerwiegende
Auswirkungen nicht nur auf die Honigbiene, son-
dern generell auf die Artenvielfalt zu befürchten
sind. Ich will Ihrem Experten nicht zu nahe treten,
zumal er ja auch aus einer Verwaltung kommt.
Aber letztlich entscheidend sind die Aussagen der
EFSA, also der Europäischen Behörde für Lebens-
mittelsicherheit. Wir warten wie alle anderen, wie
die Landwirte auch, tatsächlich darauf, dass die Be-
richte vorgelegt werden.

Aus der Verordnung der Europäischen Kommission
- das ist die Verordnung 485/2013 - ist nicht er-
sichtlich, dass sie befristet ist. Es ist eine unbefri-
stete Verordnung. In der Verordnung selbst steht
erstaunlicherweise zwar drin, dass man die Neonics
für zwei Jahre aussetzen will. Aber die Verordnung
selbst ist unbefristet. Daraus folgere ich, dass
Deutschland seine Verordnung, die bis Mai 2016 -
glaube ich - gültig ist, nicht verlängern müsste,
wenn die EU ihre Verordnung nicht zurückzieht.
Das heißt, eine Verlängerung des Verbots von Neo-
nikotinoiden ist eigentlich gar nicht notwendig,
sondern es wäre eine Aufhebung des Verbots erfor-
derlich. So weit zur Rechtslage, wie sie sich uns
und mir darstellt.

Darüber hinaus ist es richtig - dafür gibt es hinrei-
chende Belege -, dass neben den drei Wirkstoffen,
die jetzt ausgesetzt wurden, weitere Stoffe mit zu
berücksichtigen sind. Richtig ist auch, dass der Ver-
zicht auf Neonikotinoide ein vermehrtes Spritzen
zur Folge haben kann, bis zu viermal im Jahr, und
dass dieses Spritzen häufig ungenauer ist. Alternati-
ven sind allerdings auch möglich. Es sind acker-
bauliche Alternativen: spätere Aussaat, Verzicht
auf Altflächen, andere Fruchtfolgen. Insofern ap-
pelliere ich an die Landwirte, nicht zu pokern und
darauf zu setzen, dass entweder das eine oder das
andere kommt, sondern sich tatsächlich jetzt schon
mit der neuen Situation ernsthaft auseinanderzuset-
zen und ackerbauliche Maßnahmen vorzusehen.

Lange Rede, kurzer Sinn: Es zeigt sich an dieser
Debatte, dass wir abzuwägen haben, was den Ein-
satz von technischen Möglichkeiten, den Einsatz
von synthetischen Wirkstoffen in der Landwirt-
schaft und deren Auswirkungen auf die Natur an-
geht. Sicherlich ist es richtig, dass das Bienenster-
ben nicht eindimensional nur auf die Neonics zu-
rückzuführen ist. Aber dass sie einen Effekt haben,
scheint hinreichend belegt. Wenn der Beweis des
Gegenteils angetreten werden kann, würde ich mich
freuen. Aber zu pokern und so lange zu warten, bis
der Beweis erbracht ist und alle Bienen ausgestor-
ben sind, scheint mir nun auch falsch. Da, meine

ich, ist Vorsicht geboten. Deswegen stimme ich den
Fraktionen vollumfänglich darin zu, dass das Ver-
bot bis zum Beweis des Gegenteils beibehalten
werden sollte. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Da keine Ausschussüberweisung beantragt worden
ist, gehe ich davon aus, dass Sie in der Sache ab-
stimmen wollen. - Das ist der Fall.

Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind die Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, die Abgeordneten des SSW
und die Fraktion der PIRATEN. Wer ist dagegen? -
Das sind die Abgeordneten der Fraktionen von
CDU und FDP. Damit ist der Antrag angenommen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 24 und 43 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Vermiedene Netzentgelte streichen und Refe-
renzertragsmodell beibehalten

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3347

b) Anwendbarkeit des Erlasses zur Windenergie
evaluieren

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/3266

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
sehe, das ist nicht der Fall.

Ich erteile das Wort dem Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Dr. Robert Habeck.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Schönen Dank, Herr Präsident. - Ich beginne mit
dem Bericht zu den Auswirkungen der neuen
Rechtslage nach dem Urteil des OVG Schleswig.
Auch das haben wir hier schon häufig diskutiert.
Ich bedanke mich noch einmal bei allen, die daran
mitgewirkt haben, dass wir schnell eine neue
Rechtslage schaffen konnten. Es war ein unüblicher
Vorgang in einem Prozess, der voll im Laufen war.
Keiner hier im Hohen Haus hat sich, glaube ich,
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über das Urteil aus Schleswig gefreut. Im Gegen-
teil: Abgesehen von Einzelfällen, in denen es im-
mer mal wieder knirscht, haben wir in Schleswig-
Holstein insgesamt eine hohe Akzeptanz bei dem
Ausbau der Windenergie. Diese hohe Akzeptanz,
die wir in Schleswig-Holstein hatten, wurde da-
durch extrem gefährdet.

Ich glaube, wir alle mussten uns schnell überlegen,
wie wir zügig handeln können. Das hat viele Run-
den unter der Leitung des Ministerpräsidenten und
dann ein sehr schnelles Gesetzgebungsverfahren
nach sich gezogen, um nicht in eine Phase der De-
regulierung zu kommen. Diese Gefahr ist abgewen-
det worden.

Wir haben eine neue Rechtslage, die das System
quasi erst einmal umdreht. Es ist verboten, Wind-
kraftanlagen zu errichten, außer man bekommt eine
Ausnahmegenehmigung. Diese Ausnahmegeneh-
migungen werden erteilt. Nach grober Schätzung
werden von den uns vorliegenden Anträgen unge-
fähr 150 unter diese Ausnahmeregelung fallen.

Ein paar Ausnahmegenehmigungen sind schon er-
teilt. Zugegebenermaßen sind es noch nicht so sehr
viele. Das war ein großes Thema auf der HUSUM
Wind. Das liegt daran: Um sauber zu arbeiten und
Rechtssicherheit zu schaffen, können die Ausnah-
megenehmigungen nicht mehr vom MLUR allein
erteilt werden, sondern sie müssen über die Landes-
planung gehen. Das heißt, es kommt eine Schlaufe
extra in das Verfahren hinein, und man musste sich
neu darauf einstellen, dieses Verfahren zu durchlau-
fen.

Ich unterbreche meine Ausführungen, weil Herr
Breyer sich gemeldet hat.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank für den Hinweis, Herr Minister. Ich
bin jetzt auch langsam hier angekommen. - Sie ge-
statten also eine Bemerkung des Herrn Kollegen
Dr. Breyer?

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Breyer, bitte.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Danke,
Herr Minister. - Ich habe eine Nachfrage zu
dem Bericht. Sind unter den Fällen, in denen

Ausnahmegenehmigungen erteilt worden
sind, auch Fälle, in denen sich Bürgerent-
scheide oder Gemeindevertretungen gegen
eine Ausweisung entschieden hatten? Also:
Musste da der Bürgerwille übergangen wer-
den?

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Das weiß ich nicht, Herr Breyer. Das Urteil hat ja
im Prinzip gesagt, dass der Bürgerwille noch weiter
hintangestellt wird, als es nach der Rechtslage da-
vor der Fall gewesen ist. Danach hätten Gemeinden
ja nicht melden müssen, wenn die Bürger nicht ge-
wollt hätten. Mit dem Urteil ist erst einmal Bonan-
za-Stimmung geschaffen worden. Das ist jetzt wie-
der eingeschränkt worden. Ob unter den bereits er-
teilten Ausnahmegenehmigungen - ich glaube, es
sind acht - und unter den 150, die noch zu erteilen
sind, Fälle sind, in denen sich Bürgerinitiativen
oder Gemeinden dagegengestellt haben, weiß ich
nicht. Aber das kann man bestimmt über eine Klei-
ne Anfrage oder bilateral auf dem kurzen Dienst-
weg klären.

(Zuruf Mitarbeiter Regierungsbank: Nein!)

- Herr Schlick weiß es. Die Antwort ist Nein, höre
ich gerade aus der Souffleuseecke. - Danke, Herr
Schlick. Also es sind keine Fälle darunter.

Unter dem Strich haben wir in diesem Jahr schon
400 Anträge genehmigt. Das heißt, der Zubau der
erneuerbaren Energien läuft etwa in dem gleichen
Tempo weiter wie in den letzten Jahren. Das ist ein
hohes Tempo, das alle, die genehmigenden Behör-
den, aber auch natürlich die Menschen in Schles-
wig-Holstein, vor besondere Herausforderungen,
auch im Hinblick auf die Toleranz, stellt. Gleich-
wohl ist aus Energiewendesicht, so meine ich, heute
festzustellen, dass die Ziele, die wir alle mehr oder
weniger im Konsens beschrieben haben, nämlich
dass Schleswig-Holstein seine Rolle als Vorreiter-
land bei der Energiewende beibehält und einen ho-
hen Anteil an erneuerbaren Energien haben will,
auch nach der neuen Rechtslage gewährleistet blei-
ben.

Damit komme ich zu dem Punkt der vermiedenen
Netzentgelte, der angesprochen wurde. Hier danke
ich den Fraktionen vor allem für den Änderungsan-
trag. Es ist seit Langem Position der Landesregie-
rung, sich für die Abschaffung der vermiedenen
Netzentgelte einzusetzen. Es ist inzwischen ein
Punkt erreicht, dass die Realität der ursprünglichen
Intention zuwiderläuft.
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Der Ausbau der dezentralen Energien in Schleswig-
Holstein ist ein Teil der bundesdeutschen Energie-
wende. Die Kosten, die im schleswig-holsteini-
schen Netz als vermiedene Netzentgelte umgelegt
werden, belasten die schleswig-holsteinischen
Netzgebührenzahler im Moment nur im Regelungs-
gebiet der E.ON Hanse. Es macht keinen Sinn, auf
der einen Seite zu sagen, wir leisten unseren Teil
für die bundesdeutsche Energiewende. Dann muss
sozusagen die Konsequenz auch sein, dass sich das
in der Gebührenwälzung widerspiegelt.

Also, eine Abschaffung der vermiedenen Netzent-
gelte und eine Umlage auf die bundesrepublikani-
sche Ebene ist seit Langem Position der Landesre-
gierung. Wir haben sie jetzt noch einmal in den so-
genannten Weißbuch-Prozess eingespeist, also in
die Stellungnahme zu den laufenden Gesetzesvor-
haben des Bundeswirtschaftsministeriums.

In dem Weißbuch-Prozess, also bei der Novellie-
rung des EEG oder im Anlauf darauf, ist auch
die - -

(Wortmeldung Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich bin bereit.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Herr Breyer auch.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Breyer, Sie haben die Möglichkeit, eine
Bemerkung an den Minister zu richten.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Ich wollte
Sie nicht mitten im Satz unterbrechen, Herr
Minister.

Dr. Robert Habeck, Minister für Energiewende,
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume:

Ich habe mich so erschrocken.

- Nur eine Nachfrage: Darf ich, wenn Sie das
Anliegen unterstützen, davon ausgehen, dass
es dann auch eine Übergangsregelung für
Altfälle im Hinblick auf die Finanzplanung
entsprechender Unternehmen und Betreiber
geben soll, die das vielleicht schon einkalku-
liert haben?

- Da bin ich mir nicht sicher, ob rückwirkende Be-
schlüsse möglich sind. Das halte ich für eher un-
wahrscheinlich. Außerdem ist da noch lange nichts
gewonnen, sondern ich meine, wir haben 2013 erst-
malig eine Initiative unternommen, die vermiede-
nen Netzentgelte abzuschaffen. Wir haben das Jahr
2015, und noch ist nichts passiert. Erkennbar ver-
folgt die Bundesregierung eine andere Strategie.

Ein letzter Punkt, der in diesem Potpourri der Ener-
giepolitik angesprochen worden war, ist die Frage
des Referenzertragsmodells. Das Referenzertrags-
modell regelt, dass windstarke Standorte mit einem
Effizienzanreiz zuerst bebaut werden sollen und
windschwächere Standorte immer noch eine aus-
kömmliche Rendite haben. Es ist also ein relativ
kompliziertes Modell, ab welcher Windstufe wel-
che Anlagen welche Centbeträge bekommen. Die-
ses Referenzertragsmodell soll novelliert werden.
Der vorliegende Entwurf - ein wissenschaftlicher
Entwurf, der allerdings von der Bundesregierung in
Auftrag gegeben wurde und den sie sich insofern
quasi zu eigen gemacht hat - würde zu einer erheb-
lichen Umkehr der Anreizsysteme führen, nämlich
dazu, dass die windschwächeren Standorte attrak-
tiver werden als die windstärkeren Standorte. Das
scheint ökonomisch wie energiepolitisch keinen
Sinn zu machen. Insofern kann es nicht richtig sein,
dass man hier das System umdreht.

Ich sehe, dass die Windkraft nicht nur in Nord-
deutschland ausgebaut werden soll, sondern auch in
Süddeutschland ausgebaut werden muss. Wenn
Schleswig-Holstein seine 300 % erneuerbaren
Energien erbringt, dann sind wir immer noch nur
mit 8 bis 10 % an der bundesdeutschen Stromerzeu-
gung beteiligt. Das heißt, wir brauchen für die
Energiewende, wenn wir die Ziele der Bundesregie-
rung, bis 2050 80 bis 95 % CO2-Minderung zu er-
reichen, einhalten wollen, auch süddeutsche
Standorte. Aber immer muss das System so ge-
strickt sein, dass die effizientesten Standorte zuerst
bestellt werden. Das ist durch den Vorschlag der
Bundesregierung nicht gewährleistet, und auch da
werden wir alle Möglichkeiten suchen, das zu kor-
rigieren. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich eröffne die Aussprache und erteile der Kollegin
Petra Nicolaisen von der CDU-Fraktion das Wort. -
Ich weise Sie darauf hin, dass Sie knapp 6 Minuten
Zeit haben.
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Petra Nicolaisen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mir ist bisher kein Antrag der regierungstragen-
den Fraktionen zu Netzentgelten bekannt. Das
war ein CDU-Antrag. Der müsste sonst uns allen
hier vorliegen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Geheimantrag! - Zuruf Torge Schmidt
[PIRATEN])

Ich werde jetzt zum Berichtsantrag Wind sprechen,
Herr Kollege Magnussen, und dann zu den vermie-
denen Netzentgelten. Unser Berichtsantrag stellt die
bisherige Umsetzung des § 18 a Absatz 2 des Lan-
desplanungsgesetzes und des Windkrafterlasses dar.
Per 5. Juni 2015 - so hat der Minister es auch eben
mitgeteilt - liegen beim LLUR 317 Anträge vor,
die sich noch in der Prüfung beziehungsweise im
Genehmigungsverfahren befinden. 2.661 Anlagen
sind bereits in Betrieb und 420 Anlagen genehmigt,
jedoch noch nicht in Betrieb - eine stattliche Anzahl
von Windkraftanlagen, da sind wir uns, glaube ich,
alle einig, die wichtig sind für den Wirtschafts-
standort hier in Schleswig-Holstein. Wir nehmen
eine Vorreiterrolle ein, die es hier auch zu verteidi-
gen gilt.

Der Bericht enthält leider keine Angaben zum kon-
kreten Genehmigungsverfahren. Das vermisse
ich an dieser Stelle ein bisschen. Ich gestehe zu,
dass der Zeitraum sehr knapp war, aber somit ist
dieser Bericht erst einmal nur beschränkt aussage-
kräftig. Hier müssen noch detaillierte Angaben
nachgeliefert werden. Ich denke, die werde ich
dann über eine Kleine Anfrage einfordern.

Bei 50 Anträgen - so konnten wir es dem Bericht
entnehmen - liegen Anlagen innerhalb von Tabuzo-
nen, bei 150 Anträgen liegen sie außerhalb von Ta-
buzonen. Hier ist laut Bericht eine Ausnahmeertei-
lung möglich. Es gibt 66 Anträge, bei denen derzeit
keine Entscheidung möglich ist, da Einzelbelange
zu prüfen sind, und 51 Anträge, deren Bearbeitung
erst bei einer Teilaufstellung der dann noch zu erar-
beitenden Regionalpläne erfolgen kann, da bei allen
diesen Anträgen die Anlagen außerhalb von Tabu-
zonen liegen. Weiterhin liegen noch 29 Bauleitpla-
nungen von Gemeinden vor, die auch alle eine Aus-
nahmeprüfung zu durchlaufen haben.

Herr Minister, mit dem neuen Erlass ist der Wind-
energieausbau in Schleswig-Holstein gesichert,
ohne dass eine unkontrollierte Verspargelung droht
- so kann man es auf der Homepage der Staatskanz-
lei lesen. Ich gestehe, das ist für uns alle natürlich
eine Herkulesaufgabe. Wir haben den Gesetzent-

wurf gemeinsam auf den Weg gebracht. Ich glaube,
eine Verspargelung findet zurzeit eindeutig nicht
statt, denn Sie sprachen von wenigen Anträgen. Es
sind fünf Anträge in dem Zeitraum seit dem 5. Juli
2015 genehmigt worden.

(Zuruf Peter Eichstädt [SPD])

Hier lassen Fachverbände doch jetzt ein bisschen
Zweifel aufkommen, ob die gesetzlich verankerten
Ziele, die Sie mit dem Erlass auf den Weg gebracht
haben, auch wirklich greifen. Die pauschalen Aus-
sagen im Bericht helfen uns hier eindeutig nicht
weiter. Hier gibt es eventuell weiteren Nachsteue-
rungsbedarf.

Projektierer von Windparks und Investoren unter-
mauerten mir diesen Eindruck am Dienstag auf der
Windmesse in Husum ebenfalls. Es fehlt die gebo-
tene Transparenz, wurde mitgeteilt. Es gibt kein ge-
ordnetes Management, und Planer haben keinen
oder nur mangelhaften Zugang zur Arbeitsebene.
Torsten Levsen von der Firma Denker & Wulf defi-
nierte es am Dienstag wie folgt: Wir wollen doch
eigentlich nur eines, wir wollen nur Verlässlichkeit.

Das Vertrauen in die Politik ist im Moment ein
bisschen gestört, hatte ich das Gefühl.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war schon schlimmer!)

Im Zuge der Umsetzung der Energiewende in
Schleswig-Holstein sollten wir gemeinsam daran
arbeiten.

Der Minister sicherte auf der Windmesse Perspekti-
ven für mehr Windkraft zu. 9 GW aus Wind bis
2020 bleiben weiterhin das Ausbauziel. Da muss
dann noch ein bisschen Butter bei die Fische.

Ich stelle als Fazit fest: Wir brauchen eine Verbes-
serung des Informationsflusses an Projektierer, an
die Kommunen, an die Kammern und Institutionen,
und eventuell nötige Anpassungen des Erlasses sind
hier vorzunehmen. Die Notwendigkeit der regelmä-
ßigen Evaluierung, die ich eingefordert habe, wird
damit noch einmal deutlich. Diese Evaluierung
werden wir deshalb auch weiterhin einfordern. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und Oliver Kumbartzky
[FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Jetzt hat Herr Abge-
ordneter Olaf Schulze von der Fraktion der SPD
das Wort.
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Olaf Schulze [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Die Legende lebt, und
wie sie lebt - so der Ministerpräsident Torsten Al-
big am Dienstag zur Eröffnung der Husumer Wind-
messe. Willkommen zu Hause, zu Hause im Hei-
matland der Windenergie. Schleswig-Holstein ist
Vorreiter beim Ausbau der Windenergie! Dabei
war uns immer wichtig, dass die Akzeptanz in der
Bevölkerung für die Errichtung von Windkraftanla-
gen und damit für die Energiewende insgesamt ge-
geben ist.

Auch wenn das Oberverwaltungsgericht Schles-
wig im Januar diesen Jahres die Teilfortschreibung
der Regionalpläne I und III und damit die Auswei-
sung von Windeignungsflächen für unwirksam er-
klärt hat, wodurch die Planungsgrundlagen für den
weiteren Ausbau wegfielen, bleiben für uns die Ak-
zeptanz in der Bevölkerung, aber auch die ausrei-
chende Berücksichtigung der Belange des Natur-,
Arten- und Denkmalschutzes Maßstab.

Die Landesregierung hat schnell und besonnen auf
das Urteil des OVG reagiert und alle Beteiligten
einbeziehend eine Übergangsregelung geschaffen,
die den weiteren Ausbau der Windkraft bis zur Er-
arbeitung neuer Regionalpläne ermöglichen und
gleichzeitig einen Wildwuchs dabei verhindern soll.

Der Bericht der Landesregierung zeigt, dass das
neue Verfahren trägt. So sind 317 Anträge in der
Prüfung, und das zeigt, dass wir in Schleswig-Hol-
stein weiter auf Windenergie setzen können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Jetzt müssen die Anträge ordentlich abgearbeitet
und alle Interessen abgewogen werden. Die ersten
Erfahrungen zeigen, dass die Anwendung praktika-
bel ist.

Ich begrüße es sehr, dass ein dritter Windgipfel des
Ministerpräsidenten am 4. November 2015 geplant
ist, auf dem noch einmal ausführlich über den Ver-
fahrensstand informiert und darüber diskutiert wird.
Dort können Sie dann Ihre Fragen stellen, dort kön-
nen Sie das, was Sie eben angedeutet haben, noch
einmal in einer Anfrage stellen zu wollen, direkt er-
örtern. Vielleicht ist das der einfachere und schnel-
lere Weg.

Ich hoffe, dass wir schnellstmöglich wieder regio-
nalplanerische Grundlagen schaffen können, mit
denen wir die Energiewende und gerade den weite-
ren Ausbau der Windenergie voranbringen können,

damit wir auch und gerade die Bevölkerung mit-
nehmen können.

Ich gehe davon aus, dass auch die CDU mit ihrem
Antrag die Energiewende voranbringen möchte.
Der Antrag greift die Diskussion über den Umgang
mit vermiedenen Netzentgelten auf. Es ist gut,
wenn sich die CDU jetzt auch den Forderungen der
Landesregierung anschließt. Das Bundeswirt-
schaftsministerium hat in seinem Weißbuch zu die-
ser Frage vorgeschlagen, für alle dezentralen Anla-
gen, die ab 2021 in Betrieb gehen, vermiedene
Netzentgelte abzuschaffen.

Insgesamt sind die Überlegungen des Bundeswirt-
schaftsministeriums zu einem künftigen Strom-
marktdesign aber sehr viel umfassender. So behan-
delt das Weißbuch zum Beispiel auch die Frage der
Umstellung auf ein Ausschreibungsmodell. Ich
würde mich freuen, wenn die CDU auch hier klar
Stellung bezieht und sich gegen ein solches Modell
ausspricht.

Zudem sollten wir auch diskutieren, wie wir anstel-
le des Abschaltens der Windräder die Entwicklung
von Speichermöglichkeiten voranbringen. Diese
Frage wurde ja auch gerade auf der HUSUM Wind
von dem Vorsitzenden des Bundesverbandes Wind-
Energie, Herrn Albers, mit dem Impulspapier „Um-
schalten statt Abschalten“ angesprochen.

Das Thema ist also sehr viel komplexer als der An-
trag der CDU. Deshalb sollten wir dies alles noch
einmal gemeinsam vertieft im Ausschuss diskutie-
ren und dann sehen, ob wir uns auf einen gemeinsa-
men Antrag einigen können. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Jetzt hat der Kollege Detlef Mat-
thiessen von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Kollege Olaf Schulze, ich bin mir
sicher, dass wir uns im Ausschuss auf einen ge-
meinsamen Antrag verständigen können. Die Eva-
luierung scheint mir ein bisschen früh beantragt
worden zu sein; wir haben ja noch gar keine Ver-
waltungspraxis. Natürlich werden wir diese Sache
mit allen Fraktionen im Landtag ständig begleiten
wollen. Ich finde, es ist ein großer Wert, dass wir
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uns in den wesentlichen Zügen der Windenenergie-
politik im Landtag einig sind.

Meine Damen und Herren, der CDU-Antrag geht in
die richtige Richtung. Vermiedene Netzentgelte
als Gutschrift für dezentrale Stromerzeugung hatten
einmal ihre Berechtigung. Inzwischen ist die
Stromerzeugung in Deutschland zu einem Drittel
aus Erneuerbaren abgedeckt. Eine Entlastung der
übergelagerten Netzebenen: Das war einmal. Heute
bauen wir das Höchstspannungsnetz aus, um die
Leistung der erneuerbaren Energien abzuführen.

Allerdings muss die Landesregierung hier nicht
zum Jagen getragen werden. Sie hat sich auf Bun-
desebene bereits dafür eingesetzt. Es bedarf also
keines Antrags der CDU im Landtag. Es hätte eines
Anrufs bei der Landesregierung bedurft, bevor hier
ein solcher Antrag gestellt wird. Aber: „What
shall’s!“, sagt der Englischmann.

Wichtig und ebenfalls von der Landesregierung be-
reits auf die Tagesordnung gesetzt ist das Thema
Referenzertrag. Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, Referenzertragsmodell - die Energiepoli-
tik ist von vielen Geheimnissen geprägt. Da gibt es
Leistungsüberschreitungspreise. Da gibt es amtlich
festgestellte Höchstlastzeitfenster nach Regelzonen
geordnet. Da gibt es - mein Liebling - die berühmte
Anreizregulierungsverordnung. Dazu hatten wir ei-
ne dicke Veranstaltung im Landtag. Meine PGF
guckte mich nur mit großen Augen an: Wozu ich da
hingehe, was das denn sei.

Das Referenzertragsmodell zur Vergütung von
Windstrom gehört ohne Zweifel zu diesem dicken
geheimnisvollen Buch Energiepolitik mit seinen
mehr als sieben Siegeln. Aber: lebenslanges Lernen
- sagt Anke Erdmann immer wieder -, fangen wir
also an. In einer Minute sind Sie schlauer und große
Experten des Referenzertragmodells.

Windenergieanlagen an Land werden unterschied-
lich vergütet. Ist das gerecht? - Ja. Zunächst wurden
Windenergieanlagen an den Küsten gebaut, in
Schleswig-Holstein von Bauer Hansen die erste in
Deutschland, weil seine Oma das im Erbgang so
verfügt hatte. Er musste also - das war nicht freiwil-
lig. Und heute ist er ein großer gefeierter Pionier.

Das Stromeinspeisegesetz war sehr erfolgreich. Der
Gesetzgeber wollte dann auch an windschwächeren
Standorten im Binnenland Windanlagen ermögli-
chen. Der Ertrag einer Windmühle E verhält sich
zur durchschnittlichen Windgeschwindigkeit v ih-
res Standorts nach der Formel: E = v³.

(Beifall und Zurufe)

Der Ertrag im Binnenland fällt also gegenüber den
windhöffigen Küstenstandorten stark ab. Dieser
Nachteil wird durch eine differenzierte Vergütung
abgemildert. Es gibt eine erste höhere Stufe der
Vergütung und später eine zweite niedrigere Stufe
der Vergütung.

Der Referenzstandort hat eine bestimmte Windge-
schwindigkeit in 30 m Höhe und eine bestimmte
Verwirbelung, also Turbulenz, die sich nach der
Rauhigkeit der Umgebung richtet.

Der Referenzstandort existiert nur in der Theorie.
An diesem Standort haben die verschiedenen Lei-
stungskurven der verschiedenen Hersteller alle ihre
100 % über fünf Jahre addierte Arbeitsleistung er-
bracht. Wenn eine Binnenlandmühle den 100-%-
Ertrag nach fünf Jahren nicht schafft, dann bleibt
sie, je geringer der Ertrag war, desto länger in der
ersten Stufe der Vergütung. Alle anderen kriegen
weniger Windgeld aus der zweiten Stufe der Vergü-
tung.

Das war doch gar nicht so schwer. Der Minister
sagte, das sei kompliziert. Herrschaftswissen der
Regierung wollen wir als Parlamentarier abbauen.
Ich hoffe, ich habe einen Beitrag dazu geleistet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dieses Vergütungssystem, das wir kennen und das
sehr sinnvoll ist, wie der deutsche Erfolg beim Aus-
bau der Windenergie an Binnenlandstandorten und
an den Küsten zeigt, soll auch beibehalten werden,
wenn die Vergabe neuer Standorte in Zukunft über
Ausschreibungsverfahren erfolgen soll. Aber das
Referenzertragsmodell, über das Sie jetzt alle auf-
geklärt sind, soll geändert werden. Schlechtere
Standorte werden nach den Vorschlägen aus Ber-
lin dann wirtschaftlicher als gute Standorte in
Schleswig-Holstein.

Jetzt für Heiner Rickers: Der Geestbauer kriegt
demnach mehr Geld für seinen geringeren Weizen-
ertrag vom Hektar als der Marschbauer für seinen
höheren Ertrag. Das ist nicht mehr ein Nachteils-
ausgleich, sondern eine Besserstellung des schlech-
teren gegenüber dem von Natur aus begünstigten
Standort und damit volkswirtschaftlicher Blödsinn.
Herr Kubicki würde sagen: Das ist allokationstheo-
retisch verkehrte Welt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier sollten wir
mit schleswig-holsteinischer Geschlossenheit in
Berlin aufklären, die Landesregierung, unsere Bun-
destagsabgeordneten und auch wir Abgeordneten
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aus dem Landtag. Nutzen wir unseren Einfluss,
dass der Referenzertrag unverändert bleibt!

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, nutzen Sie die Uhr!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja. Ich sehe, ich habe noch opulente 4 Sekunden,
Frau Präsidentin.

(Zurufe)

Wir wollen eine Ausnahme von den Ausschrei-
bungsbedingungen. Die Kommission selber ge-
stattet eine De-minimis-Regelung. Sechs Anlagen
muss man gar nicht über das Ausschreibungsver-
fahren bauen, die können frei gebaut werden. Das
wären 36 MW, und das entspricht damit unseren
Bürgerwindparks.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, kämpfen
wir also auf allen Ebenen, dass es so bleibt. „Power
to the Bauer“ in Schleswig-Holstein. - Ich danke für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Danke schön. - Jetzt hat für die FDP-Fraktion der
Abgeordnete Oliver Kumbartzky das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrte liebe Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Kommen wir von den
wirklich interessanten Ausführungen zum kleinen
Einmaleins der Gesetzgebung. Der Landtag hat das
Landesplanungsgesetz vor einigen Monaten im
Eilverfahren geändert. Wir erinnern uns, es gab kei-
ne Anhörung, das musste alles sehr schnell gehen.
Danach hat die Regierung einen Erlass aufgesetzt.
Damit war die Verwirrung perfekt. Sowohl die
Windbranche als auch die Naturschutzverbände und
Bürgerinitiativen üben Kritik an dem Ganzen.

Das momentan praktizierte Verfahren und die An-
wendung der Kriterien sind noch in zahlreichen
Punkten klärungsbedürftig. Auch der vorliegende
Bericht bringt nicht wirklich viel Licht ins Dunkel.
Denn leider wird nicht darüber berichtet, welche
Kriterien zu welchen Abwägungsergebnissen ge-
führt haben. Es ist gerade für zukünftige Planungen
sehr wichtig, dass klar dokumentiert ist, welches
Kriterium zu welchem Ergebnis geführt hat.

Es muss unseres Erachtens zu einer landesweit ein-
heitlichen Vorgehensweise mit einer transparenten
und rechtssicheren Regionalplanung kommen. An-
derenfalls wird die Errichtung weiterer Windener-
gieanlagen zu ungewollten und gesellschaftlich
nicht tragfähigen Folgen führen.

Schauen wir uns doch einmal an, wie das in der
Praxis momentan läuft. Es gab ja das OVG-Urteil,
und dann ist das Gesetz in Kraft getreten. Viele Ge-
meinden werden seit dem Urteil von emsigen Pro-
jektierern heimgesucht, die mit ihren Plänen teil-
weise tiefe Gräben zwischen Befürwortern der
Windenergie und deren Gegnern schaffen.

Ich will ein Beispiel nennen, die Gemeinden
Schrum und Welmbüttel in Dithmarschen. Die
wollten bei der Fortschreibung der Regionalpläne
2012 einige Windenergieanlagen haben. Die sind
aber aufgrund von charakteristischen Landschafts-
räumen, in die diese Pläne fielen, nicht genehmigt
worden. Nun sagen die Planer nach dem OVG-Ur-
teil und dem neuen Gesetz: Jetzt können wir es
noch einmal versuchen in der Hoffnung, dass es
schon klappen wird.

Dann gibt es den Bericht der Landesregierung, in
dem auf Seite 10 der Satz steht, als Landesregie-
rung gehe man davon aus, dass es die Ausnahme
nach § 18 a Absatz 2 Landesplanungsgesetz in ei-
nem „nennenswerten Teil“ geben werde. Da ist es
doch klar, dass es sehr viel Verwirrung gibt: einmal
bei den Planern, die denken, jetzt könne es ja über-
all losgehen, das werde schon klappen, aber eben
auch bei denen, die die Anlagen nicht wollen. Dass
die dann Sorgen haben, ist sehr gut nachvollzieh-
bar. Ich stelle mir da wirklich ein paar Fragen, bei
denen ich dankbar wäre, wenn sie zeitnah geklärt
werden könnten.

Eine spannende Frage ist doch: Werden Ausnah-
men in Bereichen zugelassen, die in der Vergan-
genheit anderen Nutzungen zugewiesen waren be-
ziehungsweise eine Bedeutung hatten, die der Win-
denergie entgegenstand? Das wäre bei dem eben
genannten Fall nämlich so. Gerade bei den charak-
teristischen Landschaftsräumen ist doch die Fra-
ge, ob der naturschutzfachliche Beitrag dieser
Landschaftsräume als Grundlage für das weitere
Verfahren vollumfänglich berücksichtigt wird.

Da bitte ich die Landesregierung wirklich, die
Kreisverwaltungen bei der Bewertung des Gutach-
tens, das zu den Landschaftsräumen erstellt werden
soll, einzubeziehen, und die räumliche Festsetzung
im Einvernehmen mit den Kommunen erfolgen zu
lassen.
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Die Kommunen sollen und wollen mit konstrukti-
vem Engagement ihren Beitrag für eine fachlich gu-
te und rechtssichere Regionalplanung als wichtigem
Baustein für das Gelingen der Energiewende leis-
ten. Auch meiner Fraktion ist es ein wichtiges An-
liegen, dass die eben genannten Aspekte im Sinn ei-
ner nachhaltigen Energiepolitik tatsächlich berück-
sichtigt werden. Die Windenergie ist nun einmal
ein prägender Baustein der Energiewende.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU - Anita
Klahn [FDP]: Wir können auch klatschen,
wenn du mal Luft holst! - Christopher Vogt
[FDP]: Wir wollten nicht stören!)

- Vielen Dank. Ich fühle mich sehr geehrt. - Das
Gelingen der Energiewende ist damit nicht zuletzt
auch abhängig von einer kompetenten und konse-
quenten Raumordnungsplanung. Für uns sind in
diesem Zuge eben eine ausgewogene Betrachtung
und Berücksichtigung der Aspekte der Bürgerak-
zeptanz - ganz wichtiges Thema -, des Arten- und
Naturschutzes - Stichwort Abstandsregelung - so-
wie die Gewährleistung von Planungssicherheit von
ganz besonderer Bedeutung.

Um es noch einmal zusammenzufassen: Es bedarf
einer transparenten Entscheidung, einer klaren,
transparenten Dokumentation darüber, und es be-
darf auch eines aussagekräftigen Monitorings. Ich
fand es gut, dass die CDU diesen Bericht angefor-
dert hat. Das sollte regelmäßig erfolgen, weil es
sich eben um einen Sonderfall handelt - durch das
Urteil, durch das neue Gesetz, durch den Erlass. Es
ist wichtig, dass wir regelmäßig Berichte darüber
erhalten, wie es nun weitergeht. Zudem ist valides
Kartenmaterial schnell zur Verfügung zu stellen,
das ist ja im Bericht auch angekündigt worden. Ich
bitte darum, dass es sehr schnell veröffentlicht
wird. Wir brauchen auch einen Folgeerlass für das
Repowering, der auch schnellstmöglich erlassen
werden sollte.

Nun komme ich noch kurz zu dem anderen Thema,
das wir heute mit behandeln, zu dem CDU-Antrag
und zu dem Änderungsantrag, den noch keiner
kennt. Ich verweise noch einmal auf einen Antrag,
den Sie hoffentlich alle kennen - Drucksache 18/
2090, Antrag der FDP-Fraktion -

(Zurufe Ralf Stegner [SPD] und Detlef Mat-
thiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Ja, genau! Der liegt leider noch im Ausschuss -
weil er so gut ist und Sie von diesem Antrag immer
noch beeindruckt sind. Da fordern wir ein bundes-
einheitliches Netzentgelt.

Ich möchte einmal darauf hinweisen, dass der
Landtag Mecklenburg-Vorpommern vor einigen
Monaten fraktionsübergreifend beschlossen hat,
dass sich die dortige Regierung auf Bundesebene
für eine Streichung der vermiedenen Netzentgelte -
der Antrag, den wir jetzt vorliegen haben - einset-
zen soll, ebenso für ein bundeseinheitliches
Netzentgelt.

Ich glaube, das wäre ein starkes Signal aus dem
Norden, wenn wir einen gleichlautenden Beschluss
fassen würden. Dazu müssten wir den CDU-An-
trag, den FDP-Antrag und sicherlich auch Ihren
Antrag zusammenbringen und im Wirtschaftsaus-
schuss beschließen. Das wäre meiner Meinung nach
ein starkes Signal. - Ich danke Ihnen ganz herzlich
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der PIRATEN hat
der Abgeordnete Dr. Patrick Breyer das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Auch ich möchte zunächst auf den Erlass
Windenergie eingehen, der ja regelt, wo in unse-
rem Land neue Windparks entstehen können sollen.
Für uns PIRATEN ist in dieser Debatte immer ein
Gesichtspunkt von zentraler Bedeutung gewesen,
nämlich die Akzeptanz und der Bürgerwille.

Wir sind nach wie vor der Meinung, ungeachtet des
Urteils des Oberverwaltungsgerichts, dass es nicht
sein kann, dass bei der Planung von Windparks der
Raumwiderstand, also natürliche Widerstände, be-
rücksichtigt wird, aber der Widerstand unter den
Bürgern nicht. Das kann nicht richtig sein. Deshalb
ist es auch ein Fehler gewesen, dass die Landesre-
gierung die Nichtzulassungsbeschwerde gegen das
Urteil des Oberverwaltungsgerichts einfach zurück-
genommen hat. Meine Damen und Herren von der
Landesregierung, das kann so nicht stehen bleiben.

(Beifall Uli König [PIRATEN])

Deshalb ist auf unsere Initiative hin der Wissen-
schaftliche Dienst beauftragt worden zu prüfen, ob
wir durch Gesetzesänderung nachsteuern können.
Das Gutachten ist nicht sehr ermutigend ausgefal-
len, das gebe ich zu. Wir sollten aber trotzdem nicht
aufgeben zu prüfen, wie wir hier gesetzliche Spiel-
räume nutzen können, um dem Bürgerwillen auch
zur Geltung zu verhelfen. Denn Planung ist ein Ab-
wägungsvorgang - ja -, aber in diese Abwägung
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muss auch einfließen, dass die Energiewende nur
gelingen kann, wenn die Akzeptanz der Bürger vor-
handen ist. Das muss auch in die Entscheidung ein-
fließen können. Dazu müssen wir nachsteuern.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Spinner aller Länder, vereinigt
euch!)

Es freut mich zu hören, Herr Energiewendeminis-
ter, dass bei den bisher vorgesehenen Ausnahmege-
nehmigungen offenbar in keinem Fall eine Ent-
scheidung der Gemeinde oder der Bürger übergan-
gen worden ist. Ich hoffe, das bleibt auch so.
Gleichwohl sollten wir das so absichern.

Ich darf jetzt auf den Antrag der Fraktion der CDU
zu sprechen kommen, den Sie pünktlich zur Wind-
messe vorgelegt haben. Nachdem der Kollege Mat-
thiessen das Referenzertragsmodell so schön und
anschaulich erklärt hat, widme ich mich vielleicht
einmal der Aufgabe zu erklären zu versuchen, was
vermiedene Netzentgelte für volatile Einspeiser
sind. Ich glaube, das hat bisher noch niemand er-
klärt.

Bei dem ersten Punkt Ihres Antrags geht es darum,
dass man ursprünglich davon ausgegangen ist, dass
man beim Netzausbau sparen kann, wenn regenera-
tive Energien, also zum Beispiel aus Wind oder
Sonne, erzeugt werden, weil eben nicht mehr zen-
trale Kraftwerke die Energie verteilen müssen, son-
dern weil dezentral erzeugt wird. Diese sogenann-
ten vermiedenen Netzausbaukosten oder Netzent-
gelte werden an die Betreiber von Windfarmen oder
Fotovoltaikanlagen ausgeschüttet.

Nun haben sich aber die Verhältnisse umgekehrt.
Inzwischen ist es so, dass doch so viel regenerative
Energie erzeugt wird, dass man sogar Netze aus-
bauen muss, um den entsprechend erzeugten Strom
abzuleiten. Vor dem Hintergrund macht natürlich
dieser Bonus keinen Sinn mehr, weil tatsächlich
keine Netzentgelte vermieden werden. Deshalb sind
sich alle einig, dass dieses Verfahren abgeschafft
werden sollte. Das findet sich übrigens auch schon
im Weißbuch zur Energiewende. Vor diesem Hin-
tergrund ist dieser Vorschlag natürlich, wenn auch
wenig originell, trotzdem richtig.

Zum Zweiten möchte die CDU-Fraktion, dass das
Referenzertragsmodell, das wir schon anschaulich
erklärt bekommen haben, so erhalten bleibt, wie es
heute ist. Ich sehe das ein bisschen anders als der
Kollege Matthiessen. Es mag ja sein, dass die Pläne
der Regierung jetzt vorsehen, sozusagen die Nach-
teile der windarmen Standorte überzukompensieren
und sie dadurch attraktiver zu machen. Das wäre

natürlich falsch. Aber die CDU fordert ja die kom-
plette Beibehaltung der jetzigen Regelung. Dass die
jetzige Regelung im Ergebnis ertragsschwache
Standorte benachteiligt, ist unstreitig.

(Zuruf Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Das heißt, es geht um die Frage: Wollen wir defini-
tiv alles Nachjustieren ausschließen oder nicht? Da-
zu muss ich sagen, dass es Argumente für und ge-
gen Änderungen gibt. Regionalpolitisch ist es na-
türlich klar, dass unser Vorsprung aus Sicht der
CDU gegenüber den schlechter geeigneten Regio-
nen erhalten bleiben soll. Dennoch müssen wir
auch berücksichtigen, dass wir gleichzeitig in win-
darmen Regionen ausbauen müssen, denn es geht
auch darum, die Akzeptanz für die EEG-Umlage zu
erhalten. Ich glaube, das gelingt besser, wenn sie
auch anderswo verstärkt zur Auszahlung kommt.
Außerdem verringert es die Notwendigkeit des
Netzausbaus, wenn auch an windärmeren Stand-
orten regenerative Energien gewonnen werden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, achten Sie bitte auf Ihre Rede-
zeit.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ja, danke, Frau Präsidentin. - Für uns ist entschei-
dend, welche Kosten durch dieses neue Modell ent-
stehen würden, wie viel mehr das letztendlich den
Verbraucher kosten würde. Dem würden wir gern
im Ausschuss nachgehen. Insofern schließe ich
mich dem Antrag an, diesen Antrag der Fraktion
der CDU auch im Ausschuss weiter und näher zu
beraten. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, bitte be-
grüßen Sie mit mir auf der Tribüne Mitglieder des
CDU-Ortsverbandes Hohenwestedt. Das sind Gäste
des Herrn Abgeordneten Arp. Begrüßen Sie mit mir
weiter Gäste des Ortsvereins Holzdorf, von der
SPD Eckernförde. Das ist dort oben quasi die
Große Koalition. - Herzlich willkommen hier im
Landeshaus!

(Beifall)

Nun hat Herr Abgeordneter Flemming Meyer für
die Kolleginnen und Kollegen des SSW das Wort.
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Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Das Urteil des OVG Schleswig zu
den Teilfortschreibungen der Regionalpläne bezüg-
lich der Ausweisung von Windenergieflächen hat
zugegebenermaßen überrascht. Für uns als SSW
war es immer wichtig, dass der Ausbau der Wind-
energie in geordneten Bahnen verläuft. Ebenso ist
klar, dass dies von übergeordneter Stelle koordi-
niert werden muss. Von daher war die Ausweisung
von Eignungsflächen ein gutes und praktikables
Steuerungsinstrument, um den Wildwuchs von
Windkraftanlagen zu verhindern. Für uns war in
diesem Zusammenhang immer wichtig, dass die
Bürgerinnen und Bürger vor Ort darüber entschei-
den können, ob in der Gemeinde Eignungsflächen
für Windkraftanlagen ausgewiesen werden sollen,
denn klar ist doch: Nur wenn die Bürgerinnen und
Bürger mitgenommen und beteiligt werden, kann
die Energiewende gelingen.

Mit dem Urteil wurde deutlich, dass das OVG dies
anders bewertet. Gemeindebeschlüsse und Bür-
gerbeteiligungen gegen Windkraft dürfen nicht als
hartes Tabukriterium herangezogen werden. Die
sachliche Abwägung hat damit Vorrang vor dem
Bürgerwillen oder dem Beschluss einer gewählten
Gemeindevertretung.

Damit der Ausbau der Windenergie weiter vorange-
bracht werden kann und nicht planlos vonstatten-
geht, hat die Landesregierung zügig gehandelt. Sie
hat sich mit Vertretern der kommunalen Ebene und
Vertretern der Windenergiebranche getroffen. Das
war auch gut so, denn das weitere Vorgehen musste
kommuniziert und abgestimmt werden. Daraufhin
wurden die rechtlichen Grundlagen geschaffen: Än-
derung des Landesplanungsgesetzes und der Pla-
nungserlass. Mit diesen Instrumenten läuft nun-
mehr der Ausbau der Windenergie in Schleswig-
Holstein. Ich danke der Landesregierung, den kom-
munalen Partnern sowie den Vertretern der Wind-
branche, dass dieses Vorgehen so möglich gemacht
wurde.

Der Bericht macht deutlich, dass die gewählten
Verfahren praktikabel sind. Es zeigt sich, dass die
Anwendung der Ausnahmeprüfung und das Zulas-
sen von Ausnahmen ein gangbarer Weg sind, um
Anträge zu genehmigen. Dies ist aber nur eine
Übergangslösung, die erarbeitet wurde, um den
Ausbau der Windenergie in geordneten Bahnen
weiterzuführen. Auch wenn das Verfahren anwend-
bar ist, ist es nur eine Behelfskrücke. Daher ist es
wichtig, dass alles dafür getan wird, dass wir auf
diese Krücke verzichten können. Das heißt, die

Landesplanungsbehörde muss für den Landesent-
wicklungsplan und die Regionalpläne das Thema
Windenergie neu erarbeiten.

Dies geschieht bereits, und hier befindet sich die
Landesplanungsbehörde ebenfalls im engen Kon-
takt mit der kommunalen Ebene. Laut Bericht der
Landesregierung strebt die Landesregierung an,
einen ersten Entwurf der Regionalpläne Mitte
2016 zu veröffentlichen. Sobald die Planentwürfe
fertiggestellt sind, durchlaufen sie die planerischen
Verfahren mit entsprechenden Informationsveran-
staltungen sowie Anhörungs- und Beteiligungsver-
fahren.

Für den SSW mache ich deutlich, dass es für uns
wichtig ist, Bürgerwille und Gemeindebeschluss
in der Nachfolgeregelung zu implementieren, wenn
es um Windenergie vor Ort geht. Auch wenn es
nicht einfach sein wird, muss hier nach tragbaren
Lösungen gesucht werden.

Fazit: Nach Bekanntwerden des Urteils hat die Lan-
desregierung die richtigen und notwendigen Schrit-
te unternommen, damit die Energiewende in
Schleswig-Holstein weiter umgesetzt werden kann.
Dafür möchte ich mich nochmals bedanken.

(Vereinzelter Beifall SSW und SPD)

Noch kurz zum Antrag der CDU: Die Streichung
der vermiedenen Netzentgelte und der bundeswei-
ten Umlage wird bereits von der Landesregierung
auf Bundesebene verfolgt. Der Ansatz zum Refe-
renzertragsmodell im Antrag der CDU geht absolut
in die richtige Richtung, jedoch ist dieses Thema so
umfangreich, dass wir es gern ausführlicher im
Ausschuss erörtern wollen. - Jo tak.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich dem Kol-
legen Jens-Christian Magnussen von der CDU-
Fraktion das Wort.

Jens-Christian Magnussen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vom Grundsatz her ist eigentlich alles gesagt, ich
will die Debatte nicht künstlich verlängern. Uns
wurde aber der Vorwurf gemacht, dass wir diesen
Antrag noch einmal einbringen, damit er pünktlich
zur Messe eingeht, und dass wir diese Dinge eigent-
lich auch bilateral hätten klären können. Angesichts
der Situation der Transparenz selbst bei Kleinen
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Anfragen machen Anträge und öffentliche Diskus-
sion jedoch vielleicht mehr Sinn, denn die Informa-
tion, dass die Landesregierung die von uns gefor-
derten Informationen zu dem Antrag schon intensiv
vorantreibt, ist zumindest mir neu.

Ich weiß von einer Initiative oder einer Erklärung
Brandenburgs im Zusammenhang mit der Diskussi-
on über die EEG-Reform, die das Thema Netzent-
gelte eindrucksvoll dokumentiert und eine Position
dargestellt hat. Ich gehe davon aus, dass sich
Schleswig-Holstein dieser Position anschließt und
den Weg dann gemeinsam mit Brandenburg be-
schreiten wird.

Dass der Antrag der FDP zu den Netzentgelten so
lange im Ausschuss liegt, dokumentiert vielleicht
auch, wie mit den Anträgen umgegangen wird. Ich
hoffe, dass wir jetzt etwas Dynamik in den Prozess
gebracht haben und dass wir hoffentlich einen frak-
tionsübergreifenden Antrag auf den Weg bringen,
damit wir das Thema Energiewende wirklich mit
breiter Brust weiter nach vorn tragen. Damit will
ich auch schon schließen. - Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Kollegen Detlef Matthiessen von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Das soll gar kein Dreiminutenbeitrag werden, son-
dern ich habe eine Anmerkung zum Verfahren:
Olaf Schulze hat es in seiner Rede schon gesagt:
Wir würden beide Anträge, sowohl zum Referen-
zertragsmodell als auch zu vermiedenen Netzent-
gelten, zur weiteren Beratung an den Ausschuss
überweisen. Wir haben jetzt keinen Änderungsan-
trag, aber wir sagen, wir können dieses Thema dort
noch einmal präzisieren oder anschärfen. Nach der
Debatte besteht ja im Prinzip Einigkeit.

Auch den Evaluierungsbericht würden wir gern mit
dem Einverständnis des Antragstellers, ich glaube,
er wurde hier als mündlicher Bericht gegeben, zur
abschließenden Beratung noch einmal an den Wirt-
schaftsausschuss überweisen, weil wir es als einen
permanenten Prozess ansehen, uns über die Fortset-
zung des Windenergieausbauprogramms in Schles-
wig-Holstein informieren zu lassen. Das waren ver-
fahrensleitende Bemerkungen. - Vielen Dank.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, die hatte das Präsidium schon antizi-
piert. - Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen und
schließe deshalb die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
18/3347 sowie den Berichtsantrag der Landesregie-
rung Drucksache 18/3266 an den Wirtschaftsaus-
schuss zur abschließenden Beratung zu überweisen.
Wer so beschließen will, den bitte ich um sein
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Damit ist dies einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zum letzten Tagesordnungspunkt für
heute. Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Betreuungsgeld verfassungswidrig: Bundesmit-
tel den Ländern zur Verfügung stellen und Fa-
milien stärken

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/3354

Betreuungsgeld für Kita-Qualität nutzen!

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und PI-
RATEN
Drucksache 18/3372 (neu)

Wahlfreiheit sichern - Bundesmittel den Län-
dern zur Verfügung stellen - Qualitativen Aus-
bau der Betreuungsinfrastruktur vorantreiben

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3374

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Für die SPD erteile ich der Kollegin Serpil Midyatli
das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der 21. Juli 2015 war ein richtig gu-
ter Tag für die frühkindliche Bildung in Deutsch-
land

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

und somit auch für Schleswig-Holstein, denn am
21. Juli 2015 kippte das Bundesverfassungsge-
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richt das so geliebte Betreuungsgeld von CDU
und CSU.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Wieder einmal mussten die Gerichte eingeschaltet
werden, damit die CDU in der Realität der Men-
schen ankommt,

(Vereinzelter Beifall SPD)

in diesem Fall in der Realität der Familie. Vielleicht
kommt mit diesem Urteil ja die Erkenntnis, sich
vorher mit den wahren Problemen und Bedürfnis-
sen der Familien auseinanderzusetzen, statt Anreize
für eine falsche Politik zu geben.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Das Betreuungsgeld ist nicht nur verfassungsmäßig
ein Flop, sondern auch familienpolitisch. Von den
einst angedachten 2 Milliarden € wurden im letzten
Haushalt des Bundes nur noch 900 Millionen € ver-
anschlagt. Bevor es hier zu Irritationen kommt: Der
Kollege Daniel Günther hat dies gestern in seiner
Rede auch schon gesagt. Dies sage ich nur zur Info.
- Die Inanspruchnahme war also doch nicht so groß
wie anfänglich erwartet. Sie ist in Deutschland zu-
dem sehr unterschiedlich. Das Betreuungsgeld
wirkt sozial-, bildungs- und gleichstellungspolitisch
kontraproduktiv.

Das zeigen die Erfahrungen seit Einführung des Be-
treuungsgeldes. Frauen mit geringem Einkommen,
niedrigem Bildungsniveau und Migrationshinter-
grund beziehen die Leistung häufiger und betreuen
ihre Kinder zu Hause.

Wichtiger für Familien ist und bleibt eine gute Be-
treuungsinfrastruktur.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Familien brauchen gute und verlässliche Krippen-
sowie Kita-Plätze. Das sieht man auch an der
großen Nachfrage nach den Bundes- und insbeson-
dere nach den Landesmitteln, die Ministerin Kristin
Alheit hierfür zur Verfügung gestellt hat. Die Aus-
baumittel und die Betriebskostenzuschüsse gehen
weg wie geschnitten Brot.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das brauchen die Kommunen und Familien jetzt,
das hilft ihnen.

Nun könnte Frau wie Mann ja ihren oder seinen
Fehler mit dem Betreuungsgeld erkannt haben und
nun alles richtig machen. Die Flucht nach vorn ist

bekanntlich manchmal die beste. Aber nein, Fi-
nanzminister Schäuble will die frei werdenden Mit-
tel in den globalen Haushalt stecken und nicht in
die dringend notwendige frühkindliche Bildung
investieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht nur mit
Blick auf die steigenden Flüchtlingszahlen - denn
auch diese Kinder haben einen Anspruch auf einen
Kita-Platz -, sondern auch für die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gibt es keine bessere Investition.

(Beifall SPD und Wolfgang Dudda [PIRA-
TEN])

Daher fordern wir, dass die jetzt frei werdenden
Mittel unverzüglich über die Länder für weitere Be-
treuungsplätze und eine weitere Verbesserung der
Qualität der Bildung und Betreuung in der Kita ver-
wendet werden.

Wir stellen fest, dass die CDU Schleswig-Holstein
dazulernen kann. Anders können wir den Antrag
hier nicht deuten. So unter uns: Die Nordfrauen der
CDU hatten das ja schon viel früher erkannt. Liebe
CDU, vielleicht wäre es schlauer, öfter auf Ihre
Frauen zu hören. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Jetzt hat die Kollegin Katja Rathje-
Hoffmann von der CDU-Fraktion das Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Bundesverfassungsgericht hat im Juli der Nor-
menkontrollklage Hamburgs in vollem Umfang
stattgegeben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Nach Ansicht der Klägerin hat der Bund verfas-
sungsrechtlich keine Kompetenzen für eine solche
Sozialleistung. Ich denke, dass unter allen Beteilig-
ten - Befürwortern und Kritikern des Betreuungs-
geldes - Einigkeit besteht, dass dieses Geld auch
weiterhin Familien zugutekommen muss.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Nicht unerwartet werden wir uns wahrscheinlich
darüber streiten, wie wir es für die Familien einset-
zen wollen. Immerhin geht es um Bundesmittel in
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Höhe von ungefähr 1 Milliarde €. Das sind für
Schleswig-Holstein anteilig an die 30 Millionen €.
Es ist kein Geheimnis, dass wir als CDU Schles-
wig-Holsteins nicht gerade die großen Befürworter
des Betreuungsgeldes des Bundes waren. Das ist
Fakt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ist das so?)

- Lesen Sie doch die Protokolle, Herr Stegner.
Dann werden Sie es sehen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Von der CDU-
Fraktion? Die kennen wir nicht!)

Wir schlugen seinerzeit vor, andere Wege zu gehen,
als direkte Geldzahlungen an die erziehenden El-
ternteile zu leisten. Unsere Vorstellung ist nun - da-
mit sind wir mit unserem Antrag konkreter als die
Koalitionsparteien -, die Bundesmittel zweckgebun-
den für die Verbesserung der Qualität in der Ki-
ta und den Ausbau der Betreuungsangebote im
Land einzusetzen.

(Peter Lehnert [CDU]: Und nicht für Wahl-
geschenke!)

Frau Alheit, Sie haben nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes gesagt, dass die richtige Prio-
ritätensetzungen im Interesse der Kinder weitere
Betreuungsplätze und eine Verbesserung der Quali-
tät von Bildung und Betreuung in der Kita seien.
Das ist alles richtig. Nur handeln Sie nicht danach.

Zur Qualitätsverbesserung und zum Ausbau des
Betreuungsangebotes müssen die Gelder auch in
der Kita und nicht bei den Eltern ankommen, wie
Sie es mit Ihrem Krippengeld ab 2017 planen.

(Beifall CDU - Lars Winter [SPD]: Beides!)

Denn mit dem Krippengeld sind weder mehr Er-
zieher in der Kita noch bessere Betreuungszeiten
abgedeckt. Weder sind bessere Fortbildungsange-
bote geschaffen, noch wird die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf merkbar attraktiver. Im Interesse
der Kinder muss daher sichergestellt werden, dass
auch die Landesgelder in der Kita und damit bei
den Kindern ankommen. Mehr Personal in den
Kindertagesstätten ist unserer Meinung nach der
beste Weg, um die Situation für Kinder, Erzieherin-
nen und Erzieher und auch für die Eltern zu verbes-
sern.

(Beifall CDU und Dr. Heiner Garg [FDP])

Wir schließen uns der Meinung der jüngsten Studie
der Bertelsmann Stiftung an, die sagt, dass für eine
gute Qualität Kapazitäten und gute Beschäftigungs-
bedingungen zentrale und strukturelle Vorausset-

zungen sind. Aktuell beträgt der Betreuungs-
schlüssel, so die Studie, im Krippenbereich im Lan-
desdurchschnitt 1:3,7, also eine Fachkraft betreut
im Schnitt 3,7 Kinder. Bei den Elementarkindern ab
dem dritten Lebensjahr ist das Verhältnis 1:8,9. Das
entspricht ungefähr dem westdeutschen Durch-
schnitt. Die Empfehlungen der Fachleute und Wis-
senschaftler der Stiftung werden jedoch nicht er-
reicht. Sie lauten 1:3 in der Krippe und 1:7,5 im
Elementarbereich.

Wir haben die Absicht - das finden Sie auch in un-
serem Kita-Positionspapier, das wir vor einiger Zeit
in der Fraktion verabschiedet haben -, den Perso-
nalschlüssel im Elementarbereich schrittweise zu
erhöhen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Ich brenne darauf!

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Stegner, bitte sehr.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Liebe Frau Kolle-
gin Rathje-Hoffmann, ich habe Ihnen ganz
fasziniert zugehört. Aber wenn man all das,
was Sie vorgetragen haben, so nimmt, wie
Sie es gesagt haben, dann müssten Sie doch
eigentlich begrüßen, dass die Koalition nicht
nur das eine fordert, sondern das andere an-
gekündigt hat, nämlich dass sie den Betreu-
ungsschlüssel verbessern und die Qualität
steigern will.

Mir war es bisher neu, dass das komplett die
Position der Union ist. Das finde ich ja ganz
erfreulich. Aber dann müssten Sie das doch
eigentlich unterstützen und auch unterstüt-
zen, dass wir uns in den letzten Tarifverhand-
lungen an die Seite der Erzieherinnen gestellt
haben. Also ist doch eigentlich alles gut bei
der Regierung, oder sehe ich das falsch?

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Aus Ihrer Sicht würde ich das auch so behaupten.
Aber ich finde, dass eine gute Betreuungsqualität
erst einmal damit anfängt, dass wir genügend Erzie-
herinnen für die Kinder haben, und nicht damit,
dass wir den Eltern 100 € in die Tasche drücken
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und sagen: Jetzt wird alles gut. - Wir wollen das
Geld direkt dahin geben, wo die Kinder sind, näm-
lich in die Kindertagesstätten, Herr Stegner. Das
unterscheidet uns.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine weitere Bemer-
kung des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Es muss an meiner
schlechten Formulierungskunst liegen, Frau
Kollegin. Aber ich hatte eigentlich darauf
hingewiesen, dass wir beides tun: das eine,
den Familien zu helfen, und das andere, dass
wir die Qualität in den Kitas verbessern. Bei-
des tun wir. Das müssten Sie doch richtig
finden.

Oder wollten Sie sagen, Frau Kollegin Rath-
je-Hoffmann, Sie finden es richtig, nur die
Kindertagesstätten zu unterstützen und nicht
den Familien zu helfen? Wenn Sie das sagen
wollten, dann sind wir ein Stück klüger ge-
worden.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Wir haben Prioritäten. Die erste Priorität ist die gu-
te Betreuung für die Kinder.

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])

Eltern sind natürlich mit den Kindergartenbeiträgen
belastet. Aber die, die wenig Geld haben, zahlen
heutzutage sowieso schon nichts, weil es eine Sozi-
alstaffel gibt.

(Beifall Volker Dornquast [CDU] - Zuruf
Serpil Midyatli [SPD])

Ich denke aber nicht, dass wir den gut verdienenden
Mittelständler damit entlasten sollten, sondern dass
wir das direkt bei den Kindern in den Kindertages-
stätten einsetzen sollten. Da sind wir auseinander,
Herr Stegner.

(Beifall CDU)

Das ist nun einmal so. Das müssen Sie akzeptieren.
Ich denke, das ist auch nicht schlimm.

Wir werden - das werden wir schon in diesem
Haushalt berücksichtigen - den Betreuungsschlüssel
in den Kindertagesstätten Schritt für Schritt verbes-
sern. Mit den 30 Millionen € aus dem Betreuungs-
geld wollen wir uns auch im Bereich der Krippen-
kinder engagieren. Wir stehen für flexiblere Be-

treuungszeiten. Wir stehen für einen besseren Be-
treuungsschlüssel und wollen auch bessere Fortbil-
dungsangebote vorhalten. Bedarf gibt es in allen
Bereichen in den Kindertagesstätten.

Wir wissen, dass sich die Anforderungen an den
frühkindlichen Bereich enorm weiterentwickelt ha-
ben. Kitas haben heute einen Bildungsauftrag und
sind viel mehr als nur Aufbewahren und Spielen.
Das Eintrittsalter der Kinder wird immer geringer.
Gerade auch im städtischen Bereich muss zudem
häufiger Sprachunterricht erteilt werden. Auch In-
klusion braucht zusätzliches Fachpersonal.

Nicht zu vergessen: Wir stehen vor der neuen Her-
ausforderung durch die zunehmende Anzahl von
Flüchtlingskindern in unseren Kindertagesstätten,
die wir auch von Anfang an für einen guten Start in
unser Bildungssystem fördern müssen.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, wir halten nichts von
einseitigen Wahlgeschenken à la Krippengeld kurz
vor der nächsten Landtagswahl 2017.

(Beifall CDU)

Wir verfolgen eine andere Art von moderner Fami-
lienpolitik. Das habe ich eben erläutert. Ich meine,
das war sehr deutlich.

Wir wollen uns den Herausforderungen stellen. Wir
sind für kleinere Gruppen und für Erzieherinnen,
die mehr Zeit für die Kinder haben. Sie stehen im
Spannungsfeld zwischen Pädagogik, Elterngesprä-
chen und Dokumentation. Wir wollen mehr Betreu-
ung und Förderung für das einzelne Kind und mehr
Zeit für das Kind in der Kita. - Danke schön.

(Beifall CDU und Dr. Heiner Garg [FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich danke Ihnen. - Die Herausforderung war jetzt,
in einem Satz zu Ende zu kommen.

Jetzt hat Frau Kollegin Dr. Marret Bohn von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Eines klar: Das Be-
treuungsgeld war falsch, ist falsch und bleibt falsch.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Es ist falsch im Sinne der frühkindlichen Bildung.
Es ist falsch im Sinne der Vereinbarkeit von Fami-
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lie und Beruf. Es ist falsch im Sinne der Gleichstel-
lung.

Ich freue mich und finde es geradezu bemerkens-
wert, dass die Kollegin Rathje-Hoffmann hier einen
180-Grad-Schwenk hingelegt hat. Das war super,
liebe CDU. Das freut mich sehr.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Kinder und ihre Familien in Schleswig-Holstein
brauchen effektive Unterstützung und zielgenaue
Entlastung. Das sieht in den anderen Bundesländern
nicht anders aus. Ich denke, wir sind uns hier in
Schleswig-Holstein alle einig, dass die im Bundes-
haushalt für das Betreuungsgeld bereitgestellten
Mittel unbedingt an die Bundesländer gehen soll-
ten.

Diesen Vorschlag haben wir Grünen in Schleswig-
Holstein schon zu Oppositionszeiten gemacht, aber
leider ohne Erfolg. Heute haben wir die Gelegen-
heit, einen einstimmig gefassten Landtagsbeschluss
zu erreichen. Ich würde mich sehr freuen, wenn das
heute möglich wäre. Mit Finanzministerin Monika
Heinold habe ich darüber gesprochen, dass es uns
sehr wichtig ist - ich finde es sehr erfreulich, dass
sie das auch aufgenommen hat -, dass diese Mittel
nach dem Königsteiner Schlüssel verteilt werden.
Auch das wäre ein sehr großer Erfolg für Schles-
wig-Holstein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das Betreuungsgeld setzt massive Fehlanreize. Es
schließt Kinder von frühkindlicher Bildung aus. Es
ist genau das eingetreten, was wir damals in den
Debatten immer wieder gesagt haben: Nun ist nach-
gewiesen, dass insbesondere für einkommens-
schwache und bildungsferne Familien das Betreu-
ungsgeld ein völlig falscher Weg war. Selten habe
ich ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts so
sehr begrüßt wie dieses Urteil. Ich freue mich sehr
darüber.

Ich kann Ihnen nur sagen, dass es nichts Besseres
gibt, als wenn wir in Schleswig-Holstein für alle
Kinder gleiche Bildungschancen erreichen. Ich tei-
le die Einschätzung der Kollegin Serpil Midyatli.
Ich würde mich sehr freuen, wenn wir es schaffen
würden, die Flüchtlingskinder, die jetzt zu uns
kommen, auch zu integrieren, sodass sie Kontakt zu
Gleichaltrigen haben, die Sprache lernen. Bitte
stimmen Sie unserem Antrag zu. Dann haben wir
endlich eine bessere Familienpolitik in Schleswig-
Holstein. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der FDP erteile ich der
Abgeordneten Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Es ist nicht die erste und sicherlich
nicht die letzte Debatte zum Betreuungsgeld. Leider
wird dabei immer wieder einiges vermengt. Deswe-
gen möchte ich zu Beginn meiner Rede einige Fak-
ten klarstellen.

Ich zitiere aus dem Gesetzentwurf von CDU und
SPD vom Mai 2008, Bundestagsdrucksache 16/
9299. Dort heißt es in Artikel 1 Nummer 2:

„Ab 2013 soll für diejenigen Eltern, die ihre
Kinder von ein bis drei Jahren nicht in Ein-
richtungen betreuen lassen wollen oder kön-
nen, eine monatliche Zahlung (zum Beispiel
Betreuungsgeld) eingeführt werden.“

Liebe Frau Kollegin Midyatli, SPD und CDU ha-
ben das Betreuungsgeld eingeführt, allerdings oh-
ne diese verfehlte Leistung finanziell zu unterfüt-
tern.

(Volker Dornquast [CDU]: Warum hat das
keiner gemerkt?)

Diese undankbare, aber leider nun einmal gesetz-
lich vorgeschriebene Aufgabe wurde der nächsten
Regierung überlassen. Aber dass schwierige Ent-
scheidungen anderen überlassen werden, das ken-
nen wir auch aus Schleswig-Holstein.

(Serpil Midyatli [SPD]: Na klar!)

Wir sind der Freien und Hansestadt Hamburg dank-
bar, dass sie erfolgreich Klage gegen das Betreu-
ungsgeld geführt hat. Bedauerlich ist nur, dass es
wieder einmal ein Gericht war, das verfehlte Politik
korrigieren muss.

Meine Damen und Herren, die ablehnende Position
der FDP zum Betreuungsgeld ist hinlänglich be-
kannt. Anstatt 1 Milliarde € ohne Wirkung einfach
verpuffen zu lassen, sollten diese Mittel lieber in
die Verbesserung der Qualität der Kinderbetreu-
ung investiert werden. Da sind wir uns hier sicher
einig.

Für uns gehören dazu der Ausbau des flexiblen Be-
reichs der Tagesmütter und Tagesväter, die Qualifi-
zierung von Tagespflegepersonen sowie von Kin-
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dertagesstättenpersonal und vor allem die Verbes-
serung des Personalschlüssels.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, mit einer gewissen Ver-
wunderung habe ich den vorliegenden Antrag der
Koalition aufgenommen. Diesen halten wir nicht
für inhaltlich falsch. Die Länderhoheit über die
Verwendung der Mittel zu schaffen, ist richtig.
Vielmehr haben wir im Januar vergangenen Jahres
einen Antrag mit genau dieser Zielrichtung gestellt.
Dieser wurde von Ihnen damals abgelehnt. Ich zi-
tiere die Abgeordnete Trauernicht vom 19. Februar
2014:

„Wir werden diesem Antrag jedenfalls nicht
zustimmen, weil wir nicht die Länderhoheit
schaffen wollen, sondern nach wie vor das
Betreuungsgeld abschaffen wollen.“

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, ich verbuche es als
Lernfortschritt, dass die gesamte Regierungskoaliti-
on - die Grünen nehme ich dabei aus, weil sie diese
Einschätzung schon vorher hatten - es jetzt endlich
eingesehen hat.

Noch kurioser wird es, wenn man den Antrag von
Union und PIRATEN dazu liest. Wir haben also
einen SPD- und einen CDU-Antrag. Beide wollen
den Ländern die Mittel des Betreuungsgeldes zur
Verfügung stellen. Wer regiert eigentlich in Berlin?
Das ist doch eine Große Koalition. Warum nutzen
Sie denn nicht die Verbindung zu Ihren Abgeordne-
ten? Eines dokumentieren aus meiner Sicht beide
Anträge: Der neue Spitzenkandidat der CDU
Schleswig-Holstein und der sechste stellvertretende
Bundesvorsitzende der SPD können hier irgendwie
nicht viel ausrichten.

Auch die Position von Bundesfamilienministerin
Schwesig finde ich fragwürdig. Vollmundige An-
kündigungen, und dann folgt heiße Luft. Sie scheint
offensichtlich so schwach zu sein, dass sie in der
Großen Koalition nichts für die Kinder durchsetzen
kann, sodass sie jetzt Ihre Unterstützung braucht.

Außerdem müssen wir uns die Frage stellen, was
aus dem Landtagsbeschluss von Anfang letzten
Jahres geworden ist, den die Koalitionsfraktionen
mit ihrer Mehrheit beschlossen haben. Welche er-
folgreichen Initiativen hat Ministerin Alheit auf
Bundesebene vorzuweisen, um die Qualität der
Infrastruktur frühkindlicher Bildung zu verbes-
sern? Was macht das stimmige familienpolitische
Gesamtkonzept, welches entwickelt werden sollte?
- Heiße Luft.

Meine Damen und Herren, junge Familien brau-
chen Sicherheit für ein qualitativ hochwertiges
Betreuungsangebot, das flexibel nach den persön-
lichen Bedarfen der Eltern ausgestaltet ist. Dazu ge-
hört auch die Tagespflege, die in der Debatte immer
etwas herunterfällt, obwohl sie gerade für viele El-
tern für die notwendige Flexibilität sorgt und somit
die Wahlfreiheit überhaupt erst ermöglicht.

Aus diesem Grunde haben wir einen Änderungsan-
trag gestellt. Ich würde mich freuen, wenn Sie den
Mut hätten, sich zu den eigenen Ansprüchen im
Sinne der Kinder und Eltern zu bekennen und unse-
rem Antrag zuzustimmen. Wir werden beiden An-
trägen zustimmen, weil diese im Grundsatz die Li-
nie, die wir auch mittragen, widerspiegeln. Wir
meinen jedoch, dass unser Antrag die Realität bes-
ser abbildet. Dieser ist als Ergänzung zu verstehen.
Ich würde mich freuen, wenn Sie dem zustimmen
könnten. - Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Jetzt hat Wolfgang Dudda von der
Fraktion der PIRATEN das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sie wissen, wenn die Argumente schon fünfmal
vorgetragen worden sind, dann bin ich der Letzte,
der sie wiederholt. Aber das Betreuungsgeld - oder
volkstümlich Herdprämie genannt - ist so entsetz-
lich gewesen, dass man gar nicht oft genug darüber
reden kann, was das Verfassungsgericht daran
schlecht gefunden hat.

Das Betreuungsgeld ist frauenfeindlich gewesen
und war familienpolitisch ein untaugliches Instru-
ment. Ich bin sehr froh darüber und erspare mir
deshalb Weiteres. Das war nichts weiter als ein Kö-
der, um im Trüben zu fischen und Wählerfang zu
betreiben.

Die Herdprämie - und nur so nenne ist sie - hat vor
allem Frauen mit Migrationshintergrund den Weg
in ein selbstbestimmtes Leben erschwert. Die Herd-
prämie war vor allem für diejenigen gedacht, die
auf dieses Taschengeld eigentlich gut verzichten
könnten. Tragisch ist, dass wieder einmal die Men-
schen, die auf die Täuschung der Bundesregierung
reingefallen sind, diejenigen Menschen sind, die
mit dieser unehrlichen Finanzspritze kalkuliert ha-
ben und nun ratlos sind.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist in der Tat
nicht unsere Baustelle. Deshalb müssen wir jetzt
bei den Familienministerinnen und Ihrer Bundes-
ministerin Druck machen. Für uns als Landtag
bleibt das Ziel, das Geld kinder- und familien-
freundlich zu verwenden. Das bedeutet, dass die
Mittel in die Infrastruktur der Kindertagesstät-
ten und Krippen investiert werden müssen. Da ha-
ben wir auf allen Ebenen ausreichend Bedarf. Da-
bei geht es um Räume, um Gruppengrößen und um
qualifiziertes Personal. Es macht Sinn, das Geld in
die Infrastruktur zu geben, auch vor dem Hinter-
grund der zu uns kommenden geflüchteten Men-
schen und Familien.

Eigentlich ist es vollkommen egal, was wir mit dem
Geld machen. Alles ist besser, dienlicher und ziel-
gerichteter als die Herdprämie. Darum danke ich
der Koalition ausdrücklich für ihren Vorstoß, der
genau das abbildet, was auch wir PIRATEN wol-
len.

Der Antrag von CDU und PIRATEN geht an einer
Stelle präziser weiter. Daher erkenne ich auch nicht
ganz den Widerspruch zwischen dem Kollegen
Stegner und der Kollegin Rathje-Hoffmann. Wir
meinen, beides gehört zusammen, und beides
schließt sich nicht gegenseitig aus. Wir können bei-
den Anträgen zustimmen. Ich glaube, es ist aber
noch nicht beantragt worden, in der Sache abzu-
stimmen.

Mit dem FDP-Antrag können wir nicht so viel an-
fangen. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Kollegen des SSW erteile
ich dem Abgeordneten Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich gehe einfach einmal davon aus,
dass die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum Betreuungsgeld auch so manchen
CDU-Politiker hier im Land erleichtert hat. Für den
SSW muss ich jedenfalls ganz klar sagen: Endlich
ist dieser Irrweg beendet und dieser Murks vom
Tisch.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hier im Landtag wurden viele gute Argumente ge-
gen diese unsinnige Maßnahme vorgebracht. Egal,
auf welcher Ebene auch diskutiert wurde: Ich habe
kein einziges überzeugendes Argument für das Be-
treuungsgeld gehört.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir ehrlich sind, muss man sagen: Befürwor-
ter hatten es bei diesem Thema auch nie besonders
leicht. Denn ein Betreuungsgeld hält nicht nur die
Kinder, die es am dringendsten brauchen, vom Be-
such einer Bildungseinrichtung ab. Nein, durch
ein Betreuungsgeld bleiben noch dazu die Eltern,
die eher geringqualifiziert, alleinerziehend oder ge-
ringverdienend sind, dem Arbeitsmarkt fern. Das
macht es wirklich nicht gerade einfach, diese Maß-
nahme als sinnvolle Familienpolitik zu verkaufen.

Aber zum Glück muss sich mit dem Urteil aus
Karlsruhe nun kein Politiker mehr an diesem
schwierigen Kunststück versuchen. Stattdessen
müssen wir uns aber dringend Gedanken über die
alternative Verwendung der frei werdenden
Mittel machen. Immerhin geht es hier um fast
1 Milliarde €. Das weckt Begehrlichkeiten. Dabei
fehlt natürlich nicht an kreativen Ideen.

Hier sage ich aber ganz deutlich: Es ist völlig indis-
kutabel, bedürftige Familien gegen andere oder ge-
gen Flüchtlinge auszuspielen.

(Beifall SSW und SPD)

Auch der Hinweis auf völlig überraschende „unge-
plante Mehrausgaben“, die hiermit gedeckt werden
müssten, ist plump und unangebracht. Und von der
schwarzen Null eines Herrn Schäuble will ich gar
nicht reden. Natürlich war das Betreuungsgeld eine
unsinnige Idee. Trotzdem war es doch eindeutig ei-
ne Leistung für Kinder und Familien. Genau diese
Kinder und Familien müssen jetzt auch von diesem
Geld profitieren. Daran gibt es für den SSW nicht
den geringsten Zweifel.

Eines habe ich in diesem Zusammenhang schon
mehrmals betont. Das Betreuungsgeld war auch
deshalb ein familienpolitisches Armutszeugnis,
weil es uns eines ganz brutal vor Augen geführt hat:
Deutschland hat in der Familienpolitik bis heute
keine klar erkennbare Strategie oder gar ein schlüs-
siges Gesamtkonzept auf den Tisch gelegt. Wäh-
rend sich unsystematisch eine Geldleistung an die
andere reiht, hat das Betreuungsgeld sogar noch die
einfachsten Grundsätze der Sozial- und Gleichstel-
lungspolitik verfehlt. Es ist noch dazu nicht nur so-
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zial- und gleichstellungspolitisch falsch, sondern
auch bildungspolitisch völlig kontraproduktiv.

Doch unabhängig vom Betreuungsgeld ist eines
völlig klar: Viele junge Familien sind auf staatliche
Unterstützung angewiesen. Als Rahmen hierfür
brauchen wir in meinen Augen endlich ein moder-
nes Familienförderungskonzept.

Eine wichtige Tatsache darf man beim Blick nach
vorne aber nicht vergessen: Hier im Land gibt es
circa 1.000 Familien, die das Betreuungsgeld frist-
gerecht beantragt haben. Sie müssen ohne Frage
auch zu ihrem Recht kommen. Viele haben mit die-
sem Geld geplant oder mit Blick auf diese Mittel
auf die Bewerbung für einen Krippenplatz verzich-
tet. Auch wenn ich persönlich große Zweifel an die-
sem Betreuungsmodell habe, begrüßen wir aus-
drücklich den umfassenden Vertrauensschutz und
die damit verbundene Planungssicherheit für die
betroffenen Familien.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Übergeordnet gesehen gibt es für uns aber über-
haupt keinen Zweifel daran, dass dieses Geld beim
Ausbau qualifizierter Betreuungs- und Bildungsan-
gebote am allerbesten angelegt ist. Diese Koalition
hat völlig andere familien- und bildungspolitische
Vorstellungen als die Verfechter eines Betreuungs-
geldes.

Wir wollen den konsequenten Ausbau und eine ho-
he Qualität der frühkindlichen Bildung. Verbindli-
che Qualitätsstandards und eine angemessene Fi-
nanzierungsgrundlage sind für uns absolut unver-
zichtbar. Denn wir wollen endlich allen annähernd
gleiche Bildungschancen bieten.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass wir das Geld dafür haben, hat uns die Ge-
schichte um das Betreuungsgeld deutlich gezeigt.
Es geht eben nur darum, die richtigen Schwerpunk-
te zu setzen. Hierfür haben wir jetzt wieder weit
bessere Möglichkeiten. Diese werden wir entspre-
chend nutzen.

Jetzt zu den Anträgen: Dem Änderungsantrag der
FDP kann ich beim besten Willen so nicht zustim-
men.

(Anita Klahn [FDP]: Warum eigentlich
nicht?)

Aber dem Antrag der CDU, wenn es ein selbststän-
diger Antrag wäre, könnte ich durchweg zustim-
men. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für einen Dreiminutenbeitrag erteile
ich dem Abgeordneten Dr. Heiner Garg von der
Fraktion der FDP das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe
Kollegen! Ich habe mich aus drei Gründen noch
einmal zu Wort gemeldet.

Erstens. Wenn man sich anstrengt, kann man mit
Sicherheit ein paar ordentliche Argumente für ein
Betreuungsgeld finden, wenn man das Geld im
Überfluss hat. Da wir das aber weder in Landes-
haushalten noch im Bundeshaushalt haben und nie
haben werden, kommt es darauf an, Mittel so einzu-
setzen, dass sie in einem Höchstmaß bei denjenigen
ankommen, für die sie gedacht sind. Daher war das
Konstrukt des Betreuungsgeldes immer unsinnig.

Zweitens. Ich kann es mir nicht verkneifen, dazu et-
was zu sagen, weil ich vorhin fast einen Lachanfall
bei der Auseinandersetzung bekommen habe, wer
das Betreuungsgeld wollte, wer es nicht wollte und
wer schon immer dagegen war. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich kann mich an eine Jugend- und
Familienministerkonferenz erinnern, bei der dieses
Betreuungsgeld eines der Hauptthemen war. Ich
kann mich an die schmerzverzerrten Gesichter von
Kolleginnen von der SPD und von der CDU erin-
nern. Es wollte genau eine einzige Regionalgrup-
pierung haben: Das war die CSU. Ihr haben Sie da-
mals in der Großen Koalition nachgegeben, und wir
haben dem in der schwarz-gelben Koalition bedau-
erlicherweise nichts entgegengesetzt. Das ist die
Wahrheit des Betreuungsgeldes in der heutigen
Form.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich übrigens
nicht mit der Frage der familienpolitischen Kon-
zeption und der familienpolitischen Sinnhaftigkeit
oder Unsinnigkeit des Betreuungsgeldes auseinan-
dergesetzt, sonders es hat ganz profan und ganz zu-
treffend gesagt, dass es dem Bund schlicht nicht zu-
stehe, diese Regelung zu treffen, für die eigentlich
originär die Länder zuständig sind.

Genau das haben wir versucht, schon in der letzten
Legislaturperiode miteinander zu regeln, dass näm-
lich beim Betreuungsgeld, wenn es denn das Be-
treuungsgeld gibt - das war bis vor Kurzem der
Fall -, zumindest die Länder selbst entscheiden
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können, ob sie es auszahlen oder ob sie es in die In-
frastruktur stecken.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, ich hörte bei Ihrer Rede irgendwie
einen Punkt.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Punkt.

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gestatten Sie eine Bemerkung des Abgeordneten
Dr. Stegner?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja klar.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das sind ja gerade-
zu historische Stunden, in denen wir über das
Zustandekommen des Betreuungsgeldes auf-
geklärt werden. Gut, dass Sie das noch ein-
mal dargestellt haben.

Die Ironie der Geschichte liegt allerdings ein
bisschen darin, dass, wenn Sie die Begrün-
dung des Bundesverfassungsgerichts nennen,
das Bundesverfassungsgericht ausgerechnet
mit der Begründung das Betreuungsgeld ver-
worfen hat, mit der Bayern dem Grundgesetz
nicht zugestimmt hat, dass nämlich der Bund
gar nicht befugt ist, die Länder daran zu hin-
dern. Das einzige Land, das das so gesehen
und dem Grundgesetz mit der entsprechen-
den CSU-Mehrheit nicht zugestimmt hat, be-
kommt jetzt dieses Urteil.

Aber der entscheidende Punkt - und nur dar-
um ging es hier - in diesem Hause ist, dass
jedenfalls im Hause die Position klar gewe-
sen ist. Bei der Frau Kollegin Rathje-Hoff-
mann hatte ich immer den Eindruck, dass sie
nicht für ihre ganze Fraktion spricht. Wenn
das heute anders ist, freuen wir uns auch dar-
über.

(CDU: Aha!)

- Das war aber keine Frage an mich.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das war nur eine
Bemerkung!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch ein letzter
Punkt, weil ich gesehen habe, dass es offensichtlich

einige Irritationen wegen des FDP-Antrags gegeben
hat. Man kann zu ihm stehen, wie man will,

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

aber der Punkt ist: Tagesmütter und Tagesväter
sind jedenfalls aus meiner Sicht originärer Be-
standteil dieser Betreuungsinfrastruktur, weil
sie das Angebot überall dort, wo erstens der Eltern-
wille herrscht, wunderbar ergänzen. Zweitens wis-
sen Sie doch möglicherweise besser als ich - ich bin
seit zwei bis drei Jahren gar nicht mehr so dicht am
Thema dran -, dass die 100-%-Versorgung über-
haupt nie gewährleistet werden kann.

Vor diesem Hintergrund so zu tun, als ob das die
Fortsetzung des Betreuungsgeldes sei, ist entweder
sehr unwissend oder schlichtweg boshaft. Ich halte
das für eine sehr clevere und nicht nur liberale Idee,
sondern für eine Idee, die tatsächlich dazu beiträgt,
dem Elternwunsch und dem Elternwillen weiterhin
zu entsprechen.

Ich kann mich an Diskussionen mit SPD-Freunden
aus Pinneberg erinnern, die sich damals ebenfalls
zusammen mit der FDP dafür starkgemacht haben,
die Tagespflege mit Tagesmüttern und Tagesvätern
sowie ihre Ausbildungen zu stärken.

Vielleicht ist es eine Überlegung wert, das nicht
einfach in Bausch und Bogen abzulehnen. Ich glau-
be, dass alle drei Anträge zustimmungspflichtig
sind, weil sie alle drei denselben Geist haben. -
Herzlichen Dank für Ihre Geduld.

(Beifall SPD und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Dann erteile ich nun für die Landes-
regierung der Ministerin für Soziales, Gesundheit,
Wissenschaft und Gleichstellung, Kristin Alheit,
das Wort.

Kristin Alheit, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten! Es wird nieman-
den großartig verwundern, dass auch aus meiner
Sicht und aus Sicht der gesamten Landesregierung
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts ein gutes
Urteil war. Wie Serpil Midyatli schon gesagt hat:
Der 21. Juli 2015 war ein guter Tag.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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Das Betreuungsgeld hat keine echte Wahlfreiheit
geschaffen, und es hat sie auch nicht gestärkt; viel-
mehr hat es sogar noch Anreize geschaffen, Kinder
von Teilhabe an früher Bildung fernzuhalten. Das
war kontraproduktiv, gerade für diejenigen Kinder,
die auf frühe Bildungsanreize in Krippe und Kita
angewiesen sind. Das war von Anfang an Auffas-
sung dieser Landesregierung.

Mit der Feststellung der Verfassungswidrigkeit des
Betreuungsgeldes ist eine familien- und gleichstel-
lungspolitische Fehlleistung der früheren schwarz-
gelben Bundesregierung Geschichte. Ich glaube
auch, dass es daher wenig Sinn macht, den Streit
über das Betreuungsgeld weiterzuführen. Bayern
fordert ja nach wie vor - da ist sie wieder, die kleine
Gruppierung -, dass das Bundesgeld den Ländern
zweckgebunden für ein Landesbetreuungsgeld zu-
gewiesen wird. Ich bin ganz sicher, das wird nicht
funktionieren, juristisch nicht und vor allem auch
politisch nicht;

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich
glaube, es gibt in der Gesellschaft eine breite Zu-
stimmung für die Idee, die für das Betreuungsgeld
aufgewandten Mittel in anderer Weise für die För-
derung von Familien und Kindern einzusetzen.
Alle wissen, dass der Ausbau der Kita- und Betreu-
ungsplätze weitergehen muss. Alle wissen, dass der
Bedarf für U3 und für Ü3 weiter wächst. Alle vor-
liegenden Studien haben einen gemeinsamen Nen-
ner. Frau Rathje-Hoffmann hat darauf verwiesen.
Deutschland kann bei der Qualität von früher Bil-
dung und Betreuung noch eine Schippe drauflegen.
Alle wissen, dass Familien mit Kindern in unserem
Land überproportional eine Last tragen, weswegen
es richtig ist, ihnen auch wirtschaftlich die Luft zu
verschaffen, die sie als Familie brauchen, um Fami-
lie und Beruf zu vereinbaren. Die Idee der Famili-
enzeit ist dafür ein guter Ansatz.

Es wäre daher eine richtige Prioritätensetzung,
wenn die frei werdenden Betreuungsmittel in ande-
rer Weise für Familien und Kinder investiert wür-
den. Ich glaube, es wäre auch ein Zeichen für dieses
Land - Flemming Meyer hat schon darauf hinge-
wiesen -, dass wir es mit den Flüchtlingen schaffen
und es eben zugleich schaffen, die sozialen Interes-
sen von Familien und Kindern zu stärken. Es wäre
auch ein richtiges Zeichen gerade in Bezug auf die-
jenigen, die in teils demagogischer Weise unter-
wegs sind und das eine gegen das andere ausspielen
wollen, das Geld jetzt für Kinder und Familien ein-
zusetzen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Wolfgang Dudda [PIRATEN])

Völlig verfehlt wäre es, kurzfristig die frei werden-
den Mittel in den allgemeinen Haushalt zu überfüh-
ren. Dann hätten wir die Chance, eine hochgradig
umstrittene und meiner Ansicht nach verfehlte
Transferleistung in Zukunftspolitik zu verwandeln,
verpasst.

Der vorliegende Antrag der Koalitionsfraktionen
und auch der Antrag der CDU bestärken die Lan-
desregierung in ihrer bisherigen Linie. Ich appellie-
re daher nachdrücklich an den Bund, die frei wer-
denden Betreuungsgeldmittel für mehr und qualita-
tiv bessere Betreuungs- und Bildungsangebote
für Kinder zu verwenden. Das wäre ein Gewinn
für unsere Familien, für die Gesellschaft und für
uns alle. - Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Meine Damen und
Herren, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.
Ich schließe die Beratung und komme zur Abstim-
mung.

Ich bitte jetzt um Ihre Aufmerksamkeit. Der Kolle-
ge Arp hat mich darauf aufmerksam gemacht, dass
es den Wunsch gibt, die Änderungsanträge zu
selbstständigen Anträgen zu erklären. Gibt es dage-
gen Widerspruch? - Dann werden wir so verfahren.

Ich lasse zunächst über den Antrag der FDP-Frakti-
on Drucksache 18/3374 abstimmen. Wer diesem
Antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Das sind die Kollegin-
nen und Kollegen der FDP- und der CDU-Fraktion.
Wer lehnt den FDP-Antrag ab? - Das sind die Ab-
geordneten von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW. Wer enthält sich? - Das sind die Kolle-
gen der Piratenfraktion. Damit ist dieser Antrag mit
den Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abgeordneten des
SSW bei Enthaltung der Piratenfraktion abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag der CDU-Fraktion
und der Piratenfraktion abstimmen. Das ist der An-
trag Drucksache 18/3372 (neu). Wer diesem Antrag
seine Zustimmung erteilen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Das sind die Kollegen der FDP-
Fraktion, der CDU-Fraktion und der Piratenfrakti-
on, die Abgeordneten des SSW sowie die Kollegen
der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD. - Ich hatte den Eindruck, dass Herr Ku-
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bicki noch nachdenkt und gebe ihm jetzt die Chan-
ce zu sagen, ob er sich für oder gegen den Antrag
entscheidet oder sich neutral verhalten möchte.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Präsidentin,
ich beuge mich der Mehrheit des Hauses! -
Heiterkeit)

- Gut. Dann ist dem Antrag Drucksache 18/3372
(neu) mit den Stimmen aller Fraktionen und aller
Abgeordneten zustimmt worden.

Schließlich lasse ich über den Antrag der Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie
der Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/3354,
abstimmen. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Abgeordneten der Fraktionen von FDP und
PIRATEN, die Abgeordneten des SSW sowie der

Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD. Wer lehnt diesen Antrag ab? - Das sind die
Abgeordneten der CDU-Fraktion. Wer enthält sich?
- Das ist niemand. Damit ist dieser Antrag gegen
die Stimmen der CDU-Fraktion mehrheitlich verab-
schiedet worden.

Meine Damen und Herren, das war der letzte Ta-
gesordnungspunkt. Ich unterbreche die Tagung bis
morgen früh um 10 Uhr, wünsche Ihnen allen einen
guten Abend. Bis morgen!

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:06 Uhr
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